
ISSN 1864-0982

Landwirtschaft – Da 
ist der Wurm drin?!

 

 

Rundbrief
 Forum Umwelt & Entwicklung

01/2012



	 |    Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 1/2012

Schwerpunkt                                                                       

EU-Agrarpolitik entwicklungsfördernd ausgestalten	 2
Für die GAP-Reform bietet die EU-Kommission  
Ansätze und Kritik
Berit Thomsen

Wir können uns auch selbst ernähren	 4
Auswirkungen der EU-Agrarpolitik auf den Süden
Kerstin Lanje

Meine Landwirtschaft	 6
Industrielle oder bäuerliche Landwirtschaft –  
das ist hier die Frage
Jochen Fritz und Harry Hoffmann

Wetten, dass der Hunger steigt?	 8
Der Einfluss von Finanzspekulationen auf  
Nahrungsmittelpreise
Markus Henn

Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung –  
eine Systemfrage	 10
Kathrin Birkel

Mogelpackung	 12
Klima-smarte Landwirtschaft nützt weder dem  
Klima noch der Landwirtschaft
Uwe Hoering

Land Grabbing: Globaler Widerstand formiert sich	 14
Weltweit vernetzen sich Menschen, um gemeinsam  
gegen den Ausverkauf von Land zu kämpfen
Evelyn Bahn

Chancen verantwortungsvoller Investitionen 
in Entwicklungsländern nutzen, Land Grabbing 
vermeiden	 16
Ein neues Positionspapier des BMZ
Dr. Stefan Schmitz

Prinzipien ohne Praxisrelevanz?	 18
Ein Blick hinter die sechs BMZ-Prinzipien zum  
Umgang mit Land Grabbing
Roman Herre und Carolin Callenius

AGROPOLY	 19
Wenige Konzerne beherrschen die weltweite  
Nahrungsmittelproduktion
Susanne Gura

Bye-bye BASF!	 21
Christof Potthof

Bioenergie – als Alibi zu schade	 22
László Maráz

Agrarwende jetzt!	 24
23.000 Menschen demonstrierten für eine  
Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik
Iris Kiefer und Jochen Fritz

Aktuell                                                                                    

»Die Zukunft, die wir wollen« 	 25
Erster Entwurf der Rio+20-Erklärung vorgelegt
Jürgen Maier

Eine wählenswerte Zukunft?	 26
Zum Bericht des High-Level Panel on Global  
Sustainability
Lili Fuhr 

Green Economy? – Nein Danke!	 28
Das Sozialforum in Porto Alegre und die  
Vorbereitung auf Rio+20
Michael Frein

Commons	 29
ein Kaleidoskop für die Zukunft die wir wollen
Stefan Tuschen

»Hilfe, ich werde enteignet!« 	 30
Vattenfalls Investor-to-State-Klage gegen den  
Atomausstieg
Peter Fuchs

McPlanet.com 2012 »Too BIG To Fail –  
Es gibt keinen Planeten B«	 31
Internationaler Bewegungskongress zu  
Globalisierung, Umwelt und globaler Gerechtigkeit
Thomas Gastmann

Themen und AGs                                                                    

Eine ökologische Schuldenbremse für Europa	 32
Die Weichen für die EU-Subventionen 2014 bis  
2020 werden jetzt gestellt
Konstantin Kreiser

Kohledämmerung in Deutschland?	 33
Mona Bricke

Wachstums- und Wertediskussion als roter Faden  
der Green Economy	 35
Rio+20-Konferenz des Forums Umwelt und Entwicklung
Claudia Kabel

Biomasse – nur in Maßen nachhaltig	 36
László Maráz

Kohlenstoffmarkt – Game Over?	 38
Eva Maria Filzmoser

Ratifizierungsprozess läuft schleppend	 39
Nagoya-Protokoll bislang von 92 Staaten unterzeichnet
Christian Schwarzer

Publikationen	 41

Veranstaltungen	 43

Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der 
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung gegründet und 
koordiniert die Aktivitäten der deutschen NRO in inter-
nationalen Politikprozessen zu nachhaltiger Entwicklung. 
Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring, Dachver- 
band der deutschen Natur- und Umweltschutzverbände 
(DNR) e.V.

Die nächste Ausgabe des Rundbriefs erscheint im 
Juni 2012

 

 

 

Rundbrief 01/2012 : Landwirtschaft – Da ist der Wurm drin?!

Impressum: 
Herausgeber:	 Forum Umwelt & Entwicklung 
	 Marienstr. 19-20, 10117 Berlin 
	 Telefon: 030/678 17 75 93 
	 Fax:	 030/678 17 75 80 
	 E-mail: info@forumue.de 
	 Internet: www.forumue.de

Verantwortlich:	Jürgen Maier
Redaktion:	 Alessa Hartmann 
Layout:	 studio114.de | Michael Chudoba
Titelbild:	 Wilhelmine Wulff / pixelio.de



Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 1/2012    |	 1

Liebe Leserinnen 
und Leser,
in einem guten landwirtschaftlichen Boden sollten viele Wür-
mer drin sein. In den biodiversitätsarmen Agrarsteppen, die 
sich leider immer weiter über den Globus ausbreiten,  sind lei-
der immer weniger Würmer. Der Wurm ist jedoch da drin, wo er 
nicht hingehört – nämlich in der Agrarpolitik. In kaum einer Wirt-
schaftsbranche ist die Kluft zwischen Nachhaltigkeits-Rhetorik 

und nicht nachhaltiger Realität so groß wie in der Landwirtschaft. Die Zahl der Hungernden 
ist heute mit über einer Milliarde so hoch wie lange nicht. Bei den Welternährungsgipfeln 1996 
und 2002 bekräftigten die Regierungen das Ziel, die damals bei etwa 840 Millionen liegende 
Zahl der Hungernden bis 2013 zu halbieren. Das heutige globale Landwirtschaftssystem ist of-
fenbar zwar durchaus zu Produktionssteigerungen in der Lage, aber diejenigen die darauf am 
dringendsten angewiesen wären, bekommen davon immer weniger ab. Gleichzeitig erregte 
in den letzten Wochen ein Bericht des UN-Sonderberichterstatters für Ernährung, Olivier de 
Schutter, Aufsehen. Mit der Ernährungslage in den Industriestaaten steht es laut de Schutter 
auch nicht zum Besten, ungesundes und dick machendes Essen sei auf dem Vormarsch und 
werde auch noch subventioniert. Er forderte Sondersteuern auf Dickmacher wie Fett und 
Zucker, um den Vormarsch industriell gefertigter Nahrung auf Kosten gesunder frischer Nah-
rung aufzuhalten. 

Bei einer auf neun Milliarden ansteigenden Weltbevölkerung bis Mitte des Jahrhunderts 
und gleichzeitig einer zunehmenden Erosion der Böden und Bodenfruchtbarkeit sowie stei-
genden Ansprüchen an Biomassenutzung sind Konflikte vorprogrammiert, gegen die der 
Strukturwandel in so manch anderem Wirtschaftszweig relativ einfach anmutet. 

In Deutschland wollen immer mehr Menschen Alternativen zu diesem Agrarsystem. Selbst 
vor den Ikonen des Fast Food macht dieser Trend nicht halt: ausgerechnet McDonalds war 
der erste Abnehmer, der die Verträge mit der Hühner-Großschlachterei »Wiesenhof« kün-
digte, als wegen eklatanter Hygienemängel im Februar ein Wiesenhof-Riesenschlachthof ge-
schlossen werden musste. Immer mehr solcher Skandale bringen eine Agrarpolitik in die De-
fensive, von der nicht nur die Verbraucher nichts haben, sondern auch immer weniger Bauern. 
»Bauernhöfe statt Agrarindustrie« war der Slogan, unter dem im Januar 23.000 Menschen in 
Berlin auf die Straßen gingen. Ein breites und buntes Bündnis, von Milchviehhaltern bis zu 
Tierschützern, Biobauern bis konventionellen Bauern, Umweltschützern bis Gourmetköchen 
sorgten parallel zur Grünen Woche für ein deutliches Misstrauensvotum gegen eine Agrar-
politik des Weiter-So. 

Im vorliegenden Rundbrief geht es um alle Facetten der aktuellen Debatte um Landwirt-
schaft, Ernährung sowie Biomassenutzung. In der Auseinandersetzung um Nachhaltigkeit, 
eine »grünere« Wirtschaft und den Schutz der Biosphäre werden in diesen Fragen noch hefti-
ge Interessengegensätze aufeinanderprallen. 

Ich hoffe das vorliegende Heft trägt zum besseren Verständnis bei. 

 

Jürgen Maier
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EU-Agrarpolitik 
entwicklungsfördernd 
ausgestalten
Für die GAP-Reform bietet die EU-
Kommission Ansätze und Kritik

Die Bundesregierung will sich für die Abschaffung der Exportsubventionen 
einsetzen. Das ist neu und ein Fortschritt, denn diesen Schritt hat die Zivilge-
sellschaft schon über Jahrzehnte gefordert. Allerdings wird dem Grundprob-
lem für diese Subventionen, die Überproduktion, noch nicht genügend entge-
gensetzt. 

U nd eben auch deshalb tut 
sich Bundeslandwirtschafts-
ministerin Ilse Aigner leicht 

mit der Ankündigung sich für die Ab-
schaffung der Exportsubventionen 
einzusetzen. Jedenfalls lässt sie auf 
eine Kleine Anfrage des Bundestags-
abgordneten Friedrich Ostendorff 
(Grüne) antworten: »Die Landwirt-
schaft produziert zunehmend markt
orientiert. Deshalb sind die Haushalts-
ausgaben für Exporterstattungen 
seit Beginn der 90er Jahre drastisch 
gesunken. Darüber hinaus haben sich 
bei vielen Agrarprodukten aufgrund 
veränderter Marktbedingungen die 
Preise auf den Weltmärkten und in 
der EU angenähert.« Vor allem ist 
über einen langen Zeitraum durch 
die Überschussproduktion der meist 
höhere EU-Binnenmarktpreis an den 
eher niedrigeren Weltmarktpreis an-
genähert worden. Das macht die Ex-

portsubventionen abkömmlich. Diese 
Logik muss gebrochen werden, damit 
die derzeit diskutierte GAP-Reform 
aus entwicklungspolitischer und bäu-
erlicher Sicht förderlich ist. 

Exporte legen zu
Interesse an Überschüssen haben 

vor allem exportorientierte Verarbei-
ter, deshalb liegt neben weiterverar-
beiteten Produkten wie Tomatenpaste 
das Augenmerk der Exportorientie-
rung auf veredelten Produkten wie 
Fleisch und Milch. Im Jahr 2007 be-
trägt der Selbstversorgungsgrad der 
EU-27 bei Schweinefleisch 108 Prozent 
und bei Geflügel 101 Prozent. Nach 
Angaben von Oxfam Deutschland 
stiegen die Geflügelexporte der EU-15 
von 1992 bis 2007 um knapp 120 Pro-
zent und die Schweinefleischexporte 
um 45 Prozent. Bei Milchprodukten 
beträgt der Selbstversorgungsgrad 

109 Prozent. Fallbeispiele in Entwick-
lungsländern belegen, dass Importe 
dieser landwirtschaftlichen Produkte 
aus der EU dort zu Störungen auf den 
heimischen Märkten geführt haben.

»Eine starke Landwirtschaft ist un-
erlässlich für die EU-Lebensmittelin-
dustrie und die weltweite Ernährungs-
sicherheit«, heißt es in der Präambel 
des Kommissionsvorschlags zur ge-
meinsamen Marktorganisation (GMO) 
der EU vom Oktober letzten Jahres. 
Die Exportorientierung soll dadurch 
weiterhin unter dem Deckmantel der 
weltweiten Ernährungssicherheit ge-
rechtfertigt werden. Dafür sollen nach 
Vorschlag der EU-Kommission die ein-
schlägigen alten Instrumente wie Ex-
portsubventionen und Intervention im 
Kern als Sicherheitsnetz beibehalten 
werden.

Während die Exportsubventionen 
die Differenz zwischen Weltmarkt-
preis und höheren Binnenlandpreis 
ausgleicht, entfaltet die Intervention 
preissenkende Wirkungen. Mit die-
sem Instrument werden zwar Über-
schüsse vom Markt genommen und 
eingelagert, aber immer wenn sich 
die Marktsituation entspannt und 
sich der Preis erholen könnte, werden 
Mengen aus den Interventionslagern 
wieder auf den Markt geworfen. Der 
Mengendruck auf den Preis beginnt 
von vorn. Beide Instrumente gehören 
abgeschafft, dafür müssen Rahmen-
bedingungen geschaffen werden, die 
der Überschussproduktion Einhalt ge-
bieten. 

Vorlage für Angebotssteuerung
Dafür gibt es im Kommissionsvor-

schlag zur Marktorganisation zumin-
dest strategische Spielräume, die aus 
entwicklungspolitischer Sicht unter-
stützenswert sind. Damit Bäuerinnen 
und Bauern künftig mehr Einfluss auf 
den Markt nehmen können, sollen 
sie sich am Markt bündeln, also sich 
zu Liefergemeinschaften zusammen 
schließen dürfen. Diese Möglichkeit 
ist auch im Milchpaket vom Dezember 
2010 verankert, das in den Kommissi-
onsvorschlägen übernommen wurde. 
In der Marktbündelung liegt die Chan-
ce, Einfluss auf das Angebot zu neh-
men und Überschüsse von vornherein 
zu vermeiden.

Des Weiteren spricht die EU-Kom-
mission von einer Anpassung des 
Angebots und zwar: »im Hinblick auf 
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lebende Pflanzen, Rindfleisch, Schwei-
nefleisch, Schaf- und Ziegenfleisch, 
Eier und Geflügelfleisch sollte die 
Möglichkeit vorgesehen werden, be-
stimmte Maßnahmen zu erlassen, um 
die Anpassung des Angebots an die 
Markterfordernisse zu erleichtern, 
was zur Stabilisierung der Märkte 
[...] betragen könnte.« Zwar sind die 
Maßnahmen dafür noch dünn, aber 
die Richtung ist wegweisend. Diese 
Spielräume können Bäuerinnen und 
Bauern gemeinsam mit entwicklungs-
politischen Vertretern nutzen und mit 
Leben füllen. Allesamt sind das kleine 
Hebel, um wirksame Marktmaßnah-
men zum Abbau der Überschüsse hin 
zur bedarfsgerechten Erzeugung zu 
entwickeln und auch weiterhin einzu-
fordern.

Weniger Ökodumping
Eine weitere Verordnung der EU-

Kommission zur EU-Agrarpolitik im 
Zeitraum 2014 bis 2020, die aus ent-
wicklungspolitischer Sicht bedeutsam 
ist, betrifft die Direktzahlungen an 
landwirtschaftliche Betriebe. Diese 
können handelsverzerrende Wirkun-
gen entfalten, indem sie indirekt die 
Preise für den Export künstlich ver-
billigen. Und im Vergleich zu den Ex-
portsubventionen nehmen die Direkt-
zahlungen den größten Anteil an den 
gesamten Agrarzahlungen ein. Im Jahr 
2010 wurden an Ausfuhrerstattungen 
385,1 Millionen Euro gezahlt und für 
Direktbeihilfen 39.675,7 Millionen Euro 
ausgegeben. 

Erstmalig hat die EU-Kommission 
eine soziale und ökologische Konditi-
onierung der Direktzahlungen vorge-
schlagen, wenn diese Zahlungen wei-
terhin in voller Gänze an die Betriebe 
ausgezahlt werden sollen. Den Erhalt 
von 30 Prozent der Direktzahlungen 
an ökologische Standards wie Frucht-
folge, Dauergrünland-Erhalt und öko-
logische Vorrangflächen zu binden, 
bietet die Möglichkeit, Ökodumping 
über Direktzahlungen abzumildern 
und die landwirtschaftliche Erzeu-
gung in Europa klimafreundlicher zu 
gestalten. Eben die Entwicklungslän-
der sind meist die Regionen, die auf 
den Klimawandel mit Dürre und/oder 
Überschwemmungen sehr sensibel re-
agieren. 

Neben noch zu schwacher Ausge-
staltung der ökologischen Standards 
ist vor allem bedauerlich, dass die 

Forderungen der Zivilgesellschaft in 
Deutschland, in die Fruchtfolge 20 
Prozent Eiweißpflanzen festzuschrei-
ben, nicht aufgenommen wurde. Da-
mit könnten aber drei Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen werden: 
Zum einen würden Sojaimporte aus 
Drittstaaten reduziert. Die Stickstoff-
produktion der Leguminosen würde 
zur Reduktion des Energieeinsatzes in 
der Landwirtschaft führen. Und nicht 
zuletzt würde es der Erweiterung der 
Artenvielfalt dienen.

Wettbewerbsverzerrung im Export
Die verbleibenden 70 Prozent der 

Direktzahlungen sollen nach dem 
Vorschlag der EU-Kommission mit 
Berücksichtigung der Arbeitskräf-
te gedeckelt und gestaffelt werden. 
Die derzeit fehlende Bindung an Ar-
beitskräfte bei den Direktzahlungen 
bevorteilt bekanntlich flächenstarke 
durchrationalisierte Betriebe gegen-
über bäuerlich wirtschaftenden Bau-
ernhöfen. Über beispielsweise den 
Anbau von Futtermitteln landet diese 
Wettbewerbsverzerrung auch indirekt 
in den Mägen von Hähnchen, Rind und 
Schwein. 

Allerdings macht sich das zumin-
dest nicht beim Futterzukauf in der 
Kasse der Tiererzeuger bemerkbar. 
Ein Futtermittelhändler von Raiffei-
sen in Lüneburg sagt am Telefon: »Die 
Futtermittelpreise hier in Deutschland 
orientieren sich am Weltmarkt.« Die 
Preise für Schweine-Endmastfutter 
und Milchleistungsfutter sind laut der 
Agrarmarkt Informationsgesellschaft 
(AMI) von Oktober 2009 bis Oktober 
2011 um je knapp 50 Prozent kräftig an-
gezogen. Die Kostenschere zwischen 

Erzeugerpreisen und Produktionskos-
ten ist immer enger geworden und vor 
allem bäuerlich wirtschaftende Betrie-
be leiden darunter. 

An diesem Beispiel zeigt sich, wie 
die derzeitige Ausgestaltung der Di-
rektzahlungen die Kostenführerschaft 
durchrationalisierter Betriebe zemen-
tiert und die Industrialisierung voran-
treibt. Diese Wettbewerbsverzerrung 
geht in den Export. Eine Bindung an 
Arbeitskräfte würde das Sozialdum-
ping auf den Weltmarkt mindern und 
bäuerlich ausgerichtete Betriebe hier 
in Deutschland und EU-weit stärken. 
Allerdings liegen die derzeitigen Vor-
schläge der EU-Kommission noch weit 
hinter den Erwartungen der bäuer-
lichen und entwicklungspolitischen 
Nichtregierungsorganisationen zu-
rück und werden kaum Wirkung zei-
gen. An den Investitionsförderungen 
für beispielsweise Stallbauten in der 
Zweiten Säule (Entwicklung des länd-
lichen Raums)soll sich noch wenig än-
dern. Diese Zahlungen puschen das 
Größenwachstum und müssen eben-
falls sozial und ökologisch angepasst 
werden. 

Die Vorschläge bieten noch viel Kri-
tik würdiges, aber auch wesentliche 
Anhaltspunkte. Die Kampagne »Mei-
ne Landwirtschaft« bietet die Chance, 
den gesellschaftlichen Druck weiter zu 
erhöhen.

Berit Thomsen

Die Autorin arbeitet bei der 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL).
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Bohnen aus Europa in Burkina Faso
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Wir können uns 
auch selbst 
ernähren
Auswirkungen der EU-Agrarpolitik auf den 
Süden

Derzeit überarbeitet die EU ihre Agrarpolitik. Seit November 2011 liegen die 
Legislativvorschläge der Kommission auf dem Tisch. Neben der langfristigen 
Ernährungssicherung in Europa ist ein wichtiges Ziel die »Deckung des wach-
senden weltweiten Nahrungsmittelbedarfs.« 1 Doch wird die vorgeschlagene 
Ausrichtung diesem Ziel wirklich gerecht? Eine Reise nach Burkina Faso zeigt, 
dass eine eigene Versorgung mit Lebensmitteln dort in einigen Jahren mög-
lich wäre. Die EU-Agrar- und Handelspolitik erschwert es den Bäuerinnen und 
Kleinproduzenten vor Ort jedoch, eine konkurrenzfähige Produktion vor Ort 
aufzubauen. 

U nsere Reise führt uns zu 
Madame Gariko, die eine Mol-
kerei in der Umgebung der 

Hauptstadt Ouagadougou betreibt. 
Mittlerweile produzieren dort 36 
Landwirt(inn)e(n) ganzjährig Milch. 
Das ist schon viel in Burkina Faso, denn 
in der Trockenzeit geben die Kühe 
kaum Milch. Aber die Bauern und Bäu-
erinnen haben es geschafft, das ganze 

Jahr über ihre Kühe zu ernähren: Sie 
verfüttern selbst angebautes Gras, 
Mais und die maisähnliche Pflanze 
Sorghum sowie eine lokale Bohnenart. 
Die kleine Molkerei verarbeitet täglich 
fast 200 Liter Milch. Doch nicht nur 
die Trockenheit macht es den Milch-
bauern und -bäuerinnen schwer: Ihre 
Produkte stehen im Wettbewerb mit 
billigen Importen, in diesem Fall kon-

kurrieren sie mit Milchpulver aus Eu-
ropa. Außerhalb der Hauptstadt ist es 
durchaus üblich, zur kleinen Packung 
Instantkaffee Milchpulver zu servie-
ren. Die lokale Milch ist einfach zu teu-
er für die kleinen Restaurants und Ki-
oske. Und fast der gesamte Joghurt im 
Land wird aus Milchpulver hergestellt. 
Die Molkerei von Madame Gariko da-
gegen macht dreimal in der Woche 
Joghurt aus Milch und verkauft die 
kleinen Becher für umgerechnet 30 
Cent. Doch Joghurt aus importiertem 
Milchpulver ist viel billiger. Der Import 
von Milchpulver sollte verboten wer-
den, fordern die Mitarbeiter(innen) 
von Madame Gariko deshalb.

Fleisch vom lokalen Schwein ist 
doppelt so teuer

Wir besuchen eine Bäckerei. Hier 
arbeiten 40 Bäcker, die täglich 2.400 
Brote herstellen. Das Brot wird direkt 
an die KundInnen verkauft. Es sind 
häufig Kinder, die das Baguette auf 
der Straße weiterverkaufen und so 
versuchen, ein wenig für ihre Familien 
hinzuzuverdienen. Zur Schule gehen 
sie meistens nicht. Anders als auf dem 
Land essen die Stadtmenschen in Bur-
kina Faso keinen Mais- oder Hirsebrei 
am Morgen. Die französischen Essge-
wohnheiten sind hier schon seit Lan-
gem alltäglich.

»Auf den importierten Weizen aus 
Europa und Kanada möchte hier nie-
mand verzichten – für gute Baguette 
braucht man Weizen«, erklärt der Bä-
ckermeister Samadoho Ourmane. Ein 
wenig lokalen Mais benutzt die Bäcke-
rei auch. »Der importierte Weizen ist 
so billig, da können unsere Bauern mit 
ihrem Mais oder ihrer Hirse nicht kon-
kurrieren.« Nichtregierungsorganisati-
onen fordern, dass zumindest ein Teil 
des Weizens ersetzt wird durch lokale 
Produkte. Maurice Oudet, seit vie-
len Jahren in Burkina Faso Missionar, 
denkt dabei an Mehl aus Süßkartoffeln 
und spielt mit dem Gedanken, Tortillas 
zu vermarkten. Tortillas werden aus 
Mais gemacht, den die Bauern und 
Bäuerinnen vor Ort anbauen könnten. 

Weitere Beispiele für die Folgen 
der EU-Agrarexportpolitik sind in an-
deren Ländern Westafrikas zu sehen: 
So hat der Evangelische Entwicklungs-
dienst recherchiert, dass Schweineflei-
scherzeuger in Kamerun nicht mehr 
konkurrenzfähig sind, weil importier-
tes Schweinefleisch aus der EU 2008 
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Samadoho Ourmane, Bäcker aus Burkina Faso
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nur einen Euro pro Kilo kostete, wäh-
rend frisches lokal erzeugtes Schwei-
nefleisch mehr als doppelt so teuer 
war. 

Ganz ohne Exportsubventionen 
werden beispielsweise Geflügelteile 
nach Westafrika exportiert, die in Eu-
ropa keine Abnehmer finden, weil hier 
am liebsten Hähnchenbrust gegessen 
wird. Die Folge: Die lokale Geflügel-
zucht und Fleischproduktion in Ghana 
ist fast völlig zusammengebrochen. 
Zahlreiche Arbeitsplätze gingen ver-
loren, was auch die Existenzgrundlage 
der Kleinbauern ruinierte, welche die 
Futtermittel angebaut haben. 

»Es sollte einen Schutz vor Importen 
geben«

Trotzdem ist es möglich, die Er-
nährung lokal zu sichern: Sichtlich 
stolz präsentiert Miriam Batango auf 
der Agrarmesse in Ouagadougou ihr 
Produkt: Reis aus Burkina Faso – von 
ihr und 40 weiteren LandwirtInnen 
angebaut. Er riecht gut, sieht lecker 
aus und die KundIinnen lieben ihn. 
»Wir können uns selbst ernähren, un-
ser Reis ist besser als der importierte 

Reis aus Asien und den USA«, sagt sie. 
»Wir haben Land, Männer und Frauen, 
Sonne […] wir können es schaffen«. 
Miriam Batango ist es trotz Schwie-
rigkeiten gelungen, sich ihr Auskom-
men zu sichern. Sie kann ihre Kinder 
zur Schule schicken und auch noch ein 
wenig sparen. Der Preis für importier-
ten Reis ist aktuell höher als der Preis 
für lokalen Reis – deshalb ist ihr Reis 
in Ouagadougo konkurrenzfähig. Die 
Reisbauern und -bäuerinnen fordern 
von ihrer Regierung: »Importierte Ag-
rarprodukte aus Europa, Asien und 
der USA dürfen nicht billiger sein als 
unsere Waren. Es sollte einen Schutz 
vor Importen geben.«

Bei der Reform der europäischen 
Agrarpolitik geht es letztlich um ein 
neues Leitbild der Europäischen Uni-
on – um eine neue Rolle als ökologi-
scher und entwicklungspolitischer 
großer Player auf dem Weltagrar-
markt, zum Wohle der LandwirtInne(n) 
und VerbraucherInnen hier und zum 
Wohle der an Hunger leidenden Men-
schen im Süden. Im Juni 2012 steht der 
Rio+20-Gipfel an – das wäre eine gute 
Gelegenheit, für Europa sich in einer 

neuen Rolle zu präsentieren – und 
nicht als weltgrößter verantwortungs-
scheuer Ex- und Importeur von Agrar-
produkten. 

Kerstin Lanje

Die Autorin ist Referentin für Welthandel und 
Ernährung bei MISEREOR.

1	 Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen, 18. November 2010, S. 2.
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Meine 
Landwirtschaft
Industrielle oder bäuerliche Landwirtschaft – 
das ist hier die Frage

Die Entscheidung über die Ausgestaltung der EU-Agrarreform wird in den Jah-
ren 2012 und 2013 fallen. Nachdem die Kommission ihre zaghaften Versuche 
einer ökologischeren und sozialeren Agrarpolitik vorgelegt hat, versuchen die 
Vertreter der Agrarindustrie bereits diese vorsichtigen Ansätze vehement zu 
verhindern. 

B isher werden nach dem 
Gießkannenprinzip die EU-
Gelder der Fläche nach verteilt. 

Große Unternehmen wie beispiels-
weise Südzucker und RWE verdienen 
so Millionen Euro an Steuergeldern. 
Um diesen Status quo zu zementie-
ren versuchen die Lobbyisten der 
Agrarindustrie ihren Einfluß auf die 
EU-Abgeordneten und die Mitglieder 
des Agrarrats spielen zu lassen. In 
Deutschland übernimmt diese Rolle 
der Deutsche Bauernverband (DBV), 
der sich gegen das Greening und eine 
Degression und Kappung der Zahlun-
gen stellt. Unterstützt wird er hier-

bei von Verbraucher- und Landwirt-
schaftsministerin Ilse Aigner. Dagegen 
stellt sich die Kampagne »Meine Land-
wirtschaft«, die sich für einen System-
wechsel in der Landwirtschaftspolitik 
einsetzt. Dieses Bündnis aus konven-
tionellen und biologisch wirtschaften-
den Bauern, Tierschützern, Umwelt-
schützern sowie Organisationen der 
Entwicklungszusammenarbeit setzt 
sich dafür ein, dass agrarpolitische 
Entscheidungen nicht länger in Brüs-
seler Hinterzimmern getroffen wer-
den. 

Allerdings werden der Kampagne 
hierbei bereits Steine in den Weg ge-

legt. So wurde versucht über interne 
Medien des DBV den Erfolg der »Wir 
haben es satt«-Demo im Januar 2012 
zu schmälern. Zudem wird versucht ei-
nen Keil zwischen konventionelle Bäu-
erInnen, biologisch wirtschaftenden 
BäuerInnen und VerbraucherInnen in 
diesem noch sehr jungen Bündnis zu 
treiben, indem man von einer Demo 
gegen »moderne und konventionelle« 
Landwirtschaft spricht − Bäuerinnen 
und Bauern, ob konventionell oder 
biologisch, werden nicht erwähnt.

Doch es ist trotz der geworfenen 
Nebelkerzen klar, dass es bei den an-
stehenden Entscheidungen keinesfalls 
um die Frage »Bio oder konventionell« 
geht, sondern darum, ob es in Euro-
pa in Zukunft eine Landwirtschaft in 
Bauern/Bäuerinnen-Hand oder eine 
Agrarindustrie in der Hand von Groß-
grundbesitzern und Kapitalgesell-
schaften geben wird. Die Aufgabe der 
Bauern ist es seit jeher die Bürger mit 
ausreichendem und gesundem Essen 
zu versorgen. Die industrielle Land-
wirtschaft hingegen schließt die Tore, 
wenn die Profite nicht mehr stimmen − 
öffentliche Interessen, wie der Erhalt 
der Umwelt und der Ernährungssou-
veränität stehen hinten an.

Das bäuerliche System ist nachhal-
tiger und für die Gesellschaft sicherer, 
auch wenn es immer stärker unter den 
Druck des »Wachsen oder Weichens« 
gerät. 

Obwohl die Grenzen zwischen den 
beiden Polen fließend sind, gibt es 
doch Projekte welche die negativen 
Auswirkungen der industriellen Land-
wirtschaft klar aufzeigen.

Der Geflügelschlachthof in Wie-
tze (geplant ist die Schlachtung von 
400.000 Hähnchen täglich) der 
Schlachthof von Thönnies in Weisen-
fels (20.000 Schweine täglich) oder 
das Müllermilchwerk in Leppersdorf, 
(jährlich 1,4 Milliarde Liter Milch) bil-
den nur den Gipfel des Eisberges in 
Deutschland. Momentan findet ein 
rasanter Konzentrationsprozess statt, 
der die Marktmacht der Bauern und 
Verbraucher immer stärker reduziert. 
Dieser Konzentrationsprozess in der 
Lebensmittelproduktion muss ge-
stoppt werden. 

Vor diesem Hintergrund wirken 
die Entwürfe von EU-Agrarkommissar 
Ciolos wie ein Tropfen auf dem hei-
ßen Stein. Doch seine Vorschläge, zum 
Beispiel eine Deckelung und Kappung 
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der EU-Gelder einzuführen, symbo-
lisieren einen neuen Weg und eine 
neue Denkart. 

Ein wichtiger erster Schritt hin zu 
einer angemessenen Verteilung der 
Subventionen wäre es beispielsweise 
die Arbeitskraft auf den Höfen mehr zu 
berücksichtigen. Ebenso sind die An-
sätze einer stärkeren Ökologisierung 
der Landwirtschaft unter dem Begriff 
Greening, sowie die vorgeschriebene 
Einhaltung einer Mindestfruchtfolge 
von mindestens drei Pflanzenarten 
gute Ansätze, welche aber noch stark 
verbesserungswürdig sind. Doch be-
reits jetzt versucht die Agrarindustrie 
diese Ansätze zu verhindern indem sie 
bewusst mit Begriffen aus der Zivil-
gesellschaft wie »Gerechtigkeit« und 
»Hungerbekämpfung« argumentiert 
und falsch informiert.

Gerechtigkeit – jeder Hektar zählt 
gleich

Das Argument der Agrarindustrie 
bezieht sich auf die Fläche – das Ar-
gument lautet »Jeder Hektar ist gleich 
und muss gleich bezahlt werden«. Sind 
jährliche Subventionszahlungen je Ar-
beitskraft von bis zu 150.000 Euro auf 
einem großflächigem reinem Acker-
baubetrieb gegenüber zum Teil unter 
8.000 Euro bei einem Milchviehbe-
trieb gerecht?

Gleichheit ist aber erst erreicht, 
wenn jede Arbeitskraft in der Land-
wirtschaft im gleichen Maße subventi-
oniert wird. 

Stillegungsflächen verursachen 
Hunger

Weiter argumentieren der DBV und 
Ministerin Aigner mit der Verantwor-
tung Europas für die Bekämpfung des 
weltweiten Hungers. Es heißt aus die-
sem Grund könnten wir nicht sieben 
Prozent unserer Flächen stilllegen. Al-
lerdings will niemand eine Stilllegung 
der Flächen − die Kampagne »Meine 
Landwirtschaft« fordert eine ökologi-
sche Intensivierung. Auf diesem Weg 
soll das Ziel der sieben Prozent öko-
logischen Vorrangflächen zu einer Bio-
topvernetzung beizutragen. 

Diese Flächen werden zu einer ge-
nerellen Ökologisierung der gesamten 
europäischen Landwirtschaft beitra-
gen. Dort sollen zum Beispiel Bienen-
weiden und Ackerrandstreifen ange-
legt werden, was einen bedeutenden 
Beitrag zum Artenschutz leistet. Hier 

darf auf keine Fall Mais für Biogasan-
lagen oder Raps zur Agrotreibstoffer-
zeugung produziert werden, was die 
Vertreter der Agrarindustrie mit ihren 
Kampagnen erreichen wollen.

Ja: Europa muss seiner Verantwor-
tung für die Bekämpfung des weltwei-
ten Hungers gerecht werden. Doch 
derzeit importieren wir Futtermittel 
von 30 Millionen Hektar (vor allem 
Soja) um unsere industrielle Tierhal-
tung weiter auszubauen und die Über-
schüsse später auf dem Weltmarkt zu 
dumpen. Wenn Rohstoffe für Biosprit 
und Biogasanlagen auf den sogen-
nanten Stillegungsflächen angebaut 
werden sollen, kann nicht gleichzeitig 
mit der angeblichen Sicherung der 
Welternährung argumentiert werden. 
Europa muss seinen Ressourcenver-
brauch deutlich reduzieren was bei-
spielsweise durch die Verhinderung 
von Lebensmittelverschwendung, der 
Verringerung des Einsatzes fossiler 
Energien in der Landwirtschaft, einem 
reduzierten Fleischverbrauch oder 
der Eindämmung von Lebensmittel-
spekulationen erreicht werden kann. 
Gerade mit der Fortführung des bis-
herigen agrarpolitischen Kurses ver-
ursachen wir weiter weltweit Hunger 
− eine ökologische Intensivierung un-
serer Landwirtschaft inklusive Vielfalt-
flächen würde dem entgegenwirken. 

Um diesen Irrweg zu verlassen 
und eine Veränderung in der Politik 
zu erreichen ist ein breites gesell-
schaftliches Bündnis vonnöten. Des-
wegen führt die Kampagne »Meine 
Landwirtschaft« ihre Arbeit auch 2012 
fort. Hierzu bedarf es weiterhin einer 
großen Bereitschaft sowohl der Ver-
braucher als auch der Bauernschaft 
sich aufeinander zu zubewegen und in 
einen ehrlichen und langfristigen Dia-
log einzusteigen. Dies ist Ziel unserer 
Veranstaltungsreihe »Bauer hält Hof«. 

Im April nimmt »Meine 
Landwirtschaft« wieder Fahrt auf!

Am 21. April feiern wir zur Einwei-
hung der »Wir haben es satt«-Skulp
t(o)ur ein »Bauer trifft Kiez«-Fest im 
Besselpark in Berlin Kreuzberg. Mit 
seiner 4,5 Tonnen schweren Skulpt(o)
ur machte sich Biobauer und Künst-
ler Stephan Kreppold im Januar von 
München aus auf den Weg zur »Wir 
haben es satt«-Demo vor dem Bundes-
kanzleramt. Die Skulpt(o)ur wird nun 
für circa ein Jahr in Berlin bleiben, als 

Mahnmal gegen stetige Industralisie-
rung der Landwirtschaft. 

Am 24.  April unterstützt die Kam-
pagne einen Aktionstag in Brüssel, 
bei dem im europäischen Parlament 
durch doe Organisationen Slow Food, 
IFOAM und das ARC Bündnis auf die 
Belange der Zivilgesellschaft in der 
bevorstehenden EU-Agrarreform hin-
gewiesen wird.

Anschließend werden wir bei der 
Agrarministerkonferenz in Konstanz 
am Bodensee am 26.  April eine öffent-
liche Agrarkonferenz abhalten. Hier 
sollen unsere Forderungen öffentlich 
diskutiert werden, um damit einen Ge-
genentwurf zur hinter verschlossenen 
Türen tagenden Agrarministerkonfe-
renz zu liefern.

Für den Herbst ist dann im August 
und September ein »Good Food Cara-
van« von Berlin nach Brüssel geplant 
sowie im Oktober und November ein 
Aktionsmonat vor den Büros der 99 
EU-Abgeordneten. Denn gerade jetzt 
müssen verstärkt die EU Abgeordne-
ten in die Pflicht genommen werden, 
sich für Bauernhöfe statt Agrarindus-
trie einzusetzen, da bei dieser Reform 
das EU-Parlament das erste Mal direkt 
Einfluss nehmen kann. Den Abgeord-
neten muss verdeutlicht werden, dass 
sie eine zentrale Rolle hinsichtlich der 
Zukunft nachhaltiger Landwirtschaft 
einnehmen – immerhin geht es bei der 
Agrarreform, bei der sie in unserem 
Namen abstimmen sollen, um über 40 
Prozent des EU-Haushaltes. 

Zudem hat der Trägerkreis der 
Kampagne »Meine Landwirtschaft« für 
2013 eine erneute Demonstration zur 
Grünen Woche beschlossen. Im Jahr 
der Bundestagswahl und der Entschei-
dung zur EU-Agrarrefom muss erneut 
ein deutliche Zeichen gesetzt setzen: 
Für Bauernhöfe in Bauernhand!

Jochen Fritz und  
Harry Hoffmann

Die Autoren koordinieren die Kampagne »Meine 
Landwirtschaft«.

 

 

 

Weitere Informationen: 
www.meine-landwirtschaft.de

http://www.meine-landwirtschaft.de
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Wetten, dass der 
Hunger steigt?
Der Einfluss von Finanzspekulationen auf 
Nahrungsmittelpreise

Der Handel an Rohstoffterminbörsen spielt in Europa und global eine immer 
wichtigere Rolle. Auch die Spekulation von Finanzinvestoren an diesen Börsen 
hat in letzter Zeit stark zugenommen. Mit ihren Wetten, meist auf steigende 
Preise, verursachen diese Investoren die Preisspitzen und -schwankungen mit, 
von denen sie angeblich nur profitieren. In der EU laufen derzeit Gesetzesre-
formen, die Spekulanten Grenzen setzen könnten.

Im täglichen Agrarinformations-
dienst »Agrarheute« gibt es eine 
Rubrik, deren Meldungen in etwa 

so klingen: »Die Weizenpreise an Matif 
und CBoT geraten unter Druck.« Hin-
ter diesen Kürzeln stecken die beiden 
wichtigsten Terminbörsen für Getrei-
de in Europa und den USA: das Chi-
cago Board of Trade und die Pariser 
Börse, beide seit einigen Jahren Teil 
von globalen Börsenkonzernen. 

Wie die täglichen Meldungen zei-
gen, haben Terminbörsen eine direk-
te Bedeutung für die Landwirtschaft 
hier in Deutschland. An ihnen können 
Bauern ihre Ernten mit Terminverträ-
gen (Futures) in die Zukunft hinein 
verkaufen, und umgekehrt können 

Verarbeiter diese Ernten kaufen. Ein 
Großteil der Termingeschäfte geht 
aber auf Zwischenhändler zurück. Auf 
diese Weise versuchen sich die Bau-
ern, Verarbeiter und Händler gegen 
Preisschwankungen abzusichern und 
ihr Risiko bei der Planung von Inves-
titionen zu mindern. Termingeschäfte 
werden dabei oft nicht physisch einge-
löst, sondern nur in Bargeld abgerech-
net, an der kleinen Frankfurter Agrar-
terminbörse zum Beispiel gibt es nur 
solche Geldgeschäfte.

In Europa ist der Terminhandel bei 
Weizen und Mais bis heute relativ 
klein. Die Gemeinsame EU-Agrarpoli-
tik (GAP) hat lange Zeit durch Eingrif-
fe in den physischen Handel das Ter-

mingeschäft überflüssig gemacht. Mit 
der Liberalisierung der GAP wachsen 
die europäischen Börsen derzeit aber 
stark und wahrscheinlich stehen wir 
erst am Beginn einer Zeitenwende 
im EU-Agrarmarkt. In den USA ist der 
Terminhandel dagegen schon viele 
Jahrzehnte etabliert. Deshalb sind für 
die globalen Getreidepreise die US-
Börsen, wie in Chicago, besonders 
relevant 

Doch wie in allen Wirtschaftsberei-
chen haben sich auch hier die Gewich-
te längst hin zu den Schwellenländern 
verschoben. Es existieren Schätzun-
gen, dass von allen global gehandel-
ten Agrarfutures inzwischen rund drei 
Viertel in Asien gehandelt werden, 
nur noch ein knappes Viertel in Nord-
amerika. In Städten wie Mumbai, Sao 
Paolo, Johannesburg, Kuala Lumpur 
und vielen anderen gibt es große Ag-
rarterminbörsen. Selbst China öffnet 
seine Märkte immer mehr für auslän-
disches Kapital.

Absicherung oder Spekulation?
Ob Bauern an Terminbörsen spe-

kulieren, darüber lässt sich streiten. 
Jedenfalls bieten Termingeschäfte, so-
bald nur noch Bargeld fließt, jedem die 
Möglichkeit zu wetten. Somit können 
auch Finanzakteure aktiv werden, die 
selbst nichts mit den physischen Roh-
stoffen zu tun haben. Dies ist in den 
letzten knapp zehn Jahren besonders 
stark in den USA geschehen. Nach ei-
ner Liberalisierung der dortigen Märk-
te strömten Banken, Pensionsfonds, 
Investmentfonds und Hedge Fonds in 
großer Zahl in den Markt und verspra-
chen Anlegern, sie könnten von stei-
genden Rohstoffpreisen profitieren.

Meist wurde dabei über sogenann-
te Indexfonds investiert, die einen 
Korb von Rohstoffpreisen mit Termin-
geschäften nachbilden. Diese Fonds 
investierten noch im Jahr 2003 nur un-
gefähr 15 Milliarden US Dollar in Roh-
stoffe, im Jahr 2008 waren es dann 
ungefähr 200 Milliarden. Daneben 
entwickelten sich auch viele andere 
Finanzprodukte wie börsengehandel-
te Rohstofffonds oder Rohstoffzerti-
fikate. Der Höhepunkt solcher Finan-
zinvestments war im Mai 2011 mit rund 
450 Milliarden US Dollar erreicht; seit-
dem sinkt er wieder deutlich ab. 

Was sind die Folgen dieser Geld-
ströme? Bekanntlich gab es 2007/08 
und 2010/11 globale Preissprünge 
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mit krassen Armutsfolgen: alleine 
für 2010 schätzt die Weltbank, dass 
44 Millionen Menschen zusätzlich 
durch steigende Öl- und Nahrungs-
mittelpreise verarmt sind. Was diese 
Sprünge ausgelöst hat, ist nicht leicht 
zu bestimmen. Steigende Nachfrage, 
auch durch Biosprit, und Produkti-
onsschwächen dürften beigetragen 
haben. Jedoch steigt die Weltbevöl-
kerung schon lange, während bis zum 
Anfang des Jahrtausends die Preise 
sanken. Und es gab zwar 2007/08 
durchaus ein knappes Angebot, aber 
in den letzten Jahren hat sich die 
Lagerhaltung wieder gut erholt. Im 
Januar 2012 meldete die Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (Food and Agri-
culture Organization of the United 
Nations – FAO) sogar einen neuen 
Ernterekord bei Weizen. 

Es gibt gute Argumente dafür, dass 
ein Teil der Preisspitzen auch auf die 
erwähnten spekulativen Geldströme 
zurückgeht. Die Geldmasse scheint 
zumindest zeitweise einen Einfluss auf 
die Preisbildung an den Terminmärk-
ten zu haben. Dies dürfte sich dann 
auch auf die physischen Märkte aus-
wirken, denn der Terminmarkt soll ja 
gerade den Preis auf den physischen 
Märkten vorhersagen. Inzwischen be-
legen auch immer mehr wissenschaft-
liche Studien einen Einfluss der Fi-
nanzspekulation auf Preise. Sie zeigen 
auch, dass die Rohstoffmärkte unter-
einander und mit den Finanzmärkten 
stärker als früher zusammenhängen. 

Wohl können Finanzspekulanten 
den Einfluss von Angebot und Nach-

frage nicht völlig außer Kraft setzen, 
aber kurz- bis mittelfristige Preisbla-
sen und –schwankungen sind wie bei 
jedem Finanzmarkt möglich – und die-
se sind aus Sicht der Allgemeinheit 
schlimm genug. Zu Recht sind deshalb 
auch in letzter Zeit Banken in der Kritik, 
die ihren Anlegern Rohstoffgeschäfte 
andrehen, allen voran die Deutsche 
Bank, die als einzige deutsche Bank 
auch international eine bedeutende 
Rolle in diesem Geschäft spielt.

Wird die EU ihre Agrarterminmärkte 
regulieren?

In der EU laufen zurzeit verschiede-
ne Reformen von Finanzmarktgeset-
zen, die auch für die Terminbörsen re-
levant sind, da diese als Finanzmärkte 
behandelt werden. In den letzten Zü-
gen ist eine neue Verordnung, mit der 
die außerbörslichen Termingeschäfte 
(OTC-Derivate) neu geregelt werden 
sollen. 

Vor allem verlangt die Verordnung, 
dass mehr Geschäfte zentral abgewi-
ckelt und besichert werden (»Clea-
ring«), für alle verbleibenden Ge-
schäfte soll es höhere Anforderungen 
geben. Außerdem werden sogenannte 
Transaktionsregister eingeführt, an die 
alle OTC-Geschäfte gemeldet werden 
müssen. Wie weit von der Verordnung 
auch Agrartermingeschäfte betroffen 
sind, ist nicht leicht zu sagen, da eben 
bislang gar kein Überblick darüber be-
steht, wer wie und wo handelt. Ein gro-
ßer Teil dürfte aber zu den Ausnahmen 
gehören, die es für Geschäfte gibt, an 
denen ein Nicht-Finanzakteur beteiligt 
ist.

Die zweite wichtige Reform betrifft 
die schon bestehende Richtlinie für 
Märkte über Finanzinstrumente (eng-
lisch abgekürzt MiFID). Hierzu hat 
die Kommission letztes Jahr Entwürfe 
vorgelegt, die nun von Europäischem 
Parlament und Rat diskutiert werden. 
In der MiFID soll es zwei Spezialpara-
graphen zu Rohstoffmärkten geben. 
Der eine schreibt einen wöchentlichen 
Bericht für alle Handelsplätze vor, der 
auch die Art der Händler verzeichnen 
muss. Das wäre sicherlich ein Fort-
schritt gegenüber der momentan oft 
unklaren Faktenlage. 

Der andere ist eine Vorgabe, dass 
jeder Handelsplatz eine Grenze für 
die Zahl der Verträge haben muss, die 
ein einzelner Händler halten darf. Dies 
ist ein Schritt in die richtige Richtung, 
allerdings wurde zugleich die Möglich-
keit für »alternative Maßnahmen mit 
gleichwertiger Wirkung« eröffnet, und 
auch sonst bietet die Vorschrift viele 
Schlupflöcher. 

Eine dritte Reform ist die der Richt-
linie zu Marktmissbrauch. Es geht hier 
vor allem um Insiderhandel. Auch hier 
sollen die Regeln verschärft und aus-
geweitet werden. Sogar in den physi-
schen Warenhandel soll eingegriffen 
werden können, sofern er eine Auswir-
kung auf den Terminmarkt hat. 

Eine Reihe von europäischen Nicht-
regierungsorganisationen setzen sich 
momentan dafür ein, dass in diesen 
laufenden Reformprozessen der Spe-
kulation mit Nahrungsmitteln Grenzen 
gesetzt und Schlupflöcher in den Ge-
setzen geschlossen werden. Denn Fi-
nanzspekulanten sollen nicht auf Kos-
ten der Gesellschaft von steigenden 
und schwankenden Preisen profitieren 
können.

Markus Henn 

Der Autor ist Referent für Finanzmärkte bei 
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung (WEED) 
in Berlin. 
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Antibiotikaeinsatz in 
der Nutztierhaltung – 
eine Systemfrage
Der aktuell diskutierte Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung ist vorder-
gründig ein verbraucher- und gesundheitspolitisches Problem. Doch wer den 
Antibiotikaeinsatz restriktiv reguliert, lockert eine der zentralen Schrauben 
des labilen Systems der Intensivtierhaltung. Kampagnen zu Antibiotika-Resis-
tenzen können ein Weg sein, das überhitzte Wachstum in der deutschen Tier-
produktion zu beenden.

A n einem nasskalten De-
zembertag im letzen Jahr 
betrat ich einen Discounter 

in Hamburg. Wie ein normaler Ver-
braucher lief ich durch die Gänge 
zur Kühltheke, wo ich schnell fand, 
wonach ich suchte: zwei Packungen 
frische Hähnchenschenkel. Das »Qua-
litätsfleisch aus Deutschland« war ein 
echtes Schnäppchen. Die insgesamt 
1.200 Gramm schlugen mit 3,78 Euro 
zu Buche. 3,78 für sechs stattliche 

Hühnchenteile. Billig ist Teil des Sys-
tems. Aber ist billig auch gleich gut 
und günstig?

Vier Wochen später erlangten 
die Hähnchenschenkel nationale 
Berühmtheit. Der BUND hatte sie, 
zusammen mit 19 weiteren Proben, 
auf MRSA (Methicillin-resistente Sta-
phylococcus aureus) und auf so ge-
nannte ESBL (Extended Spectrum 
Beta-Laktamasen)-produzierende 
Bakterien untersuchen lassen. Bei bei-

den Keimarten handelt es sich um Bak-
terien, die gegen humanmedizinisch 
sehr wichtige Antibiotikaklassen resis-
tent sind. Falls die Keime tatsächlich 
Infektionen auslösen – zum Beispiel 
Wundinfektionen, Harnwegsinfektio-
nen oder Blutvergiftungen – kann den 
Patienten mit nur noch wenigen Anti-
biotika geholfen werden.

In elf der zwanzig Frischfleisch-Pro-
ben wurden wir fündig. Diese Nach-
richt beschäftigte die Medien (»Das 
Huhn ist tot, die Keime leben noch« 
war nur eine der vielen schönen Bild-
unterschriften in diesen Tagen); sie 
erhitzte die Gemüter auf der Grünen 
Woche, die kurze Zeit später statt-
fand; sie motivierte Menschen, sich an 
der zweiten »Wir haben es satt«-Demo 
zu beteiligen, der sich letztendlich cir-
ca 23.000 Menschen anschlossen; und 
sie bewegte die zuständige Ministerin, 
Ilse Aigner, dazu, entschiedene Maß-
nahmen im Bereich des Antibiotika-
einsatzes anzukündigen. 

Für einige Menschen war jedoch 
nicht ersichtlich, warum sich der 
BUND überhaupt mit diesem Thema 
auseinandergesetzt und es zur Kam-
pagne gemacht hatte. War nicht der 
BUND eine Umweltorganisation, An-
tibiotikaeinsatz aber ein gesundheits-, 
vielleicht auch ein verbraucherpoliti-
sches Thema? Also etwas für die Ver-
braucherzentralen oder Foodwatch?

Tierproduktion in Deutschland   – 
mehr, größer, intensiver, 
konzentrierter

In den letzten zehn Jahren war die 
Nutztierhaltung in Deutschland ge-
kennzeichnet durch einen drastischen 
Anstieg der Produktion, eine weitere 
Intensivierung der Haltung und eine 
Konzentration der Betreiber. Um die 
Situation am Beispiel Geflügel einmal 
in Zahlen darzustellen: Von 2003 bis 
2010 stieg der Selbstversorgungsgrad 
in Deutschland von 74 Prozent auf 101 
Prozent, Tendenz steigend. Immer 
stärker wird auf den Export gesetzt. 
So schraubte sich die deutsche Aus-
fuhr von Lebendtieren beim Geflügel 
im Jahr 2010 auf 264 Millionen (ein 
Anstieg um 98 Prozent im Vergleich zu 
2001) und die von Geflügelfleisch auf 
satte 393.000 Tonnen (ein Zuwachs 
von sogar 154 Prozent). 99 Prozent der 
in Deutschland verkauften Masthähn-
chen entstammen der Intensivtierhal-
tung, sagt die Geflügelwirtschaft. Für 
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»Hühner vor dem Kanzleramt«. Die Aktion wurde von der Kampagne »Meine Landwirtschaft« und 
Campact organisiert, Anlass war die BUND-Studie zu Antibiotikaresistenten Keimen im Hühner-
fleisch.



Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 1/2012    |	 11

Sc
h

w
erpu

n
kt

ihre Körpermasse, die innerhalb von 
vier Wochen von 60 Gramm auf rund 
1600 Gramm hochschnellt, steht ihnen 
die Fläche eines Papiertaschentuchs 
zur Verfügung. Die Tiere teilen sich auf 
immer weniger Betriebe auf: Im Zeit-
raum 2003 bis 2010 schrumpfte die 
Zahl der Masthuhnbetriebe von 11.580 
um über die Hälfte auf 4.532. Während 
die Anzahl kleinerer Bestände im letz-
ten Jahrzehnt beträchtlich sank, stieg 
die Zahl der Bestände mit über 50 
000 Hühnern von 250 (1999/2000) auf 
384 (2010). 

Die Konsequenzen, die sich aus 
diesen Kennzahlen ergeben, sind be-
kannt: Die wachsenden Flächen, die 
die industrielle Tiermast hierzulande 
in den Ländern des Südens für die Er-
zeugung des Eiweißfutters in Beschlag 
nimmt; die ökologischen Folgen, die 
durch die Produktion in Deutschland 
entstehen (zum Beispiel durch Über-
düngung); die soziale Brutalität der 
Dumpingexporte von Geflügelteilen, 
die den hiesigen Verbrauchern nicht 
angeboten werden. Die ultrageringe 
landwirtschaftliche Wertschöpfung 
und der daraus resultierende Aus-
schluss bäuerlicher, nicht-industrieller 
Betriebe aus der Tiererzeugung in 
Deutschland. Und schließlich: Das un-
vorstellbare und doch offensichtliche 
Leid der Tiere, die die Produktionszyk-
len durchlaufen müssen. 

Intensivtierhaltung ohne 
Antibiotikaeinsatz nicht machbar

Offensichtlich ist aber auch, dass 
das System der Nutztierhaltung in 
Deutschland mittlerweile derartig 
überhitzt ist, dass nur noch wenige 
Schrauben den Kollaps verhindern. 
Der Einsatz von Antibiotika ist eine 
dieser Schrauben. Ohne Antibiotika 
und ihren strukturellen Einsatz wäre 
Intensivtierhaltung so nicht möglich. 
Zu gestresst und anfällig sind die Tie-
re, als dass sie ohne Antibiotikaeinsatz 
bis zur Schlachtung durchhalten könn-
ten. Zu dicht stehen sie aufeinander, 
als dass sich Keime nicht in Nullkom-
manix verbreiteten. 

Die im vergangenen Jahr bekannt 
gewordenen Studien aus Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen zeigen, 
wie wichtig Antibiotikaeinsatz für 
die Intensivtierhaltung ist. Laut der 
Studie aus Niedersachsen wird dort 
beispielsweise bei 82 Prozent der 
Masthuhnbetriebe, 77 Prozent der 

Mastschweinbetriebe und 100 Prozent 
der Mastkalbbetriebe Antibiotika ein-
gesetzt. Bei manchen Putenbetrieben 
lag die durchschnittliche Therapiehäu-
figkeit bei satten 81 Einzelgaben pro 
Tier. 

Gelingt es, den Antibiotikaeinsatz 
einzuschränken, sind die Akteure aus 
der Tierindustrie gezwungen, etwas 
am System zu ändern. Ziel des BUND 
sind in erster Linie bessere Haltungs-
standards für die Tiere. Hierdurch 
würde zum einen das Leid der Tiere 
gemindert. Notwendig würden Hal-
tungsformen, die in kleineren Bestän-
den und mit kleinerer Besatzdichte 
arbeiten. Haltungsformen, in denen 
die Würde und Gesundheit der Tiere 
gewahrt bleibt. 

Export- und Profitmaximierung 
müssten sich diesen Gegebenheiten 
unterordnen, da eine auf Antibioti-
kaeinsatz gestützte Turboproduktion 
eben nicht mehr möglich wäre. Eine 
tiergerechtere Produktion hätte einen 
angemessenen Preis zur Folge. Hier-
durch würde die überhitzte Nachfrage 
hierzulande sinken, und auf den Ex-
portmärkten könnte Deutschland sich 
nicht mehr am Kampf um das größte 
Wachstum im Billigsegment beteili-
gen. Gleichzeitig gilt es, die Nachfra-
ge nach Fleisch aus Ökolandbau und 
alternativen Haltungen über die bis-
lang beschämende Ein-Prozent-Hürde 
beim Marktanteil zu steigern. Wenn 
auf diesem Wege der bisherige Trend 
umgekehrt werden könnte – statt 
Wachstum in der industriellen Tier-
haltung, Senkung der Dichte und des 
Gesamtumfangs – kämen auch land-
wirtschaftliche Umweltziele endlich 
wieder in Sichtweite. 

Der »Antibiotikaskandal« und die 
Folgen

Nach Jahren der politisch geförder-
ten Exportfixierung der Fleischbran-
che erstaunt es nicht, dass die von Ilse 
Aigner angekündigten Maßnahmen 
zur Senkung des Antibiotikaeinsat-
zes vor allem Regelungen umfassen, 
die kosmetisch wirken und bisher die 
Haltungsbedingungen bisher unan-
getastet lassen. Stand der Vorschläge 
des BMELV ist derzeit: Der Antibioti-
kaeinsatz soll noch immer nicht zentral 
erfasst und ausgewertet werden. Es 
soll kein klares Senkungsziel geben. 
Und vor allem sollen die unakzeptab-
len Mindeststandards in der Intensiv-

tierhaltung weiterbestehen dürfen, 
obwohl sie den Großeinsatz von Anti-
biotika erst notwendig machen. 

Das stößt nicht nur bei den ein-
schlägigen NGOs auf Unverständnis. 
Auch die Länder sind sich einig, dass, 
neben direkten gesetzlichen Ände-
rungen zum Antibiotikaeinsatz, eine 
»Neudefinition von Tierhaltung mit 
europaweit klaren und umfassenden 
Standards einer tiergerechten Hal-
tung« unumgänglich ist. 

Immerhin hat die immer lautere ge-
sellschaftliche Diskussion zum Thema 
Intensivtierhaltung der Bundesregie-
rung und den Ländern gleich mehrere 
Baustellen aufgedungen. Überarbei-
tet werden sollen das Arzneimittel-
gesetz, das Tierschutzgesetz und das 
Baurecht.

Jetzt kommt es ganz besonders 
auf den Einsatz der NGOs an, die 
Novellen engagiert und konzertiert 
voranzutreiben und die Verknüpfung 
zur GAP herzustellen. Der BUND hat 
dazu Argumentationsvorschläge in 
seiner Recherche »Subventionen für 
die industrielle Fleischerzeugung in 
Deutschland« vorgelegt, die noch im 
Rahmen der Kampagne »Meine Land-
wirtschaft« ergänzt werden können. 

Die Diskussion über den Miss-
brauch von Antibiotika in der Inten-
sivtierhaltung hat eine neue »Window 
of opportunity« geöffnet, gerade auch 
wegen der großen öffentlichen Auf-
merksamkeit. Es gilt, diese Konzent-
ration und den Druck weiter aufrecht 
zu erhalten, und die politische Sen-
sibilität dafür zu nutzen, das System 
der Nutztierhaltung in Deutschland im 
besten Sinne nachhaltig zu verändern.

Kathrin Birkel

Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
(Agrarpolitik) beim Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND). 
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Mogelpackung
Klima-smarte Landwirtschaft nützt weder 
dem Klima noch der Landwirtschaft

Nicht weniger als einen »dreifachen Gewinn« versprechen Institutionen wie 
Weltbank und FAO mit der »Klima-smarten Landwirtschaft«: für die Bauern, 
die Ernährungssicherheit und für das Klima. Doch der Vorstoß spielt vor allem 
der Agrarindustrie in die Hände.

O hne Landwirtschaft 
kein Abkommen« verkündete 
Tina Joemat-Pettersen, Süd-

afrikas Agrarministerin kategorisch 
während der Klimaverhandlungen im 
Dezember vergangenen Jahres in Dur-
ban. Und sie war nicht allein: Bei einer 
Veranstaltung, der Weltbank, machten 
sich der frühere UN-Generalsekretär 
Kofi Annan, Jacob Zuma, Präsident 
des Gastgeber-Landes, und Äthiopi-
ens Präsident Meles Zenawi stark für 
eine »Klima-smarte Landwirtschaft«: 
In Durban sollten die Vereinten Nati-
onen ein entsprechendes Abkommen 
auf den Weg bringen.

Klima und Landwirtschaft – das 
scheint Sinn zu machen. Landwirt-
schaft gilt gleichermaßen als Opfer 
von Klimawandel wie als wesentliche 
Ursache. Allerdings sind sich Experten 
noch in vielen Fragen über die kon-
kreten Zusammenhänge uneins: Etwa 
über das Ausmaß dieses Beitrags, 

verglichen mit fossilen Energieträ-
gern, oder darüber, ob es nicht genau 
genommen die industrielle Landwirt-
schaft ist, die die Klimasünderin ist, 
während die nachhaltige, bäuerliche 
Landwirtschaft eher einen Ausweg 
verspricht.

Weitgehend unstrittig hingegen 
ist, dass eine Anpassung an den Kli-
mawandel, der – man erinnere sich − 
wesentlich durch die CO2-Emissionen 
der Industrieländer verursacht ist, er-
folgen muss. Wetterschwankungen, 
Trockenheit und Überflutung verlan-
gen der Landwirtschaft größere Flexi-
bilität und »Resiliance«, Widerstands-
fähigkeit, ab. Doch diese Adaptation, 
ihre Anpassungsfähigkeit, ist nur ein 
Aspekt der Klima-smarten Landwirt-
schaft – und wenn man sich die Dis-
kussion anschaut, bekommt man so-
gar den Eindruck, dass es sich um ein 
nachgeordnetes Anliegen handelt, 
auch, wenn es dabei um das Überle-

ben von Millionen bäuerlichen Famili-
enbetrieben geht. Den Klima-smarten 
Anwälten geht es hingegen eher um 
das Wohlergehen von Millionären.

Ein smartes Geschäftsmodell
Beispiel pfluglose Landwirtschaft: 

Die Theorie sagt, dass sie den Beitrag 
der Landwirtschaft zum Klimawandel 
verringern könne, indem sie verhin-
dert, dass CO2-Emissionen aus dem 
Boden freigesetzt werden. Damit 
wäre sie berechtigt, Emissionsgutha-
ben zu erwerben und am Emissions-
handel teilzunehmen. Bislang sind 
es allerdings vor allem großflächige 
kommerzielle Betriebe in Südamerika, 
die diese Methode anwenden. Und 
statt des Pflugs setzen sie Herbizide 
zur Unkrautvernichtung ein, sehr zur 
Freude von Monsanto und anderen 
Agrargift-Händlern, die denn auch zu 
den eifrigsten Befürwortern dieser so-
genannten Conservation Agriculture 
und ihrer Anerkennung als »Klima-
smart« gehören. Den Teufel Klima-
wandel mit dem Beelzebub Agrargifte 
austreiben, und damit auch noch das 
Geschäft ankurbeln für Agrarindustrie 
und Konzerne eine wahrhaft smarte 
Lösung.

Mit Wäldern lassen sich bereits 
Emissionsguthaben erwerben. Der 
Verzicht auf eine Abholzung von Na-
turwäldern verhindert Emissionen, 
Aufforstung bindet Treibhausgase aus 
der Atmosphäre. Das UN-Waldschutz-
programm REDD+ (Reducing Emissi-
ons from Deforestation and Degra-
dation) betrachtet daher Wälder als 
CO2-Senken und regelt, wie mit ihnen 
Emissionszertifikate erworben werden 
können, mit denen Unternehmen in 
Industrieländern beispielsweise ihre 
Klimabilanz verbessern können. Emis-
sionsguthaben können auch durch 
Aufforstung mit schnell wachsenden 
Baumarten erworben werden und 
die Bäume dann nach einigen Jahren 
an die Papierindustrie verscherbelt 
werden. »Durch dieses Schema wer-
den Menschen aus den Wäldern ver-
trieben«, erklärt Winnie Overbeek 
von der World Rainforest Movement, 
»wir sagen daher ganz klar ‚Nein‘ zu 
REDD+«. Ein Beispiel sind Baumplan-
tagen der New Forests Company in 
Uganda, durch die über 20.000 Men-
schen vertrieben wurden.

Anders ist die Situation vorerst 
noch für Böden, sprich: für landwirt-
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schaftlich genutzte Flächen. Ihre 
Funktion als Senken muss erst von den 
zuständigen Gremien der UN-Klima-
rahmenkonvention anerkannt werden. 
Mit der mehr oder minder vagen Aus-
sicht, Klimaemissionen zu verringern 
oder Treibhausgase zu speichern, 
würde nach der Forst- dann auch die 
Landwirtschaft in den Emissionshan-
del einbezogen – und damit attraktiver 
gemacht für Investoren. Über Agrar-
produktion und Bodenspekulation 
hinaus könnten sie damit ein Zubrot 
verdienen, ihre Einnahmen diversifi-
zieren und die wirtschaftlichen Risiken 
verteilen.

»Window dressing« – die 
bäuerliche Landwirtschaft als 
Schaufensterpuppe

Zynischerweise wird die Klima-
smarte Landwirtschaft allerdings von 
so bewährten Armutsbekämpfern wie 
der Weltbank als Förderung bäuerli-
cher Landwirtschaft verkauft. Dafür 
hat sie beispielsweise das Kenya Bio-
carbon Project gestartet, bei dem 
Tausende Bauern Maßnahmen gegen 
die Bodenerosion durchführen und 
degradierte Böden verbessern, um 
so mehr Kohlenstoff zu speichern. 
Dieses Projekt, das bis zu eine Milli-
on US Dollar kostet, soll höhere Pro-
duktivität und bessere Anpassung an 
den Klimawandel bringen. Soweit, so 
sinnvoll, werden doch organische An-
baumethoden wie Bodenbedecken-
de Anbaufrüchte, Gründüngung und 
Agroforstwirtschaft, die bislang bei 
der Weltbank als unproduktiv galten, 
gewürdigt. Allerdings soll das Projekt 
vor allem für die Idee der Emissions-
minderung werben.

Ist der positive Beitrag zum Klima-
schutz (Mitigation) schon fragwürdig, 
so ist er für die Bauern erst recht zwei-
felhaft. Die nichtstaatliche Entwick-
lungsorganisation IATP stellte fest, 
dass sich die Sache nämlich nicht rech-
net. Danach würde das zusätzliche Ein-
kommen durch Emissionsminderung 
über eine 20jährige Laufzeit bei etwa 
einem US-Dollar pro Bauern und Jahr 
liegen. Projekte wie beispielsweise in 
Kenia funktionieren nur mit Entwick-
lungsgeldern.

Die bekannte kenianische Auffors-
tungskampagne Green Belt Move-
ment hat bereits Erfahrung mit dem 
Konzept. Mitte des vergangenen Jahr-
zehnts ließ sie sich anwerben für ein 

Pilotprojekt der Weltbank, wie durch 
Aufforstung Emissionen vermindert 
werden könnten. Die ländliche Bevöl-
kerung sollte auf Brachland Bäume 
pflanzen und damit hunderttausende 
Tonnen CO2 versenken. Anfang De-
zember stellte GBM jetzt einen Bericht 
darüber vor. Darin listet sie zahlreiche 
»Herausforderungen« auf: Hohe Kos-
ten und unzulängliche Finanzierung, 
Schwierigkeiten, die Bevölkerung zu 
beteiligen und unzureichende staat-
liche Unterstützung. Das Verfahren, 
Emissions-Gutschriften zu bekommen, 
sei kompliziert, die Zeit, bis Einnah-
men fließen, viel zu lang. Und am Ende 
hätten sie weniger eingenommen, als 
sie investiert hätten. Das Resümee: 
Die Projekte würde weder der Bevöl-
kerung noch den Wäldern helfen. Den 
größten Nutzen hätten Experten und 
Berater.

Aufschub
Der Vorsitzende der Afrika-Gruppe 

in Durban, Tosi Mpanu-Mpanu, äu-
ßerte denn auch Zweifel, dass die-
ser Emissionshandel für Afrika etwas 
bringt. Die meisten Felder seien »zu 
klein, um genug Kohlenstoff einzula-
gern, damit sich ein Verkauf lohnen 
würde. Wir haben den Verdacht, dass 
derartige Ausgleichsmechanismen zu 
einer Perversion der Landwirtschaft 
führen können, indem Bauern nur 
noch anbauen, was Anreize bietet, und 
herkömmliche Nutzpflanzen aufge-
ben.« Ganz anders könnte sich die Sa-
che allerdings für große Betriebe und 
private Unternehmen rechnen. Sie ha-
ben die Flächen, das Kapital und die 
Expertise, um eventuell die Idee der 
Klima-smarten Landwirtschaft wirklich 
zu Geld machen zu können. 

Weitere Aspiranten für das Emissi-
onsgeschäft stehen bereits Schlange: 
Biochar beispielsweise, die Methode, 
den Boden mit Holzkohle anzureichern 
und damit Emissionen zu verringern. 
Oder die industrielle Milchprodukti-
on, von der die UN-Organisation für 
Ernährung und Landwirtschaft, FAO, 
behauptet, sie sei »Klima-effizienter« 
als die extensive, kleinteilige Mil-
cherzeugung. Ölpalmen-Plantagen 
könnten ebenfalls als Klima-smarte 
Landwirtschaft anerkannt werden, da 
sie angeblich weniger CO2 erzeugen 
als bäuerlicher Wanderfeldbau. Aber 
auch biologische Vielfalt und Wasser 
werden auf ihr Potenzial für smarte 

Geschäftsmodelle und einen »markt-
basierten« Beitrag (wie die Weltbank 
es nennt) zum Klimaschutz abgeklopft.

Doch noch ist es nicht so weit. In 
Durban wurde die Entscheidung noch 
einmal aufgeschoben. Trotz der mas-
siven Unterstützung durch zahlreiche 
UN-Organisationen aus dem Agrarbe-
reich, internationale Entwicklungsor-
ganisationen und der gastgebenden 
Regierung. Und trotz der Drohungen 
der USA, Australiens und Kanadas, 
die auf einer Paketlösung bestanden, 
dass es ohne Minderungsmaßnah-
men auch keine Zusagen über Anpas-
sungsmaßnahmen geben würde. Ein 
afrikanischer Delegierter befürchtete 
denn auch, »dass das Minderungs-
thema dazu führt, dass entwickelte 
Länder Afrika CO2-Märkte aufzwin-
gen und dadurch verhindern wollen, 
selbst Geld für Anpassungsmaßnah-
men aufzubringen«. Am Ende führte 
der Widerstand einiger afrikanischer 
Delegationen wie Ghana, Mali und 
Tansania und zivilgesellschaftlicher 
Organisationen zu einem Kompromiss: 
die zuständigen Gremien sollen weiter 
verhandeln − vom Tisch ist der Vorstoß 
damit noch lange nicht.

Bekenntnisse zu ökologischer 
Landwirtschaft und Adaption sind nur 
ein Vorwand. Wenn großflächige Lan-
dinvestitionen durch zusätzliche Ge-
winne aus dem Emissionshandel lukra-
tiver werden, wächst die Gefahr, dass 
die Großen die Kleinen fressen – mehr 
Land Grabbing und die Ausweitung 
von mechanisierter Landwirtschaft 
und Monokulturen. »Klimaeffizienz« 
so Helena Paul von EcoNexus, »kann 
dann auch bedeuten, Kleinbauern 
durch industrielle Landwirtschaft zu 
ersetzen«. Die eigentlichen Problem-
verursacher in der industriellen Land-
wirtschaft würden am Ende sogar 
noch belohnt. Und Klimasünder aus 
dem Norden können sich einen Ablass 
verschaffen, indem sie Gutschriften 
aus Emissionsminderung kaufen, und 
gleichzeitig weiter sündigen.

Uwe Hoering

Der Autor ist Publizist, arbeitet unter anderem 
zu landwirtschaftlicher Entwicklung und betreibt 
den Themendienst www.globe-spotting.de
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Land Grabbing: 
Globaler 
Widerstand 
formiert sich
Weltweit vernetzen sich Menschen, um 
gemeinsam gegen den Ausverkauf von Land 
zu kämpfen

203 Millionen Hektar Land wurden in den vergangenen zehn Jahren von kom-
merziellen Agrarinvestoren zumeist aus dem Ausland gekauft oder langfristig 
gepachtet. Zu diesem Ergebnis kamen Ende 2011 Nichtregierungsorganisatio-
nen, Wissenschaftliche Institute und staatliche Entwicklungsdienste, die sich 
in der so genannten Land Matrix Partnership1 zusammengeschlossen haben. 
Die Größenordnung der betroffenen Ackerflächen entspricht etwa dem sechs-
fachen der Gesamtfläche Deutschlands. Damit ist das tatsächliche Ausmaß 
der Landgeschäfte etwa vier- bis fünfmal größer als bislang angenommen. Ein 
Großteil der Land Deals wurde erst in den vergangenen zwei Jahren abge-
schlossen. Während der Ausverkauf von Ackerland rasant voranschreitet, for-
miert sich in immer mehr Ländern der Widerstand gegen Land Grabbing.

Im November 2011 organisierte 
der malische Bauernverband Co-
ordination nationales des organi-

sations paysannes du Mali (CNOP) 
gemeinsam mit der internationalen 
Kleinbauernbewegung Via Campesina 
und dem West Africa Farmers Net-
work (ROPPA) ein dreitägiges Treffen 
in Nyéléni (Mali), bei dem sich über 
250 Bäuerinnen und Bauern, Vertreter 
nomadischer Viehalter und indigene 
Völker aus 30 verschiedenen Ländern 
über Strategien im Kampf gegen den 
Ausverkauf von Ackerland austausch-

ten. Es war die erste von betroffenen 
Kleinbauern und -bäuerinnen selbst 
ausgerichtete Konferenz, um den Wi-
derstand gegen Land Grabbing zu or-
ganisieren.2

Bei der Eröffnungsveranstaltung 
erklärte Ibrahima Coulibaly, Präsi-
dent der National Confederation of 
Peasant Organisations in Mali: »Das 
Land gehört den lokale Kommunen. 
So war es seit Generationen. Jetzt 
sind es die Regierungen, die die Bau-
ern von ihrem Land verdrängen. Das 
ist nicht akzeptabel. Historische Rech-

te werden missachtet – Rechte die seit 
hunderten von Jahren existieren, sie 
existieren schon länger als viele Staa-
ten. Das macht deutlich, wie wenig die 
Politik mit den Bedürfnissen der Men-
schen verbunden ist. Die Situation ist 
sehr ernst, und deshalb sind wir hier. 
Wir haben die Möglichkeit in diesen 
drei Tagen zusammen zu einem ge-
meinsamen Verständnis über die Pro-
blematik zu kommen und Lösungen 
dafür zu finden.«

Aus allen Teilen der Welt wurde 
über die verschiedenen Formen von 
Landaneignung aufgrund von Berg-
bau-, Forstprojekten, Plantagen des 
Agrobusiness oder für Naturschutz-
parks berichtet. Die TeilnehmerInnen 
waren sich einig, dass der Kampf ge-
gen Land Grabbing auch ein Kampf 
gegen die zunehmende Kommerzi-
alisierung von Saatgut, Wasser und 
traditionellem Wissen ist und dazu 
beitragen muss, kleinbäuerliche Land-
wirtschaft zu fördern. Während viele 
internationale Institutionen, wie die 
Weltbank, aber auch Regierungsver-
treter aus den Entwicklungsländern, 
davon ausgehen, dass die lokale Be-
völkerung von den ausländischen In-
vestitionen profitieren könne, wenn 
die Investoren bestimmte Regeln 
einhalten, glaubte in Nyéléni kaum ei-
ner an diese Win-Win-Theorie. In den 
geführten Diskussionen lehnten die 
TeilnehmerInnen Investitionen der 
privaten Anleger ab, die das indust-
rialisierte, auf Export ausgerichtete, 
Produktionsmodell manifestieren. 
Stattdessen war die Forderung nach 
Ernährungssouveränität und einem 
generellen Paradigmenwechsel weg 
von einer industrialisierten Landwirt-
schaft hin zu einer nachhaltigen, lokal 
angepassten und bäuerlichen Land-
wirtschaft allgegenwärtig. 

Globalisiere den Kampf! Globalisiere 
die Hoffnung!

Deutlich wurde auch, dass der 
Kampf gegen Land Grabbing nicht 
ungefährlich ist. Viele TeilnehmerIn-
nen berichteten über Repressionen 
durch lokale Behörden, Polizei oder 
von den Investoren privat angeheu-
ertem Sicherheitspersonal. Bauern, 
die sich gegen die Landnahmen weh-
ren, würden zunehmend kriminalisiert. 
Doch unter dem Motto »Globalize the 
struggle! Globalize hope!« waren die 
Teilnehmer entschlossen, Widerstand 
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gegen Land Grabbing zu leisten und 
in ihren Ländern dafür zu mobilisieren. 
In einer gemeinsamen Erklärung wur-
den unter vier Überschriften konkrete 
Vorschläge für Aktionen formuliert3:
•	 Kapazitäten aufbauen, um lokalen 

Widerstand zu organisieren (bei-
spielsweise Aufbau einer Daten-
bank, um Fälle zu dokumentieren 
und Belege über Prozesse, Akteu-
re und Auswirkungen zu sammeln; 
Schulung von Gemeinden zu Ge-
setzen, Rechten, Unternehmen, 
Verträgen).

•	 Verwendung von Rechtsbeistand 
zur Verteidigung (beispielsweise 
Entwicklung eigener Rechtshilfe-
systeme und Zusammenarbeit mit 
Rechts- und Menschenrechtsexper-
tInnen).

•	 Kampagnenarbeit und Mobilisie-
rung (beispielsweise Institutiona-
lisierung des 17. Aprils als Tag der 
globalen Mobilisierung gegen Land 
Grabbing; Schaffung eines »Peop-
les Observatory« zum Thema Land 
Grabbing, um die gemeinsamen Ak-
tivitäten zu koordinieren; Vorlage 
der Forderungen bei Parlamenten, 
Regierungen und internationalen 
Institutionen; Durchführen von Ak-
tionen gegen Unternehmen, Welt-
bank und anderen multilateralen 
Entwicklungsbanken, die von Land 
Grabbing profitieren; Einforderung 
von menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen bei Regierungen).

•	 Aufbau von Allianzen (beispiels-
weise Netzwerke und Allianzen auf 

lokaler, regionaler und internationa-
ler Ebene; Aufbau von Bündnissen 
mit Mitgliedern von Pensionsfonds, 
um Investitionen in Land zu verhin-
dern; Strategische Allianzen mit 
Presse und Medien).

Was aus dem Aktionsplan auf na-
tionaler Ebene in die Tat umgesetzt 
werden kann, bleibt abzuwarten. Die 
Konferenz in Nyéléni war jedoch ein 
entscheidendes Momentum, um den 
Widerstand gegen das globale Phä-
nomen Land Grabbing zu internatio-
nalisieren. Die betroffenen Bevölke-
rungsgruppen haben erkannt, dass sie 
den Kampf gegen den Ausverkauf von 
Land nicht alleine bestreiten. Auf al-
len Kontinenten stehen Menschen vor 
ähnlichen Problemen und es finden 
sich zunehmend Fälle, bei denen der 
Protest gegen Land Grabbing profes-
sionell organisiert wird, und bei denen 
Aktionen, die sich auch in der Nyéléni-
Erklärung wiederfinden, bereits umge-
setzt werden. 

So zog beispielsweise zwanzig Tage 
lang eine Karawane von Kleinbauern 
durch verschiedene Regionen Bang-
ladeschs und informierte in Vorträgen, 
Workshops und Seminaren über Land 
Grabbing und wie sich Betroffene da-
gegen wehren können. Organisiert 
wurde die Karawane von der Koali-
tion asiatischer Kleinbauern »Asian 
Peasant Coaltion« (APC). Unter den 
TeilnehmerInnen waren Bauern aus 
den Philippinen, Indien, Nepal und Sri 
Lanka.4 Im Südsudan konnte im letzten 
Jahr durch eine erfolgreiche Kam-
pagne ein Land Deal über 600.000 
Hektar aufgehalten werden. Als über 
Medienberichte bekannt wurde, dass 
das texanische Unternehmen Nile Tra-
ding & Development Inc. das Land für 
einen Zeitraum von 49 Jahre für gera-
de einmal 25.000 US Dollar pachten 
wollte, schlossen sich traditionelle und 
offizielle Führungspersonen zusam-
men, um gemeinsam gegen das Ab-
kommen zu protestieren. Mit Erfolg: 
Die Staatsregierung kündigte an, die 
Verhandlungen mit dem Unternehmen 
einzustellen.5

Die Organisationen und Bewegun-
gen in den betroffenen Ländern spie-
len eine entscheidende Rolle, um den 
Ausverkauf von Land aufzuhalten. Sie 
decken Fälle von Land Grabbing auf, 
informieren die Bevölkerung vor Ort 
über ihre Rechte und helfen den Be-

troffenen sich zu organisieren und ihre 
Rechte einzufordern. Entwicklungs-
politische Organisationen in Deutsch-
land können hier ansetzen und dabei 
unterstützen, den Widerstand gegen 
Land Grabbing zu formieren. 

Evelyn Bahn 

Die Autorin ist Referentin für Welternährung 
beim INKOTA-netzwerk und beschäftigt sich 
vor allem mit den Auswirkungen von Land 
Grabbing.

1	 In der Land Matrix Partnership haben 
sich die International Land Coalition, 
Centre de coopération international 
en recherche agronomique pour le 
développement (Cirad), Centre for 
Development and Environment (CDE) 
at University of Bern, GIGA at University 
of Hamburg, Deutsche Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) seit 2009 zusammengeschlossen, 
um systematisch Informationen 
über großflächige Landnahmen zu 
sammeln und zu verifizieren. Die Zahl 
von 203 Millionen Hektar basiert auf 
Informationen über Landgeschäfte mit 
einer Größe von mehr als 200 Hektar aus 
verschiedenen Quellen, einschließlich 
Regierungsberichten, wissenschaftlicher 
Forschung, Medienberichten und den 
wenigen verfügbaren Verträgen. Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser 
Publikation wurden 35 Prozent der Berichte 
(70 Millionen Hektar) vor Ort verifiziert, 
wodurch die Autoren aus den daraus 
generierten Daten einen höheren Anspruch 
an Zuverlässigkeit ableiten. Berücksichtigt 
wurden Landakquisitionen für die Sektoren 
Nahrungsmittel, Agrarkraftstoffe, Holz, 
CO2-Senken, Abbau von Bodenschätzen, 
Industrie, Non-Food-Crops und Tourismus. 

2	 Ausführliche Berichte zur Konferenz in 
Nyéléni unter: http://www.grain.org/es/
bulletin_board/entries/4408-farmers-
mobilise-to-find-solutions-against-land-
grabbing und http://farmlandgrab.org/post/
view/19727

3	 An dieser Stelle werden nur Beispiele 
für Aktionen genannt. Die ausführliche 
Erklärung gibt es unter www.fian.de/online/
remos_downloads/2011-11_stop_landgrab_
de.466.pdf 

4	 Vgl. www.asianpeasant.org/content/
advance-struggle-end-land-grabbing-
declares-asian-farmers-group 

5	 Vgl. http://media.oaklandinstitute.org/
success-halting-largest-foreign-land-deal-
south-sudan
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verantwortungsvoller 
Investitionen in 
Entwicklungsländern 
nutzen, Land Grabbing 
vermeiden
Ein neues Positionspapier des BMZ

Ländliche Entwicklung und Landwirtschaftsförderung gehören in die Mitte al-
ler Entwicklungsstrategien, an ihnen führt kein Weg aus Armut, Hunger und 
Unterentwicklung vorbei. In keinem anderen Sektor hat investiertes Geld ei-
nen so großen Effekt auf Armutsminderung wie in der Landwirtschaft. Nach 
langjähriger Vernachlässigung steigt nun die Nachfrage nach Agrargütern für 
die Nahrungsproduktion und zunehmend auch für die stoffliche und energeti-
sche Nutzung. Damit wächst auch der Wettbewerb um den knapper werden-
den Boden. Vor allem in Entwicklungs- und Schwellenländern sichern sich inter-
nationale, aber auch einheimische Investoren mittels langfristiger Kauf- oder 
Pachtverträge große Ländereien. Dies geschieht meist, um dort Nahrungsmit-
tel oder Energiepflanzen vor allem für den Export anzubauen. In Erwartung 
weiter steigender Agrar- und Bodenpreise wird Land aber auch zunehmend zu 
einem Spekulationsobjekt für Anleger.

B erichte häufen sich, dass 
viele dieser großflächigen Länd-
käufe und -pachten erhebliche 

Nachteile für die betroffenen Länder 
und die ortsansässige Bevölkerung mit 
sich bringen. Sie gehen mit Vertrei-
bungen einher, belasten die Umwelt 
und gefährden die lokale und nationa-
le Ernährungssicherheit. Aufgrund der 
besonderen Rolle, die der Ressource 
Wasser in diesem Kontext zukommt, 
wird zunehmend auch von Land and 
Water Grabbing gesprochen.

Dabei bieten landwirtschaftliche 
Investitionen für Entwicklungsländer 
enorme Chancen, wenn hierbei grund-
legende menschenrechtliche, sozi-
ale, wirtschaftliche und ökologische 
Prinzipien befolgt werden. Solche 
Investitionen können zu Kapital- und 
Technologietransfer, erleichtertem 
Marktzugang und besserer Infrastruk-
tur, Produktivitätssteigerung, Einkom-
mensgenerierung und somit zur Ver-
besserung der Ernährungssicherheit 
führen.

Wo liegt der Nutzen für die 
betroffene Bevölkerung?

Um der aktuellen Dynamik im Land-
sektor gerecht zu werden und auf Fehl-

entwicklungen angemessen reagieren 
zu können, hat das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) ein neues Po-
sitionspapier mit dem Titel »Investiti-
onen in Land und das Phänomen des 
Land Grabbing – Herausforderungen 
für die Entwicklungspolitik« veröffent-
licht. Darin wird verantwortungsloses 
und rein spekulatives Land Grabbing 
verurteilt. Es wird die Position vertre-
ten, dass Investitionen in Land und in 
Landwirtschaft so gestaltet werden 
müssen, dass sie einen dauerhaften 
Nutzen für die Entwicklung der Ziel-
länder und die betroffene Bevölke-
rung versprechen. Aus Sicht des BMZ 
ist ein solcher entwicklungspolitischer 
Nutzen dann gewährleistet, wenn sol-
che Investitionen folgende Prinzipien 
befolgen:
•	 Partizipation, Transparenz und 

Rechenschaftslegung: Die lokale 
Bevölkerung ist möglichst früh und 
umfassend in Planungen und Ver-
handlungen einzubeziehen. Verkauf 
und Verpachtung kann nur mit frei-
er, frühzeitiger und informierter Zu-
stimmung der Betroffenen erfolgen.

•	 Anerkennung bestehender Land- 
und Wasserrechte: Bestehende, 

auch traditionelle und gewohn-
heitsrechtlich anerkannte und ge-
meinschaftliche Land- und Was-
serrechte sind anzuerkennen und 
in Kauf- und Pachtverträgen fest-
zuschreiben. Sie müssen durch die 
zuständigen Institutionen und die 
beteiligte Bevölkerung akzeptiert 
sowie durch entsprechende Me-
chanismen garantiert und bei Ver-
stoß sanktioniert werden.

•	 Menschenrechtskonformer Um-
gang mit Umsiedlungen und Ent-
schädigungen: Umsiedlungen sind 
nur dann zulässig, wenn deren 
Unvermeidbarkeit für die Durch-
führbarkeit der Investition nach-
gewiesen wird. In einem solchen 
Fall müssen die Umsiedlungen im 
Einklang mit den United Nations 
Basic Principles and Guidelines on 
Developmentbased Evictions and 
Displacement beziehungsweise mit 
den entsprechenden Standards der 
Weltbankgruppe erfolgen.

•	 Uneingeschränkte Achtung der 
Menschenrechte auf Nahrung und 
Wasser: Die Ernährungssicherheit 
für die lokale und nationale Bevöl-
kerung und deren Zugang zu Trink-
wasser und solchem für die land-
wirtschaftliche Produktion dürfen 
nicht gefährdet werden.

•	 Schutz und nachhaltige Nutzung 
der natürlichen Ressourcen: Die 
angestrebte neue Landnutzung 
darf den Erhalt der Biodiversität, 
Bodenfruchtbarkeit und Wasser-
ressourcen sowie weiterer Ökosys-
temleistungen nicht gefährden.

•	 Gerechte Teilhabe am Nutzen der 
Investition: Die Beteiligung der 
unmittelbar betroffenen lokalen 
Bevölkerung und der Zielländer 
insgesamt an der Wertschöpfung in 
Form von Einkommen schaffenden 
Arbeitsplätzen, die sozialen Min-
deststandards entsprechen, aber 
auch in Form einer allgemeinen 
Belebung der ländlichen Wirtschaft 
und der Bereitstellung von Infra-
struktur und Dienstleistungen muss 
sichergestellt sein.

Unterstützung der Zielländer durch 
das BMZ

Um die sich im Zusammenhang 
mit großflächigen Landkäufen und 
-pachten für Entwicklungsländer er-
gebenden Chancen zu nutzen und die 
Risiken eines verantwortungslosen 
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und spekulativen Land Grabbing ein-
zudämmen, ist eine vorausschauende 
politische Steuerung erforderlich. Das 
ist in erster Linie Aufgabe der Ziellän-
der der Investitionen und insbesonde-
re ihrer Regierungen. Die deutsche 
Entwicklungspolitik kann jedoch in 
wichtigen Bereichen unterstützen.

Die deutsche Entwicklungspolitik 
wird sich für mehr Information und 
Transparenz im Landsektor einsetzen, 
um eine solide Informationsgrundla-
ge zu schaffen. Sie wird dazu beitra-
gen, detaillierte Informationen über 
großflächige Landkäufe und -pachten 
zu generieren und somit eine solide 
Grundlage für politisches Handeln zu 
schaffen. Verschiedene Multistakehol-
derplattformen zu Landthemen, in de-
nen das BMZ als Gründungsmitglied 
aktiv mitwirkt, betreiben hierzu einen 
sehr intensiven Austausch. Das BMZ 
unterstützt des weiteren den Aufbau 
einer umfangreichen webbasierten 
Datenbank, die eine solide Informati-
onsbasis über einheimische Vertrags-
partner, ausländische Investoren, an-
gefragte und erworbene Flächen, die 
geplante Nutzung sowie den Verhand-
lungsstatus bilden soll.

Im Rahmen der Aktivitäten der Bun-
desregierung wird das BMZ entwick-
lungspolitische Belange in die Erarbei-
tung und Umsetzung internationaler 
Leitlinien zum verantwortungsvollen 
Umgang mit Landressourcen einbrin-
gen. Dabei werden in Zusammenarbeit 
mit multilateralen Institutionen, ande-
ren bilateralen Gebern, Partnerregie-
rungen und Vertretern der Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft Mindestanforderun-
gen für Staaten und Investoren defi-
niert. Die Investitionen sollen dadurch 
stärker mit geltenden Menschenrech-
ten, den Bedürfnissen der lokalen 
Bevölkerung sowie mit Ressourcen-
schutzaspekten in Einklang gebracht 
werden. Prinzipien guter Regierungs-
führung sind dabei anzuwenden. Das 
BMZ gestaltet vor allem folgende drei 
Initiativen aktiv mit: Die Voluntary Gui-
delines on Responsible Governance of 
Tenure of Land, Fisheries and Forests 
in the Context of National Food Se-
curity; die Principles for Responsible 
Agricultural Investment that Respect 
Rights, Livelihoods and Resources 
(PRAI) sowie Framework and Guideli-
nes on Land Policy in Africa. 

Die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit (EZ) hat eine lange Traditi-
on in der Unterstützung des Aufbaus 
integrer und effizienter staatlicher 
Verwaltungsstrukturen. Sie wird die-
se Erfahrung gezielt dafür einsetzen, 
Partnerländern Unterstützung beim 
Kapazitätsaufbau anzubieten, um ver-
antwortungsloses Land Grabbing zu 
unterbinden und stattdessen Chancen 
eines Investitionsinteresses in Land 
und Landwirtschaft zu nutzen. Dies 
geschieht vor allem über nationale Bo-
denpolitiken, Landnutzungsplanungen 
und Landregistrierungen. Neben der 
Beratung staatlicher Stellen werden 
auch nichtstaatliche Organisationen 
unterstützt, die sich dafür einsetzen, 
die Interessen der lokalen Bevölke-
rung und insbesondere marginalisier-
ter Bevölkerungsgruppen gegenüber 
ihren Staaten, aber auch gegenüber 
Investoren zu vertreten. Hierzu gehört 
u.a. der Aufbau von Kapazitäten im 
Bereich der gewaltfreien Konfliktbear-
beitung, die im Umfeld großflächiger 
Landkäufe und –pachten konfliktprä-
ventiv zum Einsatz gebracht werden 
können.

Zudem wird die deutsche EZ in die 
Aus- und Fortbildung von Entschei-
dungsträgern aus Behörden in Part-
nerländern im Bereich Bodenpolitik 
und Landmanagement investieren. 
Vor Ort werden sie direkt z.B. im Um-
gang mit Geoinformationssystemen 
oder beim Aufbau von nationalen 
Ausbildungszentren unterstützt. In 
Deutschland wird der Studiengang 
Land Management and Land Tenure 
an der Technischen Universität Mün-
chen gefördert, der sich ebenfalls an 
Fachkräfte aus Partnerländern richtet 
und diese auch zum professionellen 
Umgang mit großflächigen Landkäu-
fen und -pachten befähigen soll.

Im Rahmen der Zusammenarbeit 
mit dem Privatsektor wird die deut-
sche EZ die Umsetzung von part-
nerschaftlichen Geschäftsmodellen 
unterstützen, wie etwa Vertragsland-
wirtschaft, Pachtverträge mit Gewinn-
beteiligung der Landbesitzer, Joint-
Ventures oder Managementverträge, 
bei denen ein Unternehmen das Land 
im Auftrag der lokalen Bauern und 
Landbesitzer bewirtschaftet. Durch 
solche Modelle, bei denen Kleinbau-
ern in die Wertschöpfungskette ein-
gebunden werden, können viele der 
genannten Risiken von großflächigen 

Landkäufen und -pachten vermieden 
werden. Durch sie werden Werte und 
Prinzipen wie der Aufbau langfristi-
ger, fairer Geschäftsbeziehungen, die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit der 
Akteure sowie Ressourceneffizienz 
und der Erhalt von Ökosystemen und 
deren Leistungen realisiert. Die deut-
sche EZ wird sich auch dafür einset-
zen, dass sich die Problematik rund 
um die Ressource Land in der Wei-
terentwicklung von marktbasierten 
Standardsystemen widerspiegelt und 
diese beispielsweise über Entwick-
lungspartnerschaften mit der Privat-
wirtschaft breitenwirksam angewandt 
werden. Der Roundtable on Sustainab-
le Biofuels, der Roundtable on Sustai-
nable Palm Oil, der Roundtable on Re-
sponsible Soy, der Forest Stewardship 
Council oder auch die Better Sugarca-
ne Initiative haben Aspekte von Land-
management und Landrechten bereits 
in ihre Kriterienkataloge aufgenom-
men. Sie beinhalten beispielsweise 
das Prinzip der freien, frühzeitigen 
und informierten Zustimmung (Free, 
Prior and Informed Consent), um die 
lokale Bevölkerung in die Verhandlun-
gen einzubinden. Außerdem setzt die 
deutsche EZ auf die Förderung von 
Dialog- und Sensibilisierungsforen, die 
Möglichkeiten zum Austausch mit dem 
Privatsektor bieten. 

Der hohe Maßstab, für den das 
BMZ eintritt, muss selbstverständlich 
erst recht an eigene Vorhaben ange-
legt werden. So werden bilaterale Vor-
haben der EZ, in deren Kontext Kauf 
oder Pacht von Land eine Rolle spie-
len, nur dann gebilligt und Unterstüt-
zung privater Investitionen in diesem 
Bereich nur dann gewährt werden, 
wenn der entwicklungspolitische Nut-
zen und die menschenrechtliche, öko-
logische und soziale Unbedenklichkeit 
der Maßnahme außer Frage steht.

Dr. Stefan Schmitz

Der Autor leitet das Referat Ländliche 
Entwicklung und Welternährung im 
Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung.
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Prinzipien ohne 
Praxisrelevanz?
Ein Blick hinter die sechs BMZ-Prinzipien zum 
Umgang mit Land Grabbing

Sechs Prinzipen gegen Land Grabbing. Das hört sich gut an und auch an den 
Prinzipen im Einzelnen lässt sich kaum etwas aussetzen. Wichtige Aspekte, wie 
der Vorrang des Menschenrechts auf Nahrung oder Leitlinien gegen Vertrei-
bung sind aufgenommen. 

D ie Frage ist indes, welche 
Relevanz diese Prinzipien ha-
ben, wo doch aktuell in Rom 

globale Leitlinien zum Thema vor dem 
Abschluss stehen und – was sehr zu 
begrüßen ist – die Erarbeitung dieser 
Leitlinien von der Bundesregierung 
substanziell unterstützt werden. Soll-
ten statt der hauseigenen Prinzipien 
nicht diese Leitlinien als Handlungs-
grundlage des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) dienen? Damit 
hätte man zudem ein wichtiges Signal 
für die kommende Implementierung 
der Leitlinien senden können. 

Einmischungsprinzipien versus 
alleinige Verantwortung der 
Südregierungen

Es stellt sich noch eine weitere 
Frage zur Praxisrelevanz der BMZ-
Prinzipien. Das BMZ-Papier betont 
die Verantwortung der Südregierun-
gen und schweigt über die Mitver-
antwortung der Industrienationen. 
Klaus Deininger, Chefökonom der 
Weltbank bei Landfragen, hält fest, 
dass die meisten Land Grabber in Af-
rika aus Europa stammen. Wo wäre es 
dann sinnvoller als vor der eigenen 
Haustür, diesen Prinzipien Geltung zu 

verschaffen? Durch die Anwendung 
dieser Grundsätze bei der Kontrolle 
deutscher Investoren könnte die Bun-
desregierung einen aktiven Beitrag 
zur Durchsetzung der Menschenrech-
te in Afrika und anderswo beitragen. 
FIAN versucht seit langem vergeblich 
das BMZ zu Schritten zur Regulierung 
deutscher Investoren zu bewegen 
(beispielsweise durch das Anlegen 
eines Registers von deutschen Akteu-
ren, die in diesem Bereich tätig sind). 
Die Betroffenen und deren Organisa-
tionen vermissen daher zu Recht ein 
Einmischen der Investorenländer. 

Romantisierung des privaten 
Kapitals

Der Presse erklärt das BMZ zum 
neuen Positionspapier: »Die Mobili-
sierung privaten Kapitals in großem 
Umfang zum Zweck einer dauerhaften 
Beseitigung von Armut, Hunger und 
Unterentwicklung − das ist unser Ziel. 
Dieses Ziel lohnt und rechtfertigt den 
Einsatz der öffentlichen Mittel, die der 
Entwicklungspolitik zur Verfügung ste-
hen.« Dies stellt die Realität der aktuel-
len Entwicklung auf den Kopf. Gerade 
diese »Mobilisierung privaten Kapitals 
in großem Umfang« ist das aktuelle 
Problem. Viele der neuen Investoren 

kommen aus der Finanzindustrie und 
haben kein Interesse an Ernährungs-
sicherung oder einer nachhaltigen 
lokalen Entwicklung. Mittlerweile sind 
hunderte von Fällen dokumentiert, in 
denen Menschen vertrieben, Zugang 
zu Land und Wasser abgeschnitten 
und die lokale Ernährungssicherung 
verschärft wurde. 

Würde nach dem Aschenputtel-
Prinzip vorgegangen (»die Guten ins 
Töpfchen, die Schlechten ins Kröpf-
chen«), wie es im Positionspapier an 
vielen Stellen suggeriert wird, dann 
bliebe das Töpfchen leer. Das BMZ 
selbst sucht bis dato vergeblich nach 
Positivbeispielen.

Verteilungs- und Gerechtigkeitsfrage 
nicht angesprochen

Letztendlich stellt sich das BMZ mit 
dem Positionspapier nicht dem ent-
wicklungspolitischen Kernproblem, 
das hinter dem Land Grabbing steht. 
Die Verschärfung der Verteilungsun-
gerechtigkeit und weitere Konzent-
ration von Land. Ein kurzer Blick auf 
die globalen Daten verrät, dass durch-
schnittlich fast 100.000 Hektar pro 
Landdeals transferiert werden! Immer 
weniger Menschen und Konzerne wer-
den immer größere Anteile des frucht-
baren Ackerlands bewirtschaften, 
während die Landbevölkerung landlos 
wird und auch ohne direkte Vertrei-
bung langfristig gezwungen sein wird, 
in die Slums der Städte abzuwandern. 
Diesem Modell liegt ein Entwicklungs-
verständnis zugrunde, dass auch schon 
in der Vergangenheit den Hunger ver-
schärft hat. Die Idee, »das Investitions-
interesse in eine Richtung zu lenken, 
bei der es nur Gewinner, aber keine 
Verlierer gibt«, klingt schön, ist aber 
angesichts des Ausklammerns die-
ser zentralen Fragen nicht realistisch. 
Umverteilende Agrarreformen – Teil 
der menschenrechtlichen Gewährleis-
tungspflicht von Staaten – wären für 
viele marginalisierte Bauern eine ech-
te Win-Situation. Diese aber rücken so 
in weite Ferne.

Roman Herre und  
Carolin Callenius

Roman Herre ist Agrarreferent bei der 
Menschenrechtsorganisation FIAN Deutschland. 
Carolin Callenius ist bei Brot für die Welt in der 
Abteilung Politik und Kampagnen zuständig 
für die Kampagne für Ernährungssicherheit 
»niemand isst für sich allein«.
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Land Grabbing Konferenz in Nyéléni
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AGROPOLY
Wenige Konzerne beherrschen die weltweite 
Nahrungsmittelproduktion

Diese attraktiv gestaltete Broschüre führt auf anschauliche Weise in ein ge-
fühlt bekanntes, aber selten griffig dargestelltes Thema ein: Konzernmacht in 
der globalen Wertschöpfungskette von Nahrungsmitteln und ihre Folgen für 
Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft. 

D ie Weltbevölkerung und 
ihr Nahrungsmittelkonsum 
wachsen − wächst damit auch 

die Anzahl der im Nahrungsmittelbe-
reich tätigen Firmen? Das Gegenteil 
ist der Fall: Konzerne kaufen kleinere 
Firmen und steigern so Marktanteile 
und Macht. Firmen können damit die 
Preise, Geschäftsbedingungen und 
zunehmend auch die politischen Rah-
menbedingungen diktieren. Vieles, 
was wir im Norden verbrauchen, wird 
billig im globalen Süden produziert.

Die Gewinne erzielen wenige, 
überwiegend im Norden beheimate-
te, Unternehmen. Die großen Verlie-
rer sind die Plantagenarbeiter und 
Kleinbauern im Süden als schwächste 
Glieder der »Wertschöpfungskette«. 
In keiner anderen Bevölkerungsgrup-
pe ist Hunger so verbreitet. Bauern 
werden von den Konzernen unter 
Druck gesetzt, einerseits durch nied-
rige Abnahmepreise bei Soja, Weizen 
und Mais, andererseits durch hohe 
Preise für Saatgut, Pestizide, Energie, 
Dünge- und Futtermittel. Die Rekord-

Nahrungsmittelpreise 2008 führten 
daher bei Konzernen zu höheren Ge-
winnen und nicht bei Bauern, die zu-
meist die Risiken tragen müssen. Die 
neue Massentierhaltung unter Was-
ser hat sich an die Spitze des Trends 
gesetzt: Vietnamesische Aquakultur-
farmer produzieren Pangasius-Fisch, 
der in Europa etwa zehn US Dollar pro 
Kilo kostet. Der Farmer erhält davon 
einen US Dollar. Nach Abzug der Pro-
duktionskosten beträgt der Verdienst 
0,10 USD je Kilo. Dabei tragen die Far-
mer die Risiken in der Aquakultur, wie 
Fischkrankheiten, Wetterprobleme 
und die Schädigung der Gewässe-
rökologie; viele Farmer sind verschul-
det.

Tote Zonen durch Überdüngung
Die Ökosysteme werden mehr und 

mehr zerstört. Überdüngung der Bö-
den und Meere führt zu toten Zonen 
in den Gewässern und zur Erosion der 
Böden, denen der lebewesenreiche 
Humus verloren geht. Die Düngemit-
telherstellung (Marktführer ist der 

mächtige norwegische Konzern Yara) 
nimmt zwei Prozent des Rohölver-
brauchs in Anspruch und führt letzt-
lich über den hohen Anteil von Fut-
termitteln auf den Äckern der Welt zu 
den gefährlich hohen Klimagasemissi-
onen − Lachgas und Methan − aus den 
für den Planeten bereits jetzt viel zu 
großen Tierbeständen. Zwei Drittel 
des aggressiven Lachgases kommt 
aus der Tierhaltung und bleibt etwa 
150 Jahre in der Atmosphäre.

Innerhalb weniger Jahre wurden 
die Märkte in den Griff der Konzerne 
gebracht. 1996 hielten die zehn größ-
ten Unternehmen der Saatgutindust-
rie noch einen Marktanteil von unter 
30 Prozent. Heute kontrollieren sie 
75 Prozent des Marktes. Das Saatgut 
wurde in vielen Fällen teurer; die Ar-
ten- und Sortenvielfalt wurde im Lauf 
der Industrialisierung mit wachsen-
dem Tempo auf ein Viertel reduziert. 
Die drei Marktleader beim Saatgut 
sind allesamt in erster Linie führende 
Pestizidverkäufer; das Geschäft mit 
dem chemie-abhängigen Saatgut kam 
als strategischer Garant für den Pesti-
zidabsatz hinzu. Bei Pestiziden halten 
die zehn größten Unternehmen 90 
Prozent Marktanteile. Die drei größ-
ten produzieren je 50 Wirkstoffe, die 
als hochgefährlich eingestuft werden. 
Böden und Gewässer samt zugehö-
riger Ökologie sind weltweit massiv 
geschädigt. Klimaschutz verhinderten 
BASF und Bayer zusammen mit EON 
2010 durch Spenden an US-Politiker, 
die den Klimawandel leugnen oder 
Gesetze zum Klimaschutz blockieren. 
Gleichzeitig lehnten diese Konzerne 
Klimaschutzziele in Europa mit dem 
Hinweis auf die Untätigkeit der USA 
ab. Die deutsche Chemie-Lobby ist 
mächtig: BASF ließ seiner umstritte-
nen Genkartoffel Amflora Unterstüt-
zung per Koalitionsvertrag der CDU/
FDP-Bundesregierung zukommen. Die 
EU-Chemikalien-Richtlinie REACH 
konnte BASF durch im Bundeswirt-
schaftsministerium platzierte Lobbyis-
ten aufweichen. Massive und systema-
tische Menschenrechtsverletzungen 
sind bei Pestizid-Konzernen alltäglich, 
befand 2011 das Permanent Peoples’ 
Tribunal, das seit 1979 mit juristischen 
Mitteln gegen derartige Verstöße 
vorgeht. Das Tribunal wirft Deutsch-
land, der Schweiz und den USA vor, 
die Macht der Pestizid-Konzerne nicht 
ausreichend zu regulieren. 
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Gebiete, in welchen tiefe Wasserschichten so wenig Sauerstoff enthalten, dass Meeres-Lebewesen 
nicht überleben können. Kreise sind Gebiete mit vielen Todeszonen. Schwarze Punkte zeigen einzel-
ne Todeszonen unbekannter Größe an. Quelle: NASA Earth Observatory bzw. Wikipedia
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In der Tierproduktion schreiten 

Konzentration und Integration der 
Wertschöpfungskette rasant voran, 
nicht zuletzt mithilfe von Agrarsub-
ventionen und Forschungsmitteln. Die 
Genetik, von der die Welternährung 
mit abhängt, ist Geschäftsgeheimnis 
der Züchterkonzerne. In der Geflügel-
züchtung sind nur noch vier Anbieter 
weltweit tätig: Zwei davon bei Lege-
hennen, drei bei Puten, alle vier bei 
Masthühnchen. Drei davon sind Fami-
lienkonzerne ohne jede Offenlegung 
der Geschäftszahlen. Der größte ist 
die Erich Wesjohann-Gruppe, ihr ge-
hört auch die weltgrößte Lachs- und 
Forellenzüchtung. Der weltgrößte 
Schweinezüchter bildet zusammen mit 
dem weltgrößten Rinderzüchter den 
britischen Konzern Genus plc. Durch 
Abhängigkeiten in den Verträgen mit 
Vermehrern und Mästern vergrößern 
sie derzeit ihre Macht.

Wettbewerb ist kaum noch möglich
Nur vier Getreide- und Sojahänd-

ler beherrschen 75 Prozent des Welt-
markts. Kontrolle über die knapp 
werdenden Rohstoffe und direkte Ab-
schöpfung der Werte ist das Motiv der 
Konzerne, direkt bei den Bauern ein-
zukaufen. In vielen Ländern und Märk-
ten haben Bauern keine Wahl mehr, 
an wen sie ihre Produkte verkaufen. 
Zusätzlich zur horizontalen Konzent-
ration, bei der ein Unternehmen gro-
ße Marktanteile beherrscht, breitet 
sich bei der vertikalen Integration ein 
Unternehmen in die vor- und nachge-

lagerten Bereiche aus. Dabei geht es 
weniger um eine Verteilung der Ge-
schäftsrisiken über mehrere Branchen, 
sondern vor allem um die Kontrolle 
der Wertschöpfungskette und den Zu-
griff auf billige Rohstoffe.

Nestlé will mit seinem NescaféPlan 
in Mexiko Millionen Bauern dadurch 
in die Kette zwingen, dass billiger 
Robusta-Kaffee importiert wird und 
für Preisverfall sorgt. Er soll zu Ins-
tantkaffee verarbeitet und in Mexiko 
getrunken werden, während die hoch-
wertigeren Arabica-Sorten der mexi-
kanischen Bauern billig aufgekauft und 
an die zahlungskräftigen Kunden in 
Industrieländern als soziales Creating-
Shared-Value-Produkt in Alukapseln 
zu Höchstpreisen vertrieben werden. 
Durch gezielte Lobbyarbeit konnte 
Nestlé in Mexiko die Rahmenbedin-
gungen dafür etablieren. Wettbewerb 
wird in den Nahrungsmittelwertschöp-
fungsketten immer seltener.

In der Verarbeitung von Nahrungs-
mitteln werden die höchsten Gewinn-
margen erzielt, bei Getränken sind 
es sogar durchschnittlich 20 Prozent. 
Viel Zucker, minderwertige Fette und 
Wasser bindendes Salz, dazu Konser-
vierungsmittel, Farbstoffe, Emulgato-
ren und Geschmacksverstärker sind 
für über eine Milliarde Menschen Ur-
sache ihrer »Zivilisationskrankheiten«. 
Ihnen fehlen die gesunden Bestand-
teile des Vollkorngetreides und des 
frischen Gemüses.

Gesellschaftliche Kosten verursa-
chen nicht nur die ernährungsbeding-

ten Krankheiten und die Umweltzer-
störung, sondern auch die Macht der 
Konzerne auf dem Arbeitsmarkt. Wo 
sich Filialen des weltgrößten Einzel-
handelskonzerns Walmart etablieren, 
lösen unversicherte Arbeitsplätze die 
versicherten ab, Sozialhilfe ergänzt 
das Einkommen, und das Steuerauf-
kommen der Gemeinden sinkt. Walm-
arts Umsatz ist höher als das Bruttoso-
zialprodukt von Österreich.

Obwohl 85 Prozent aller Nahrungs-
mittel lokal konsumiert werden, do-
miniert der Welthandel die Preise. Im 
Börsenhandel wird mit einem Mehr-
fachen der realen Menge spekuliert. 
Mais und Soja rangieren dabei gleich 
nach dem Rohöl. 

Die Broschüre »Agropoly« spricht 
an, was anders werden muss, und was 
der einzelne Konsument tun kann. 

Susanne Gura

Die Autorin ist selbständige Beraterin 
zu Welternährungsfragen und Erste 
Vorsitzende des Vereins zur Erhaltung 
der Nutzpflanzenvielfalt und im Vorstand 
des Dachverbands Kulturpflanzen und 
Nutztiervielfalt.

Agropoly. Wenige Konzerne beherrschen 
die weltweite Lebensmittelproduktion.

Herausgegeben von der Erklärung von 
Bern (EvB) und dem Forum Umwelt und 
Entwicklung.

Zürich/Berlin, Januar 2012, 18 Seiten, 
kostenlos.

Download der Publikation: http://www.
forumue.de/fileadmin/userupload/
publikationen/EvB_Agropoly_D_1-12_v02.pdf

Die Publikation kann als gedrucktes 
Exemplar bei unserem Service-Point 
bestellt werden: http://www.forumue.de/
servicepoint/bestellungen/
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Die Top-10-Pestizidkonzerne. Der Gesamtumsatz von Pestiziden wird auf 44 Milliarden USD ge-
schätzt. Der Marktanteil der Top 10 beträgt 90 %. Quelle: ETC Group 2011

http://www.forumue.de/fileadmin/userupload/publikationen/EvB_Agropoly_D_1-12_v02.pdf
http://www.forumue.de/fileadmin/userupload/publikationen/EvB_Agropoly_D_1-12_v02.pdf
http://www.forumue.de/fileadmin/userupload/publikationen/EvB_Agropoly_D_1-12_v02.pdf
http://www.forumue.de/servicepoint/bestellungen/
http://www.forumue.de/servicepoint/bestellungen/
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Bye-bye BASF!
Der BASF-Konzern verlegt die Zentrale seiner Agro-Gentech-Sparte in die 
USA und stoppt alle Produkte, die »ausschließlich auf den europäischen Markt 
ausgerichtet sind«.

A uf meinem Schreibtisch 
schlummern noch Mitbringsel 
von der BASF-Hauptversamm-

lung 2010: Es sind zwei Zettelchen 
(je zirka 6,5 auf 6,5 Zentimeter), die 
ich von einem dieser würfelförmigen 
Notizblöcke abgerissen habe, wie sie 
vermutlich in der ein oder anderen 
Form auf jedem zweiten Schreibtisch 
dieser Welt zu finden sind. Es sind 
diese Blöcke, die scheinbar nie zu 
Ende gehen – jedenfalls geht das mir 
so. Diese beiden Zettelchen sind sich 
auf den ersten Blick zum Verwechseln 
ähnlich: weiß und im gleichen Format. 
Doch es gibt einen entscheidenden 
Unterschied. Eines der Zettelchen 
besteht aus Papier, das mit der Stär-
ke von gentechnisch veränderten 
Amflora-Kartoffeln hergestellt wurde. 
Ich erinnere mich noch gut an den 
hilflosen Gesichtsausdruck des jungen 
Mannes, der dazu verdonnert worden 
war, diese wahrlich revolutionäre An-
wendung des Vorzeigeproduktes der 
BASF-Pflanzen-Biotechnologie-Sparte 
im Rahmenprogramm der Hauptver-
sammlung 2010 anzupreisen.

Dabei hatten die PR-Strategen des 
Konzerns sogar noch geschummelt, 
denn das Papier aus Nicht-Amflora-
Stärke wirkt bei genauerer Betrach-
tung, als sei es in einer Ferienfreizeit 
der DPSG 1 von Kindern im Grund-

schulalter handgeschöpft worden. Ich 
will mich nie wieder über die Grüne 
Gentechnik und ihre Proponenten lus-
tig machen, wenn der Versuch, die Ak-
tionäre vom Sinn der Amflora zu über-
zeugen, in Bezug auf die Qualität des 
Papiers kein unfairer Wettkampf war.

Ob das Überzeugungsmanöver der 
BASF auf der Aktionärsversammlung 
gelang, ist nicht überliefert. Sicher ist 
jedoch, dass der Konzern die euro-
päischen Bäuerinnen und Bauern bis 
heute nicht zum Amflora-Anbau be-
wegen konnte und die Chancen ste-
hen gut, dass dies auch bis zum Sankt-
Nimmerleins-Tag dauern könnte. In 
Deutschland zum Beispiel nutze nicht 
ein einziger Landwirt, nicht eine ein-
zige Landwirtin aus eigenem Antrieb 
die 2010 von der EU ausgesprochene 
Zulassung für den kommerziellen An-
bau.

Mit dem Rückzug der BASF Agro-
Gentechnik aus Europa…

Die BASF gibt den europäischen 
Markt also auf. Damit ist die Amflora-
Kartoffel − die nach ihrem vierzehnjäh-
rigen Marsch durch die Institutionen 
der EU-Zulassung schon zu Beginn 
ihrer kommerziellen Nutzung im Jahre 
2010 buchstäblich von gestern war  – 
jetzt auch sprichwörtlich gegessen. 
Dass die Kartoffeln in anderen Teilen 

der Welt zur Stärkeproduktion ge-
nutzt werden, ist nicht zu erwarten.

Der Konzern hat Mitte Januar in 
einer Pressemitteilung bekannt ge-
geben, dass »Entwicklung und Kom-
merzialisierung aller Produkte, die 
ausschließlich auf den europäischen 
Markt ausgerichtet sind«, gestoppt 
werden; eingeleitete Zulassungspro-
zesse »werden weitergeführt«.2 Das ist 
ein großer Erfolg für alle, die sich in 
den letzten Jahren für eine gentech-
nikfreie Landwirtschaft, für striktere 
Zulassungsverfahren gentechnisch 
veränderter Pflanzen und gegen den 
Durchmarsch der Konzerne mit ihren 
Wundergewächsen eingesetzt haben. 
Sektkorken sollen knallen! Es macht 
Mut, wenn wir merken, dass wir etwas 
erreichen können – und Mut wiederum 
gibt Kraft! Beides werden die gentech-
nikkritischen Menschen hierzulande, 
in den Mitgliedsländern der Europä-
ischen Union und im Rest der Welt 
auch in Zukunft brauchen.

…ist die Technologie nicht aus der 
Welt

Mit dem Eingeständnis des BASF-
Konzerns, mit der Agro-Gentechnik 
in Europa auf keinen grünen Zweig 
zu kommen, ist jedoch vermutlich we-
niger gewonnen als der erste Über-
schwang vermuten ließ: Die Technolo-
gie ist nicht aus der Welt. Forschung 
und Entwicklung werden weiter voran-
getrieben – auch von der BASF, auch 
in Europa. Zwei Forschungsstandorte 
sollen hier bestehen bleiben: metano-
mics in Berlin und CropDesign in Gent 
(Belgien) werden nicht geschlossen 
beziehungsweise sogar weiter ausge-
baut. Die Zentrale für die Pflanzen-Bio-
technologie-Aktivitäten des Konzerns 
wird von Limburgerhof in Rheinland-
Pfalz nach Raleigh im US-Bundesstaat 
North Carolina verlegt. Diese Aktivi-
täten sind in dem Unternehmen BASF 
Plant Science zusammengefasst.

Die Entwicklung von gentechnisch 
veränderten Pflanzen wird also weiter-
gehen, und diese werden auch auf den 
europäischen Markt drängen. Abseh-
bar ist eine Sojavariante des Konzerns, 
die in Brasilien bereits über eine An-
baugenehmigung verfügt. Die brasili-
anische BASF-Tochter und ihr Partner, 
das nationale Agrarforschungsinstitut 
Embrapa, warten mit dem Anbau je-
doch auf die Erteilung der entspre-
chenden Genehmigungen für die Nut-
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Bioenergie – als 
Alibi zu schade
Wie ehrlich wird die Debatte um die Energiewende und Rohstoffpolitik ge-
führt? Blickt man auf die Veranstaltungen, Publikationen und Debatten der 
letzten Monate zurück, muss selbst bei Optimisten der Verdacht aufkommen, 
dass Biomasse im Wesentlichen für eine Fortsetzung unseres Lebensstils mit 
anderen Mitteln benutzt zu werden droht. 

N eue Studien lösen ein-
ander ab und neue Zertifizie-
rungssysteme schießen wie 

Pilze aus dem Boden. Viele Akteure 
propagieren Innovationen, mehr Effizi-
enz und schwärmen von ungenutzten 
Potentialen. Doch eine Abkehr von 
unserem Lebensstil und Wachstums-
fetischismus ist nicht zu beobachten. 
Dabei wäre nichts Geringeres als eine 
Umkehr dringender nötig als je zuvor, 
wenn wir die Erderwärmung auf maxi-
mal zwei Grad begrenzen wollen, ohne 
dafür andere Ziele zu opfern. Den 
Schutz der biologischen Vielfalt und 
das Recht der Menschen auf Ernäh-
rung, um nur zwei wichtige Beispiele 
zu nennen.

Biokerosin? Mehr Alibi als Lösung!
Am geplanten Einsatz von Bioke-

rosin im Flugverkehr zeigt sich, wel-
che Änderungen notwendig sind und 
mit welchen Maßnahmen nur gerin-
ge Wirkungen zu erzielen sind. Das 
Bundesumweltministerium (BMU) 
hatte Ende Februar zusammen mit 
dem Bundesverkehrsministerium zu 
einem Workshop eingeladen, an dem 
auch die Branchenvertreter teilnah-

zung der Ernten in den vorgesehenen 
Exportmärkten. Auch europäische Be-
hörden prüfen derzeit schon diese So-
jasorte. Sie setzt unverhohlen auf eine 
offensichtliche Marktnische: Da der 
Einsatz von gentechnisch veränderter 
Soja, die gegen Monsantos Unkraut-
vernichtungsmittel Roundup resistent 
ist, zu immer mehr ebenso resisten-
ten Unkräutern geführt hat, geht die 
Effektivität des so genannten Round-
upReady-Saatgut-Systems 3 mehr und 
mehr verloren. BASF und Embrapa 
setzen auf andere Gifte, das System 
ist entsprechend: Die gentechnisch 
veränderte Soja verträgt Behandlun-
gen mit so genannten Imidazolinonen. 
Wieder eine neue Variation der altbe-
kannten »Wir nehmen eine gentech-
nisch veränderte Pflanze und das pas-
sende Gift«-Logik. Konkret also auch 
ein Anlass für die gentechnikkritische 
Bewegung weltweit, an der Baustel-
le der gentechnikfreien Futtermittel 
nicht nachzulassen.

Es ist uns nicht egal, was im Rest der 
Welt passiert und es wird uns auch in 
Zukunft nicht egal sein. Ob die Zentra-
le der BASF-Pflanzen-Biotechnologie-

Tochter Plant Science in Raleigh oder 
Limburgerhof oder auf dem Mond ist: 
Das Geschäft ist global – wie der Wi-
derstand!

Ein letztes Wort zu den Forschun-
gen des Konzerns: metanomics und 
CropDesign, die beiden in Europa ver-
bleibenden Standorte haben sich zu 
Zentren der Pflanzen-Biotechnologie 
von immenser Bedeutung entwickelt. 
Untersuchungen von Pflanzen, die mit 
der Entschlüsselung des menschlichen 
Genoms verglichen werden können, 
werden dort durchgeführt. Die Ergeb-
nisse mögen in der näheren Zukunft 
nicht in BASF-Produkten für den eu-
ropäischen Markt genutzt werden. Zu-
dem wird international in erster Linie 
an den großen Cash-Crops geforscht. 
Um sich an gentechnisch veränderten 
Weizensorten zu versuchen, nutzt die 
BASF eine Kooperation mit dem US-
Konzern Monsanto, auch gv-Reis soll 
in den USA entwickelt werden. Even-
tuell marktreife Produkte später auch 
in Europa zu kommerzialisieren, dürfte 
ein Leichtes sein.

Mein Tipp: Sektkorken knallen las-
sen, Augen und Ohren offen halten 

und die Protest-Utensilien noch nicht 
zum Flohmarkt bringen!

Christof Potthof 

Der Autor ist Mitarbeiter des Gen-ethischen 
Netzwerk und Redakteur des Gen-ethischen 
Informationsdienst.

1	 Deutsche Pfadfinder Sankt Georg, im 
Netz unter www.dpsg.de und in jedem gut 
sortierten Wald.

 2	 »BASF konzentriert Pflanzenbiotechnologie-
Aktivitäten auf Hauptmärkte in Nord- und 
Südamerika«, BASF-PM vom 16.01.12. Im Netz 
unter www.basf.com.

 3	 RoundupReady-Saatgut-System: Der US-
Konzern Monsanto vertreibt gentechnisch 
verändertes Saatgut und das passende 
Unkrautvernichtungsmittel Roundup im 
Doppelpack.

Siehe auch:  
www.gen-ethisches-netzwerk.de/basf

Im Büro des Gen-ethischen Netzwerk 
können Sie weitere Informationen zur 
BASF und ihren Pflanzen-Biotechnologie-
Aktivitäten bestellen.
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men. Biokraftstoffe werden nicht nur 
als Maßnahme gegen die steigenden 
Treibhausgasemissionen gesehen, 
sondern sie sollen auch als Ersatz für 
das knapper werdende fossile Kero-
sin entwickelt werden. Die Lufthansa 
hatte dazu auf der Strecke Hamburg-
Frankfurt zahlreiche Flüge mit einem 
kleinen Anteil an Biokerosin durch-
geführt und dabei eigenen Angaben 
nach etwas mehr als 1.100 Tonnen 
CO2-Emissionen eingespart, knapp 
eine Tonne pro Flug. Die Analyse des 
BMU zur aktuellen Situation zeigte, 
was das wert ist: Die CO2-Emissionen 
im Flugverkehr sind zwischen 1990 
und 2009 um 94 Prozent angestie-
gen und haben damit Einsparungen 
beim PKW-Verkehr wieder zunichte 
gemacht. Auch die Prognosen einer 
Vervierfachung des Flugverkehrs zwi-
schen 2009 und 2050 sind nicht gera-
de ermutigend für Klimaschützer. Da-
mit musste allen klar sein, dass die von 
der Branche postulierten Ziele einer 
Halbierung der Emissionen keinesfalls 
erreichbar sind, wenn nicht drastische 
Änderungen erfolgen. Der Beitrag 
von Biokraftstoffen ist dabei praktisch 
vernachlässigbar, weil dadurch bes-
tenfalls zwei Prozent der Emissionen 
vermieden werden könnten.

Als logische Konsequenz daraus 
müsste die Bundesregierung nun 
eigentlich die Verminderung des 
Flugverkehrs fordern. Doch die ent-
sprechende Frage wurde von den 
Vertretern beider Ministerien ein-
fach nicht beantwortet. Von einem 
Branchenvertreter war stattdessen 
nur die Aussage zu hören, dass man 
den Chinesen doch nicht das Fliegen 
verbieten könne. Und dies auf einer 
Veranstaltung, bei der es um Klima-
schutz ging und bei der auch darüber 
informiert wurde, dass 40 Prozent des 
Weltflugverkehr in Europa verursacht 
werden. 

Vor diesem Hintergrund sind die 
Forderungen von Umweltverbänden, 
die den Einsatz von Biokerosin im 
Flugverkehr rundweg ablehnen, mehr 
als verständlich. Denn so sinnvoll es 
auch sein könnte, Biokraftstoffe im 
Rahmen einer ehrgeizigen Minde-
rungsstrategie als zusätzliche Maß-
nahme einzusetzen, so kläglich mutet 
es an, wenn sich die Branche und poli-
tische Entscheidungsträger mit etwas 
Biokerosin im Tank noch länger vor der 
Verantwortung zu drücken versuchen. 

Außerdem beanspruchen die Mengen 
an Jatrophaöl, die für die Herstellung 
großer Mengen Biokerosin benötigt 
würden, viel zu große Ackerflächen. 
Und da die Pflanze auf den kargen Öd-
landstandorten kaum Erträge liefert, 
wäre die Konkurrenz zum Nahrungs-
mittelanbau unvermeidbar.

Oder wie Berry Nahdian Forqan, 
Exekutivdirektor der Indonesischen 
NGO WALHI, in seinem Vorwort zur 
Studie »Biokerosin – Take-Off in die fal-
sche Richtung« 1 treffend beschreibt: 
»Aber die Idee, dass der Einsatz von 
Biokerosin in der Luftfahrt ökologisch 
sein kann, ist ein gefährlicher Mythos. 
[…] Der einzige Lösungsansatz ist die 
Verringerung des Flugverkehrs, vor 
allem in Europa. Dies mag keine er-
freuliche Botschaft für die Luftfahrtin-
dustrie oder für Vielflieger sein, aber 
es wäre ein Segen für die ärmeren 
Menschen im Süden, die sowohl un-
ter dem Klimawandel leiden, als auch 
vom Verlust an wertvollem Ackerland 
betroffen sind, das für die Produktion 
von Biosprit anstatt von Nahrungsmit-
teln benutzt wird.« 

Holzverbrauch? Papiersparen als 
erster Schritt!

Nicht ganz so offensichtlich stellt 
sich die Situation bei einem anderen 
wichtigen Sektor der Biomassever-
wendung dar. Dass es aber langsam 
knapp wird, lässt sich an den zuneh-
menden Spannungen zwischen den 
verschiedenen Holzverbrauchern ab-
lesen. Sägewerke und Holzwerkstoff-
industrie klagen schon lange über die 

einseitige Bevorzugung der energe-
tischen Nutzung, bei der die Strom-
erzeugung über die das Erneuerbare 
Energien Gesetz gefördert wird. Doch 
auch die stoffliche Nutzung ist nur 
eine Art geringeres Übel. Denn schon 
bei der Herstellung von Spanplatten 
oder Zellstoff wird sehr viel Energie 
verbraucht. Und dass Holzverbren-
nung nicht nur die Treibhausgasemis-
sionen verursacht, die für Ernte, Trans-
port und Verarbeitung aufzuwenden 
sind, sondern dass die Wälder auch 
viele Jahrzehnte brauchen, um das 
CO2 wieder einzufangen, muss auch 
zu Abstrichen bei den Klimaschutzef-
fekten führen. Immerhin sind sich die 
meisten Akteure inzwischen einig, 
dass weniger Holz verbrannt werden 
sollte. Dass man insgesamt weniger 
Holz verbrauchen sollte, diese Forde-
rung wird leider von den wenigsten 
Akteuren gestellt. Bei der Anhörung 
zur Waldstrategie im Deutschen Bun-
destag waren es nur Umweltverbände, 
die eine Einsparung, etwa beim Pa-
pierkonsum, gefordert haben.

Doch wenn die Halbierung des 
Papierverbrauches Wirklichkeit wer-
den soll, die von den Organisationen 
gefordert wird, die die Papierwende 
unterstützen, müssen auch alle gro-
ßen Umweltverbände dieses Ziel un-
terstützen. Bei über 240 Kilo Pro-Kopf-
Verbrauch würde uns eine Halbierung 
des Verbrauches in Deutschland nur 
ein kleines Stück in Richtung Steinzeit 
führen. Genauer gesagt, ins Jahr 1975. 
Damals lag der Verbrauch bei etwa 
125 Kilo und damit immer noch viel, viel 
höher als der globale Durchschnitts-
verbrauch, der heute bei 54 Kilo liegt. 
Immerhin wird heute jeder fünfte 
Baum für die Erzeugung von Papier 
und Pappe gefällt. Bei einer Einspa-
rung der Hälfte könnten wir jeden 10. 
Baum wahlweise stehen lassen oder 
verbauen.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der Plattform 
»Nachhaltige Biomasse« und der AG Wald des 
Forums Umwelt und Entwicklung.

1	 http://milieudefensie.nl/publicaties/
rapporten/biokerosene-take-off-in-the-
wrong-direction
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Agrarwende jetzt!
23.000 Menschen demonstrierten für eine 
Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik

Der große Erfolg der Agrardemo vor dem Bundeskanzleramt in Berlin zeigt, 
dass es bundesweit ein wachsendes Interesse an einer Agrarwende hin zu ei-
ner nachhaltig-bäuerlichen Landwirtschaft gibt. 

B ei Schneeregen und Tem-
peraturen knapp über dem 
Gefrierpunkt zog am 21. Januar 

2012 ein bunter Demo-Zug vom Berli-
ner Hauptbahnhof zum Bundeskanz-
leramt. Bäuerinnen und Bauern, Tier-, 
Natur- und UmweltschützerInnen, Im-
kerInnen, VerbraucherInnen und ent-
wicklungspolitische Gruppen demons-
trierten unter dem Motto »Wir haben 
es satt! – Bauernhöfe statt Agrarin-
dustrie« für eine neue EU-Agrarpolitik 
und gegen Tierleid in Megaställen, Le-
bensmittelskandale und Gentechnik 
im Essen. In Hühnchen- und Schwei-
nekostümen, mit Kuhglocken und 
Trillerpfeifen, bunten Bannern und 
Musik forderten sie von der Bundes-
regierung die Agrarsubventionen an 
soziale, ökologische und Tierschutzkri-
terien zu binden, und damit eine Ag-
rarwende einzuläuten. 

Ein breites gesellschaftliches 
Bündnis

Über 90 Organisationen hatten zu 
der Demo aufgerufen; fast 100 Busse 
fuhren aus dem gesamten Bundes-
gebiet nach Berlin. Im Vergleich zum 
Vorjahr war die Unterstützung stark 
angewachsen, was sich auch in der 
TeilnehmerInnenzahl widerspiegelte. 

Angeführt wurde der Demo-Zug 
von zahlreichen geschmückten Trak-
toren und der 4,5 Tonnen schweren 
und drei Meter hohen „Wir haben es 
satt!“-Skulpt(o)ur, die auf der Demo 
feierlich enthüllt wurde. Sie ist ein 
Symbol für eine bäuerlich-nachhaltige 

Landwirtschaft. Das war der Anlass für 
viele Bäuerinnen und Bauern aus dem 
ganzen Bundesgebiet nach Berlin zu 
kommen und für eine Neuausrich-
tung der Agrarpolitik zu demonstrie-
ren. Dabei wurden sie unterstützt von 
Umweltschutzverbänden, die mehr 
Naturschutz in der EU-Agrarreform 
forderten, Erwerbsloseninitiativen de-
monstrierten für eine Erhöhung der 
Hartz IV-Sätze um nicht auf billigst 
produzierte Nahrungsmittel angewie-
sen zu sein, VeganerInnen und Vege-
tarierInnen forderten eine Reduzie-
rung des Fleischkonsums. Themen wie 
Lebensmittelspekulation und Ernäh-
rungssouveränität, Reduzierung des 
Antibiotika-Einsatzes in der Tierhal-
tung, Förderung heimischer Eiweiß-
Pflanzen gegenüber importiertem 
Soja und die Patentierung von Tieren 
und Pflanzen wurden auf vielen Plaka-
ten aufgegriffen.

Die große Vielfalt der unterstützen-
den Gruppen zeigte sich auch auf der 
Bühne. Sarah Wiener, Gastronomin 
und Buchautorin, griff den jüngsten 
Lebensmittelskandal um antibiotika-
resistente Keime im Hähnchenfleisch 
auf und forderte daraus endlich 
grundlegende Konsequenzen in der 
Tierhaltung zu ziehen. Mariann Bassey, 
Friends of the Earth Nigeria, schilder-
te die Auswirkungen der Agrarexport-
subventionen auf die internationalen 
und insbesondere die afrikanischen 
Märkte und junge Landwirte forderten 
ein Ende der agrarindustriellen Struk-
turen. Abgerundet wurde das Bühnen-

programm mit Musik von Rob Herring 
und der Kleingeldprinzessin Dota & 
die Stadtpiraten.

Auch die Protestsuppe fand bei 
den eisigen Temperaturen großen Zu-
spruch. Unter dem Motto »Teller statt 
Tonne« waren aus 1,3 Tonnen unge-
normtem und von regionalen Landwir-
tInnen gespendetem Gemüse 2.000 
Liter Suppe beziehungsweise 8.000 
Portionen gekocht worden. Bei der 
weltweit ersten »Schnippeldisko« hat-
ten am Vorabend der Demo 250 frei-
willige HelferInnen das Gemüse in der 
Markthalle IX gewaschen, geschält 
und klein geschnitten.

Ebenfalls im Vorfeld der Demo fand 
die Diskussionsveranstaltung »Hallo, 
Herr Kommissar!« mit EU-Agrarkom-
missar Dacian Cioloş statt. Im ICC-
Dachgartenfoyer/Messe Berlin kamen 
130 interessierte Bürgerinnen und 
Bürger, VertreterInnen aus Ländern 
des Südens sowie zahlreicher Verbän-
de zusammen und diskutierten mit 
EU-Kommissar Cioloş über die Neu-
ausrichtung der EU-Agrarpolitik. 

Wie geht es in den nächsten Wochen 
weiter?

Die »Bauer hält Hof«-Dialogveran-
staltungen zur Zukunft der Agrarpo-
litik gehen in die nächste Phase, um 
die auf den Höfen diskutierten The-
men in die Städte zu tragen. Termine 
unter www.meine-landwirtschaft.de/
hof-halten.

In der ersten Jahreshälfte sollen 
unsere Forderungen in einem »Good 
Food March« nach Brüssel getragen 
werden. Der genaue Termin sowie der 
Ablauf werden auf der Kampagnen-
Homepage bekannt gegeben. 

Im Herbst werden wir mit unserem 
Anliegen vor die Wahlkreis-Büros der 
EU-Abgeordneten ziehen. Wir wollen 
sie auffordern, im europäischen Par-
lament auf den Reformprozess der 
EU-Agrarpolitik einzuwirken und eine 
Agrarwende zu ermöglichen. 

Iris Kiefer und Jochen Fritz

Iris Kiefer koordinierte die Demo »Wir haben 
es satt!« und ist nun für die Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der Kampagne »Meine 
Landwirtschaft« verantwortlich. Jochen Fritz ist 
Koordinator der Kampagne. 

weitere Informationen und Bilder:  
www.meine-landwirtschaft.de 
www.wir-haben-es-satt.de
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»Die Zukunft, die wir 
wollen« 
Erster Entwurf der Rio+20-Erklärung 
vorgelegt

Es ist wahrlich kein leichter Job, aus 6.000 Seiten Textvorschlägen höchst un-
terschiedlicher Staaten und nichtstaatlichen Interessengruppen aus aller Welt 
eine möglichst kurze, aussagekräftige und außerdem auch noch möglichst kon-
sensfähige Textvorlage zu zaubern. Vermutlich gehört das eher in die Katego-
rie »mission impossible«. So ungefähr könnte man die Aufgabe des UN-Sekre-
tariats beschreiben, das im Januar den sogenannten »Zero Draft« mit dem Titel 
»Die Zukunft, die wir wollen« der Gipfelerklärung für Rio+20 vorgelegt hat. 

N eunzehn Seiten, die im 
Laufe der Beratungen sicher-
lich nicht kürzer werden, aber 

nach Meinung vieler Beobachter im-
merhin noch ein bisschen mehr an 
Substanz als man bei globalen Mini-
malkonsensen erwarten konnte. Bei 
den ersten informellen Diskussionen 
Ende Januar über den Text im UN-
Hauptquartier stellte niemand diesen 
Text als Verhandlungsgrundlage in 
Frage. 

Im einleitenden Kapitel mit der 
Überschrift »Renewing Political Com-

mitment« wird zwar darauf verwiesen, 
dass es durchaus inspirierende Erfol-
ge seit Rio 1992 gegeben habe, aber 
auch sogenannte »Rückschläge«, was 
an miteinander zusammenhängenden 
Finanz-, Energie- und Landwirtschafts-
Krisen gelegen habe. Nachhaltige 
Entwicklung sei nach wie vor ein »weit 
entferntes Ziel«, und es gebe große 
und systemische Hindernisse auf dem 
Weg dahin. Dass diese Krisen nicht 
vom Himmel fielen, sondern am man-
gelnden politischen Willen der Staa-
ten, die Rio-Agenda umzusetzen, wird 

schlicht ausgeblendet und stattdes-
sen konstatiert, das nationale Com-
mitment zu Nachhaltiger Entwicklung 
habe sich vertieft. Auch die im Text 
enthaltenen Hommagen an alle mögli-
chen nichtstaatlichen Akteure von der 
Wirtschaft über die Zivilgesellschaft 
bis zu den indigenen Völkern können 
nicht ausblenden, dass die Ursachen-
analyse für die dürftige Umsetzung 
von Rio 1992 die Rolle der Regierun-
gen beschönigt – beschönigen muss, 
denn diese Regierungen sollen das 
Dokument im kommenden Juni ja auch 
verabschieden. 

Mit Green Economy zur 
Nachhaltigen Entwicklung

Politisch vielleicht interessanter 
sind die Passagen zur Green Economy. 
Der Text erklärt die Green Economy 
als Mittel zur Erreichung nachhalti-
ger Entwicklung, nicht als Alternative 
zu ihr. Der Text erklärt offen, Green 
Economy nicht genau definieren zu 
wollen, das sei länderspezifisch und 
überall anders. Bis 2015 sollen soge-
nannte »Sustainable Development 
Goals« verhandelt werden, denn Ziele 
und Aktionspläne seien zentral für die 
Erreichung von Fortschritten zu Nach-
haltiger Entwicklung. Breiten Raum 
nimmt der Meeresschutz ein, dem es 
in der Tat bisher an einem globalen Re-
gulierungsrahmen weitgehend fehlt. 
Sogar das Bruttonationaleinkommen 
BNE wird hinterfragt: » We also recog-
nize the limitations of GDP as a measu-
re of well-being. We agree to further 
develop and strengthen indicators 
complementing GDP that integrate 
economic, social and environmental 
dimensions in a balanced manner. We 
request the Secretary-General to es-
tablish a process in consultation with 
the UN system and other relevant or-
ganizations.«

Am konkretesten wurde der Text 
bei den institutionellen Fragen, wo-
bei er hier verschiedene denkbare 
Optionen vorschlägt. Auffallend ist, 
dass in allen diesen Optionen die Auf-
wertung des UN-Umweltprogramms 
UNEP enthalten ist, mithin der Status 
quo keine Option mehr ist. Konkret 
gemeint ist damit vor allem die univer-
selle Mitgliedschaft im Verwaltungsrat 
und eine signifikante Stärkung seiner 
Finanzmittel; eine vorgeschlagene 
Option ist die Aufwertung zu einer 
vollwertigen UN-Sonderorganisation 
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Eine wählenswerte 
Zukunft?
Zum Bericht des High-Level Panel on Global 
Sustainability

Die Erwartungen an den sogenannten »zweiten Brundtland-Bericht«, den Be-
richt des von Ban Ki-moon eingesetzten High-Level Panels on Global Sustai-
nability, waren hoch. Unter dem Titel »Eine Zukunft, die es zu wählen lohnt« 
legt das hochrangig besetzte Gremium zwar eine gute Analyse des bisherigen 
Scheiterns vor. Die vorgeschlagenen politischen Instrumente und dahinterlie-
gende Annahmen allerdings zeigen zahlreiche Widersprüche auf. 

W arum funktioniert 
Nachhaltigkeit nur in der 
Nische und nicht im Main-

stream? Die Analyse des Berichts 
ist klar: erstens fehlte der politische 
Wille und zweitens (dieses Argument 
wird, wie in dem Bericht betont wird, 
mit »wirklicher Leidenschaft vorge-
tragen«) wurde das Konzept nachhal-
tiger Entwicklung bisher nicht in den 
Mainstream nationaler und internatio-
naler Wirtschaftspolitiken eingebaut. 
Schuld seien unsere nicht nachhalti-
gen Lebensstile und Konsummuster. 
Bei den Schlussfolgerungen aus die-
ser Erkenntnis wird der Bericht leider 
seinem eigenen Anspruch nicht ge-
recht und lässt sich in vielen Punkten 
nicht anders als eine lange und bunte 
»Wünsch-Dir-Was-Liste« beschreiben – 
bei der viele Wünsche nicht einmal 
miteinander kompatibel sind. 

Widersprüchliche Instrumente
Beispielsweise das Recht auf Nah-

rung und Entwicklungschancen für 
die kleinbäuerliche Landwirtschaft auf 
der einen Seite und der Ruf nach ei-
ner zweiten »ever-green« Revolution 
in der Landwirtschaft. Die erste Grü-
ne Revolution hat durch Erhöhung 
des Dünge- und Pestizideinsatzes so-
wie die Verdrängung kleinbäuerlicher 
Strukturen durch großtechnologische 
Innovationen und Betriebe Millionen 
von Menschen in den Hunger getrie-

à la FAO (Food and Agriculture Or-
ganization – Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation) oder WHO 
(World Health Organization – Weltge-
sundheitsorganisation). Natürlich kann 
der Status quo immer noch als Ergeb-
nis herauskommen, wenn man sich 
nicht einigen kann, aber dass das Se-
kretariat es mittlerweile für konsensfä-
hig hält, UNEP derart aufzuwerten ist 
bemerkenswert. Unübersichtlicher ist 
die institutionelle Frage für das UN-
Hauptquartier selbst: die weithin als 
gescheitert geltende Commission for 
Sustainable Development (CSD) soll 
entweder reformiert oder durch ei-
nen neuen Sustainable Development 
Council (SDC) ersetzt werden. Aller-
dings bleibt unklar, wie bei diesem 
SDC mehr herauskommen soll als bei 
der CSD, wenn die handelnden Akteu-
re dieselben bleiben. 

Die ersten beiden Kapitel (Präam-
bel und »Renewing Political Commit-
ment«) wurden Ende Januar in einer 
informellen Sitzung im UN-Hauptquar-
tier diskutiert und sind nun im Ver-
handlungsstadium. Für die anderen 
drei (Green Economy, Institutioneller 
Rahmen, und der Maßnahmenteil) 
konnten noch bis zum 29. Februar Ein-
gaben gemacht werden. Das Sekretari-
at wird daraus eine Zusammenstellung 
für die ersten informellen Verhandlun-
gen am 19. bis 23. März machen. Dort 
wird es vermutlich stärker um Inhalte 
gehen als bei der ersten Runde Ende 
Januar. 

Der Text des Zero Draft könnte bei 
diesen Verhandlungen noch erheblich 
in Frage gestellt werden. Im UN-Kon-
text war der Zero Draft sicherlich nicht 
das schlechteste denkbare Dokument, 
auch wenn er natürlich in den Zwän-

gen der Realpolitik verhaftet bleibt, 
und von einer ehrlichen Problemana-
lyse genauso weit entfernt ist wie von 
einem den globalen Krisen angemes-
senen Handlungsrahmen. Aber wer 
an solche Gipfel mit unrealistischen 
Erwartungshaltungen herangeht, 
kommt meist nicht weit. Am Ende 
kommt es darauf an, ob wir Rio für 
neuen Schwung für konkrete Schritte 
zu mehr Nachhaltigkeit nutzen können 
oder nicht, und dabei spielt, wie schon 
1992, die Frage was da genau im Text 
der Abschlusserklärung steht, nicht 
die entscheidende Rolle.

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums 
Umwelt und Entwicklung.
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ben, Existenzen und natürliche Le-
bensgrundlagen zerstört. Dabei ist 
es spätestens seit dem Erscheinen 
des »Weltagrar-Berichts« (IAASTD) 
klar, dass wir nicht einfach mehr pro-
duzieren müssen − gar durch Einsatz 
von Gentechnik oder einfach durch 
eine verstärkten Einsatz von fossilem 
Dünger, sondern anders, beispielswei-
se Lebensmittel besser verteilen und 
Nachernteverluste reduzieren.

Ein anderer Widerspruch findet 
sich beim Schutz der Umwelt und der 
Sicherung der Lebensgrundlagen der 
lokalen Bevölkerung auf der einen Sei-
te und dem Ruf nach besserem Schutz 
für (ausländische) Investoren auf der 
anderen Seite. So wird es beispielswei-
se unmöglich gemacht, transnationale 
Konzerne aufgrund ihrer möglichen 
Verletzungen von Menschenrechten, 
Umwelt- oder Sozialstandards vor Ort 
zur Rechenschaft zu ziehen.

Auch steht das Anerkennen der 
»Planetary Boundaries« und »Tipping 
Points« – also der natürlichen Grenzen 
unseres Planeten und seiner Belast-
barkeit – einem Festhalten am Wachs-
tumsmodell ganz grundsätzlich entge-
gen. Ein mehr an Effizienz löst nicht 
das Problem endlicher Ressourcen. 
Diese Erkenntnis oder zumindest ein 
Hinweis auf die Debatte fehlt im Be-
richt vollkommen. 

Problematische Annahmen
Eine Reihe von problematischen po-

litischen Annahmen durchzieht nicht 
nur diesen Bericht, sondern findet sich 
in nahezu allen Berichten, Vorschlä-
gen und Diskussionen von Rio2012 
über die Klimaverhandlungen bis zu 
den G20. Hierzu zählen zum Beispiel 
Public Private Partnerships als Allheil-
mittel angesichts knapper öffentlicher 
Kassen und großer (auch finanzieller) 
Herausforderungen sowie die besse-
re Wirksamkeit freiwilliger Selbstver-
pflichtungen gegenüber verbindlicher 
Regulierungen, zum Beispiel bei Kli-
maschutz oder Menschenrechten. 

Ein weiteres Paradigma der Green 
Economy, das sich auch im Bericht des 
High-Level Panel findet, ist das Setzen 
auf reine Marktmechanismen und der 
Einsatz von Finanzmarktprodukten zur 
Lösung der gegenwärtigen Umweltkri-
sen. Für weite Teile der brasilianischen 
Zivilgesellschaft ist dieser Ansatz un-
ter dem Schlagwort »Financialisation 
of Nature« ihr wichtigster Reibungs-
punkt mit der »Green Economy«. Sie 
sehen eine große Gefahr darin, dass 
der Handel und die Spekulation mit 
neuen CO2-Zertifikaten auf Wald und 
Boden die Rechte der dort lebenden 
Bevölkerungsgruppen massiv ein-
schränken und faktisch keinen Beitrag 
zum Schutz der Umwelt leisten wird – 

sondern schlimmstenfalls Vertreibung, 
Verluste und Monokulturen zur Folge 
hat.

Mainstream frisst Nachhaltigkeit
Angesichts all dieser Schwachstel-

len und Widersprüche ist es leicht, die 
positiven Ansätze im Bericht zu über-
sehen. Natürlich ist es zu begrüßen, 
wenn wir umweltschädliche Subven-
tionen abbauen, unsere Ressourcen 
effizienter nutzen und über einen al-
ternativen Wachstumsindikator nach-
denken. Aber wenn wir tatsächlich 
Nachhaltigkeit (und Gerechtigkeit) in 
den Mainstream der Wirtschaftspolitik 
bekommen wollen, dann ist es doch 
schon mehr als erstaunlich, dass sich 
dieser Bericht in keinster Weise mit 
der Ausgestaltung unseres Finanz-, 
Investitions- und Handelsregimes be-
fasst. Letztlich bleibt nach dem Lesen 
dann doch kaum mehr als Frust sowie 
ein fahler Geschmack, dass hier der 
Nachhaltigkeitsdiskurs vom Main-
stream aufgefressen wird.

Lili Fuhr 

Die Autorin ist Referentin für internationale 
Umweltpolitik bei der Heinrich-Böll-Stiftung 
und zuständig für die Themen Klima- und 
Ressourcenpolitik. Sie koordiniert die Arbeit 
der Stiftung im Kontext von Rio+20 und bloggt 
regelmäßig auf www.klima-der-gerechtigkeit.de. 

Wechsel an der 
Spitze des CBD-
Sekretariates
Braulio de Souza Dias neuer Exekutivsekretär 

Am 24. Januar wurde Braulio de Souza Dias von UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon zum neuen Exekutivsekretär des Sekretariats der UN-Biodiversitätskon-
vention (CBD) ernannt. Der 58-jährige Brasilianer tritt damit die Nachfolge von 
Ahmed Djoghlaf, der dem CBD-Sekretariat seit 2006 vorstand, an. 

B raulio Dias gilt als erfah-
rener CBD-Verhandler und 
kann auf eine über 30-jährige 

Karriere als Biodiversitätsexperte zu-
rückblicken. So war er bereits in das 
Intergovernmental Negotiating Com-
mittee eingebunden, welches von 1991 
bis 1992 die Schaffung der CBD vorbe-
reitete, und wirkte an der Verabschie-
dung der UN-Biodiversitätskonventi-

on auf dem Weltgipfel 1992 in Rio de 
Janeiro mit. Als Mitglied der brasilia-
nischen Delegation hat er seitdem an 
allen Vertragsstaatenkonferenzen der 
CBD teilgenommen. Bis zu seiner Be-
rufung zum Exekutivsekretär der CBD 
war er als Staatssekretär im brasilia-
nischen Umweltministerium für biolo-
gische Vielfalt und Wälder zuständig. 
Zu seinen Prioritäten befragt, gab er 

an, dass er sich vor allem auf die kon-
sequente Umsetzung der Beschlüsse 
und Ziele der UN-Biodiversitätskon-
vention konzentrieren werde. 

Schon in diesem Jahr wird Dias eine 
Vielzahl von Möglichkeiten haben um 
seine Führungsstärke unter Beweis 
zu stellen. Die Mitgliedsstaaten der 
CBD werden im Oktober im indischen 
Hyderabad zur 11. Vertragsstaatenkon-
ferenz zusammen kommen um rich-
tungweisende Entscheidungen zur 
Umsetzung des Strategischen Planes 
und des Nagoya-Protokolls sowie zur 
Finanzierung des globalen Biodiversi-
tätsschutzes zu treffen. Über zu wenig 
Arbeit, wird sich Braulio Dias in seinem 
neuen Amt wohl nicht beschweren 
können. 

Christian Schwarzer

Der Autor ist Mitglied im Bundesvorstand 
der Naturschutzjugend (NAJU) und 
Jugendbotschafter für die UN-Dekade der 
biologischen Vielfalt.
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Green Economy? – 
Nein Danke!
Das Sozialforum in Porto Alegre und die 
Vorbereitung auf Rio+20

Ziel des Forums war es, den zivilgesellschaftlichen Vorbereitungsprozess für 
die Rio+20-Konferenz, die vom 20. bis 22. Juni unter dem Zuckerhut stattfinden 
soll, zu starten. Daher war es auch kein Weltsozialforum, sondern ein themati-
sches Sozialforum. Eine Auswirkung dessen war: es gab weniger Teilnehmende 
als sonst. Eine andere Auswirkung war: Die Inhalte der Veranstaltungen waren 
weniger beliebig, sie fokussierten stärker auf die Rio+20-Konferenz. Und das 
Ergebnis war eindeutig: Die Green Economy taugt als Lösung für die globalen 
Probleme nicht.

M an spricht portugiesisch, 
Übersetzung findet eher 
sporadisch statt. Auch sonst 

ist mit Blick auf das thematische Sozi-
alforum Ende Januar in Porto Alegre 
von dem organisatorischen Chaos zu 
berichten, das schon vorangegangene 
Sozialforen kennzeichnete. Viele Ver-
anstaltungen fanden nicht zur vorge-
sehenen Zeit statt, oder der Ort hatte 
sich kurzfristig geändert.

Kern der inhaltlichen Auseinander-
setzungen in Porto Alegre war die 
Diskussion um Green Economy. Diese 
wurde von der überwiegenden Mehr-
zahl der NGOs rundweg abgelehnt. Ei-
nige europäische NGOs waren davon, 
gelinde gesagt, überrascht. Hatte man 
sich nicht seit Langem für eine grüne 
Wirtschaft eingesetzt, für den Schutz 
der Umwelt und soziale Gerechtig-
keit? Nun, wo ein sozial-ökologisches 
Wirtschaften endlich am Horizont des 
Möglichen erscheine, wäre es da, bei 
allen Unwägbarkeiten, die dem Kon-
zept der Green Economy noch anhaf-
ten mögen, nicht fahrlässig, es einfach 
pauschal zurückzuweisen anstatt in 
konstruktiver Weise mitzugestalten?

»Nein« zur Green Economy à la 
Rio+20 

Die Antwort aus Porto Alegre ist 
ein entschiedenes »Nein!« Nicht, dass 
die dort versammelten NGOs etwas 
gegen Umweltschutz, gegen soziale 
Gerechtigkeit, gegen grüne Investi-
tionen oder allgemein gegen Grünes 
Wirtschaften hätten. Aber, so war im-
mer wieder zu hören, wenn man den 
Zero Draft, den ersten Entwurf für die 
Abschlusserklärung der Rio+20-Konfe-
renz analysiere, so werde dort das Bild 

einer Green Economy gezeichnet, die 
im Wesentlichen auf Greenwashing, 
eine weitere Kommerzialisierung der 
Natur und einen Freifahrtschein mit 
eingebauter Vorfahrt für den pri-
vaten Sektor hinauslaufe. Der Zero 
Draft enthalte keinen durchgängigen 
Menschenrechtsansatz, das Ziel öko-
logischer und sozialer Gerechtigkeit 
tauche noch nicht einmal auf, und die 
Rio+20-Green-Economy setze nach 
wie vor auf wirtschaftliches Wachstum. 
Weder würden die Begrenzungen der 
natürlichen Ressourcen und die Tra-
gekapazitäten von Ökosystemen als 
absolute Grenzen des Wirtschaftens 
respektiert, noch gelinge es, ökologi-
sche und soziale Fragen aufeinander 
zu beziehen.

In der Tat kann sich der Zero Draft 
dem Vorwurf nicht entziehen, das 
Konzept nachhaltiger Entwicklung 
darauf zu reduzieren, im Rahmen des 
herrschenden Wirtschaftssystems den 
Ressourcenverbrauch und die Emis-
sionen verringern zu wollen. Zentrale 
Gerechtigkeitsfragen, wie die unge-
rechten Handelsbedingungen wer-
den gar nicht erst angegangen. Im 
Gegenteil: Der Welthandel soll weiter 
liberalisiert werden, zum Nachteil der 
ärmeren Länder. Die Intensivierung 
der Landwirtschaft soll trotz ihrer ne-
gativen Folgen fortgesetzt werden, in 
Zukunft soll sie nachhaltig intensiviert 
werden. Und die Frage von Corporate 
Accountability wird auf freiwillige Ak-
tivitäten der Unternehmen für eine 
Green Economy reduziert, so als ob es 
in den vergangen Jahren keinen einzi-
gen Öko-Skandal gegeben hätte, der 
Anlass geben könnte, Unternehmen 
bindende Regeln aufzuerlegen.

Der Wirtschaft kommt eine 
Schlüsselrolle zu

Bleibt die Frage nach den Alter-
nativen. Zunächst einmal muss es 
darum gehen, eine Green Economy 
tatsächlich, wie es im offiziellen Man-
dat für Rio+20 heißt, in den Kontext 
von nachhaltiger Entwicklung und 
Armutsbekämpfung einzubetten. Da-
bei kann es nicht darum gehen, das 
alte (und überkommene) Drei-Säulen-
Modell ökologischer, ökonomischer 
und sozialer Nachhaltigkeit wieder zu 
beleben oder mit Hilfe von Dreiecken 
Balanceakte zu vollziehen, die letztlich 
in Symbolik stecken bleiben. Die Fra-
ge muss auf den Tisch, wie Wirtschaft 
dienstbar gemacht werden kann für 
eine nachhaltige Entwicklung, die Ar-
mutsbekämpfung und soziale Gerech-
tigkeit einschließt. Welche Rolle muss 
Wirtschaft spielen, welche Aufgaben 
muss sie erfüllen, damit angesichts 
der Begrenzungen des Planeten ein 
Leben in Würde für alle möglich ist? 

Darüber hinaus war in Porto Aleg-
re festzustellen, dass die Commons in 
der Debatte um Alternativen zuneh-
mend an Bedeutung gewinnen. Damit 
sind neue Perspektiven verbunden, 
die geeignet sind, den kritischen Blick 
für den bisherigen Verlauf des Vorbe-
reitungsprozesses für Rio+20 zu schär-
fen. Während der noch auf Wachstum 
und weitere Globalisierung setzt, bil-
det sich in der Commons-Debatte eine 
Diskussion ab, die das Verhältnis von 
Staat, Markt und Gesellschaft noch 
einmal anders sieht. Die Welt einmal 
durch diese Brille zu betrachten, das 
wäre für die Staats- und Regierungs-
chefs in Rio fraglos eine interessante 
Erfahrung.

Michael Frein

Der Autor ist Mitglied im Leitungskreis des 
Forums Umwelt und Entwicklung und Referent 
für Welthandel und Umwelt beim Evangelischen 
Entwicklungsdienst (EED).

Weitere Informationen: www.eed.de/rio
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Commons
ein Kaleidoskop für die Zukunft, die wir wollen
Unter der Überschrift »Rumo à Rio+20 dos povos«, etwa »auf dem Weg zum 
Rio+20 der Völker« gab es beim Thematischen Sozialforum in Porto Aleg-
re Ende Januar – neben den unzähligen selbst organisierten Aktivitäten und 
Veranstaltungen – ein von den Organisatoren des Sozialforums erarbeitetes 
Programm. Dessen Kern waren 17 »Thematische Arbeitsgruppen«1 zu Themen, 
die mit dem Titel des Forums »Kapitalistische Krise, soziale und ökologische 
Gerechtigkeit« eng verknüpft und aus Sicht des Forums im Rio+20 Kontext zen-
tral sind. Dazu zählten »nachhaltige Städte«, »Konsum«, »Territorien und Buen 
Vivir«, »Extraktivismus und Bergbau«, »Alternativen zur Green Economy« und: 
»Commons«.

A uf dem Programm der 
Gruppe Bens Comuns/ Com-
mons stand die gemeinsame 

Analyse der Commons als alternati-
ves (sozioökonomisches) Paradigma, 
sowohl zum aktuell vorherrschenden 
globalen Wirtschaftsmodell als auch 
zu seiner grünen Variante, der Green 
Economy. Ziel war die Erarbeitung ei-
nes Vorschlags für das gemeinsame 
Dokument aller Arbeitsgruppen und 
die Entwicklung einer Strategie für 
den Rio+20-Prozess. 

Die Analyse mit einer Definition 
zu beginnen, erwies sich als schwie-
rig, da es keinen einheitlichen Begriff 
von Commons gibt und die adäquate 
Übersetzung des Begriffs in fast allen 
Ländern zu komplexen Debatten führt. 
Das Bestreben wurde daher auch 
schnell hinter den Konsens zurück ge-
stellt, dass eine global gültige Defini-
tion von Commons einer Einhegung 
gleich komme und daher gar nicht Ziel 
des Prozesses sein sollte. 

Gemeingüter sind keine Güter
Schnell einig war sich die Arbeits-

gruppe darüber, dass Commons nicht 
in erster Linie common goods, also 
Güter sind, wie man angesichts des 
verbreiteten Sprachgebrauchs sowohl 
im Portugiesischen (bens comuns), 
Spanischen (bienes comunes) als auch 
im Deutschen (Gemeingüter) anneh-
men könnte. Und Commons existieren 
auch nicht per se, sie müssen geschaf-
fen und gestaltet werden. Der Fokus 
liegt dabei auf den sozialen Beziehun-
gen, die durch Nutzung von Natur, 
Software oder Wissen entstehen. Zu 
den Commons gehören also soziale 
Praktiken, die auf den Prinzipien des 
commoning aufbauen. Denn im Kern, 
so auch der Nobelpreisgekrönte wirt-

schaftswissenschaftliche Ansatz von 
Elinor Ostrom, handelt es sich bei 
der Commons-Debatte um die Frage, 
wie gesellschaftliche Institutionen be-
schaffen sein sollten. Dabei zeigen die 
Commons dem Konsens in Porto Aleg-
re zufolge einen »alternativen Rahmen 
auf, nicht nur für einen Wandel des 
alltäglichen Lebens sondern auch für 
gesellschaftliche Normen und eine 
öffentliche Politik, die Selbstbestim-
mung als zentrales Element sozialen 
Wandels anerkennen«.2

Eine Commons-basierte Zukunft?
Mit der Zukunft, die die Staats- und 

Regierungschefs für sich, die Men-
schen und den Planeten laut dem Zero 
Draft, dem ersten Entwurf für die Ab-
schlusserklärung der Rio-Konferenz 
wollen, hat dies wenig zu tun. Die 
Green Economy, die dort zu den Kern
elementen gehört, kommt aus Sicht 
der Commons-Debatte der »nächsten 
Runde der Einhegung, Kommerziali-
sierung und Inwertsetzung der Natur« 
gleich. 

Ein Blick durch das Kaleidoskop bie-
tet eine Vielzahl von Alternativen. Die 
Diskussion in der Arbeitsgruppe warf 
ein Schlaglicht auf die »reiche Vielfalt 
von Commons-basierten Erfahrung
en, Innovationen und Produktionen: 
kollaborative Konsumstrategien ver-
bunden mit geldfreien Tauschformen 
und der Praxis des Teilens, kollektive 
Managementsysteme für gemeinsame 
Ressourcen wie Wald, Bewässerungs-
kanäle, Fischgründe und zahlreiche 
Initiativen in der digitalen Welt.« Allen 
gemein ist ein hohes Maß an »Selbst-
bestimmung und kollektiver Verwal-
tung gemeinschaftlicher Ressourcen. 
Die sozialen Praktiken, die mit diesem 
Paradigma in Verbindung stehen, ha-

ben einiges gemein: Das wichtigste ist, 
dass sie auf der Idee aufbauen, dass 
die persönliche Selbstentfaltung von 
der der Anderen abhängt und umge-
kehrt. In gewisser Weise verwischen 
so die Grenzen zwischen den partiku-
laren und kollektiven Interessen.«

Auf dem Weg nach über Rio
Porto Alegre war ein wichtiger 

Zwischenstopp, um die Commons-
Debatte international ein Stück voran 
zu bringen und mit dem Rio-Prozess 
zu verknüpfen. Dass die Commons 
Eingang in die offiziellen Abschlussdo-
kumente von Rio+20 finden werden, ist 
eher unwahrscheinlich. 

In Porto Alegre aber haben die 
Commons viel Aufmerksamkeit be-
kommen. In der Synthese der Arbeits-
gruppenergebnisse spielen sie eine 
wichtige Rolle. Auch in der Erklärung 
der Versammlung der sozialen Bewe-
gungen von Porto Alegre3 wird auf 
die Commons und deren Verteidigung 
Bezug genommen. Zum Abschluss des 
Sozialforums erfolgte der offizielle 
Aufruf für den Gipfel der Völker, der 
vom 15. bis 23. Juni 2012 parallel zur 
UN-Konferenz stattfinden wird. Dort 
werden die Commons vermutlich eine 
wichtige Rolle spielen, wie schon der 
Titel verrät: Cúpula dos Povos por 
Justiça Social e Ambiental – Contra a 
Mercantilização da Vida e em Defen-
sa dos Bens Comuns.4 Angesichts der 
Ideenlosigkeit des Zero Drafts bietet 
sich das Commons-Paradigma durch-
aus als Vorschlag für eine Zukunft an, 
die wir wollen.

Stefan Tuschen 

Der Autor arbeitet bei der Arbeitsstelle 
Handel und Umwelt des Evangelischen 
Entwicklungsdienstes in Bonn. Über Commons 
bloggt er auf gemeingueter.de

1	 siehe http://dialogos2012.org/ 

2	 In Anführungszeichen: frei übersetzte 
Passagen aus dem Papier der 
Arbeitsgruppe; englische Version siehe 
http://www.commonsblog.de/ 

3	 siehe http://www.rioplus20blog.de/ 

4	 http://cupuladospovos.org.br/ 

Mehr über Commons unter:
www.gemeingueter.de
www.commonsblog.de
Silke Helfrich, Heinrich-Böll-Stiftung (Hg.): 
Commons. Für eine neue Politik jenseits von 
Markt und Staat. Bielefeld i. E.
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»Hilfe, ich werde 
enteignet!« 
Vattenfalls Investor-to-State-Klage gegen den 
Atomausstieg

Der schwedische Energiekonzern Vattenfall droht, gegen den deutschen 
Atomausstieg ein internationales Schiedsgerichtsverfahren anzustreben. Die-
ser Rechtsweg steht dem Unternehmen offen, da es als ausländischer Investor 
den Streitbeilegungsmechanismus des Energiecharta-Vertrags, einem inter-
nationalen Handels- und Investitionsabkommen für den Energiesektor, nutzen 
kann. Was lernt Deutschland daraus?

I nternationale Investitionsver-
träge werden ein immer beliebteres 
Instrument von internationalen Kon-

zernen und den sie beratenden An-
waltskanzleien, um gegen so genann-
te »politische Risiken« vorzugehen. Im 
Streitfall können Transnationale Kon-
zerne nämlich außerhalb staatlicher 
Gerichte des jeweiligen Gastlandes 
direkt vor internationale Schiedsge-
richte − zum Beispiel zum Internati-
onalen Zentrum zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten (ICSID) bei 
der Weltbank in Washington – zie-
hen, um milliardenschwere Entschädi-
gungsansprüche geltend zu machen. 
Genau dies droht Vattenfall wegen 
der Stilllegung der AKWs Krümmel 
und Brunsbüttel im Frühjahr 2012 zu 
tun. In seinem Finanzbericht für 2011 
bezifferte der Konzern den durch 
den Atomausstieg verursachten wirt-
schaftlichen Schaden für die eigene 
Unternehmensbilanz auf über 1,18 Mil-
liarden Euro. Diese Kosten sucht das 
Unternehmen nun auf die deutschen 
Steuerzahler abzuwälzen, also zu so-

zialisieren. Daher wandte es sich am 
21. Dezember 2011 an die Bundesre-
gierung und beklagte die Verletzung 
von Investitionsschutzregeln des 
Energiecharta-Vertrags. Zwei zentrale 
Schutzstandards des internationalen 
Investitionsschutzrechts, wie sie im 
Energiecharta-Vertrag und in sehr vie-
len Bilateralen Investitionsabkommen 
(BITs) festgeschrieben sind – spielen 
dabei eine zentrale Rolle: Das ist zum 
einen der Schutz vor direkter und so 
genannter »indirekter Enteignung«; 
zum anderen das Gebot der »fairen 
und gerechten Behandlung« (Fair and 
Equitable Treatment). 

Es kann teuer werden für 
Deutschland

Auch andere Atomkonzerne, wie 
beispielweise E.ON mit seiner Ver-
fassungsbeschwerde, werden be-
kanntlich versuchen, juristisch gegen 
den Atomausstieg vorzugehen. Dabei 
sind sie allerdings an deutsches und 
europäisches Recht – und so an die 
bevorstehende Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichtes gebun-
den. Anders im drohenden Vattenfall-
Fall: Ob und wie die Bundesregierung 
gegenüber Vattenfall schadenser-
satzpflichtig ist, wird von einem klei-
nen dreiköpfigen, geheim tagenden 
Schiedsgerichts-Tribunal verbindlich 
und letztinstanzlich entschieden. 

Das bedeutet: Es kann teuer wer-
den für den »Investitionspolitik-Welt-
meister« Deutschland. Kein anderes 
Land der Welt hat nämlich so viele 
und zugleich so einseitig investoren-
freundliche Investitionsverträge un-
terzeichnet wie Deutschland. Diese  − 
im Sinne der Absicherung deutscher 
Konzerninteressen im Ausland lange 
Jahre und bis heute praktizierte Po-
litik − kann sich als ‚Schuss ins eigene 
Knie‘ erweisen, wenn sie von auslän-
dischen Investoren nun sehr wirksam 
gegen Deutschland selbst in Anschlag 
gebracht wird.

Eine gute Gelegenheit für umwelt-
politisch Aktive, aber auch internatio-
nal solidarisch denkende Menschen, 
auf eine weitreichende Revision der 
deutschen und europäischen Inves-
titionspolitik zu drängen. PowerShift 
und die AG Handel im Forum Umwelt 
& Entwicklung haben deswegen im 
Rahmen ihres UBA/BMU-Projektes 
zu ‚Klima und Handel‘ eine juristische 
Kurzanalyse zu den bisher bekannten 
Dimensionen des neuen »Vattenfall II«-
Falles erstellen lassen (einen »Vatten-
fall I«-ICSID-Fall gab es 2009 bis 2011 
zum Kohlekraftwerk HH-Moorburg). 
Weitere Aktivitäten (wie Workshops 
und Publikationen) sind geplant und 
interessierte Kooperationspartner 
willkommen. 

Peter Fuchs

Der Autor ist geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied von PowerShift e. V. in Berlin 
und einer der Koordinatoren der AG Handel im 
Forum Umwelt & Entwicklung.

Weitere Informationen:  
peter.fuchs@power-shift.de

Literatur: 
Bernasconi-Osterwalder, Nathalie / 
Hoffmann, Rhea Tamara 2012: Der deutsche 
Atomausstieg auf dem Prüfstand eines 
internationalen Investitionsschiedsgerichts? 
Hintergründe zum neuen Streitfall ‚Vattenfall 
gegen Deutschland (II)‘ Hrsg. von PowerShift 
e.V. & Forum Umwelt & Entwicklung.

Download unter: 
http://power-shift.de und www.forumue.de
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McPlanet.com 2012 
»Too BIG To Fail – Es gibt 
keinen Planeten B«
Internationaler Bewegungskongress zu 
Globalisierung, Umwelt und globaler 
Gerechtigkeit

Vom 20.bis 22. April findet in Berlin der Kongress McPlanet.com 2012 statt. 
In seiner nunmehr 5. Auflage hat sich der Kongress als eines der größten und 
wichtigsten Events der Umwelt- und globalisierungskritischen Bewegung eta-
bliert. Mehr als 1.500 zumeist junge TeilnehmerInnen werden auch in diesem 
Jahr zum McPlanet.com erwartet. Organisiert wird der internationale Bewe-
gungskongress von Attac, Brot für die Welt, BUND, Evangelischer Entwick-
lungsdienst, Forum Umwelt und Entwicklung, Greenpeace, Heinrich-Böll-Stif-
tung und terre des hommes.

G eplant sind rund ein-
hundert Foren, Panels, Work-
shops und alternative Ver-

anstaltungsformate mit Gästen aus 
Zivilgesellschaft, Politik und Wissen-
schaft. Bereits zugesagt haben unter 
anderem Achim Steiner (UNEP), Tim 
Jackson (GB), Sunita Narain (Indien), 
Kumi Naidoo (Südafrika), Mariann 
Bassey und Nnimmo Bassey (Nigeria), 
Jutta Sundermann, Harald Welzer, 
Tanja Busse, Sven Giegold (D) und vie-
le mehr. Und McPlanet.com wäre kein 
Bewegungskongress, gäbe es nicht 
auch ein buntes und vielfältiges Kul-
tur- und Aktionsprogramm mit Thea-
ter und Film, Poetry Slam und Musik.

Rio+20: McPlanet.com zieht kritisch 
Bilanz

Im Vorfeld der im Frühsommer 
2012 stattfindenden Rio+20 Konferenz 
der Vereinten Nationen soll auf dem 

Kongress McPlanet.com kritisch Bi-
lanz gezogen werden von 20 Jahren 
internationaler Entwicklungs- und Um-
weltpolitik. Denn 20 Jahre nach dem 
Erdgipfel – der UN-Konferenz über 
Umwelt und Entwicklung, die 1992 
ebenfalls in Rio de Janeiro (Brasilien) 
stattfand – will die Weltgemeinschaft 
einen erneuten Anlauf für eine global 
nachhaltige Entwicklung nehmen. Mit 
dem kritisch zu betrachtenden Kon-
zept der Green Economy und einer 
Reform der internationalen Umwelt-
politik sollen neue Impulse gesetzt 
werden. McPlanet.com 2012 möchte 
dies zum Anlass nehmen, um unbe-
queme Fragen zu stellen und sie mit 
zahlreichen ExpertInnen aus Zivilge-
sellschaft, Politik und Wissenschaft zu 
diskutieren: Stehen wir nach 20 Jah-
ren nachhaltiger Entwicklung mit lee-
ren Händen da? Welche Lösungswege 
gibt es für die drängenden sozialen 

und ökologischen Probleme unserer 
Zeit? 

Bis heute gilt der UN-Gipfel von 
1992 als politischer Meilenstein. Sei-
ne Ergebnisse – wie die Biodiversi-
täts- und Klimarahmenkonvention 
oder die Agenda 21 – sind bis dato auf 
der politischen Bühne richtungswei-
send. Weltweit wurden damals große 
Hoffnungen in das Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung gelegt. Zudem 
wurden erstmals Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik zusammenhängend 
diskutiert. Bereits jetzt ist jedoch klar, 
dass die Umsetzung der damaligen 
Verhandlungsergebnisse weit hinter 
den hohen Erwartungen zurückblieb. 
Kann die Green Economy hier wirklich 
die Wende bringen?

McPlanet.com macht Mut zum 
Handeln und Einmischen

So liegt es nahe, dass im Mittel-
punkt des McPlanet.com 2012 die Aus-
einandersetzung mit den Konzepten 
der Green Economy steht und mit der 
Frage, wie eine ökologische und sozi-
ale Transformation der Gesellschaft 
demokratisch gestaltet werden kann. 
In den Schwerpunktbereichen Land-
wirtschaft, Gemeingüter (Commons), 
Energie und Lebensstile – die sich wie 
ein roter Faden durch das Kongress-
programm ziehen – werden die Kont-
roversen, Transformationsmodelle und 
konkreten Umsetzungen diskutiert. 
Ziel und Wunsch der OrganisatorInnen 
des McPlanet.com ist es zum einen, 
eigene, sicher geglaubte Wahrheiten 
beispielsweise in Bezug auf ökologi-
sche Landwirtschaft, ökologisch-fairen 
Konsum und die Vollversorgung mit 
Erneuerbaren Energien kritisch zu hin-
terfragen. Zum anderen möchte Mc-
Planet.com den TeilnehmerInnen Mut 
zum eigenen Handeln und Einmischen 
machen. McPlanet.com 2012 lädt herz-
lich dazu ein, sich inspirieren zu lassen 
und die selbstgesteckten Grenzen für 
eigenes Engagement neu zu setzen. 

Thomas Gastmann

Der Autor ist im Kongressbüro des McPlanet.
com 2012 verantwortlich für die Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit und aktiv bei Attac Berlin. 

Alle wichtigen Informationen zum Kongress 
und zur Anmeldung finden sich auf der 
Internetseite: www.McPlanet.com
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Eine ökologische 
Schuldenbremse für 
Europa
Die Weichen für die EU-Subventionen 2014 
bis 2020 werden jetzt gestellt

Derzeit verhandeln die EU-Regierungen und das Europäische Parlament den 
EU-Haushalt für 2014 bis 2020. Es ist offen, ob es dabei zu grundlegenden Re-
formen kommt, oder ob das althergebrachte System von wenig effizienten und 
oft umweltschädlichen Subventionen mit kosmetischen Änderungen fortge-
führt wird.

R und 270 Euro zahlen die 
Europäer pro Kopf und Jahr in 
die Gemeinschaftskasse der 

EU. Diese ist nur halb so groß wie der 
deutsche Bundeshaushalt hat aber 
erhebliche Auswirkungen auf den Zu-
stand unserer Umwelt. Die Agrarsub-
ventionen gelten als größter Verursa-
cher des Artensterbens in Europa, die 
Fischereipolitik als wesentlicher Fak-
tor für die dramatische Überfischung 
der Weltmeere. Im Verkehrs- und 
Energiebereich fördert die EU sowohl 
klimaschädliche aber auch innovative 
umweltfreundliche Ansätze. In ökolo-
gischer Hinsicht fallen vor allem der 
Fonds für die Ländliche Entwicklung 
sowie das LIFE-Programm der EU po-
sitiv auf.

Lektionen aus der Schuldenkrise… 
Angesichts der dramatischen Ver-

schuldung der EU-Staaten sollte auch 
aus finanzpolitischer Sicht klar sein, 
dass es unverantwortlich ist, mit um-
weltschädlichen Subventionen ein 
Vielfaches an neuen Kosten für die 
öffentliche Hand zu erzeugen. Ebenso 
töricht wäre es, heute noch vergleichs-
weise erschwingliche Maßnahmen zu 
unterlassen, durch die der schleichen-
de Kollaps der Ökosysteme gestoppt 
und damit gigantische Kosten für die 
Volkswirtschaft abgewendet werden 
könnten. 

Die Europäische Kommission 
schätzt, dass die Nichterreichung 
europäischer Umweltziele die EU 
bis 2020 mindestens 50 Milliarden 
Euro pro Jahr kosten würde1. Umge-
kehrt würde ein mit nur sechs Milli-
arden Euro jährlich finanziertes Na-
tura 2000-Schutzgebietsnetzwerk 
Umweltdienstleistungen im Wert von 

200 bis 300 Milliarden Euro jährlich 
sichern2, und zusätzlich direkt etwa 
180.000 Arbeitsplätze schaffen3.

 ...oder kurzsichtiges »Weiter so«?
Dennoch laufen die Brüsseler Haus-

haltsverhandlungen auf ein fatales 
»weiter-so« zu. Aus Angst vor Wider-
spruch der Mitgliedsstaaten hat die 
Europäische Kommission den Regie-
rungen nur zaghafte Reformvorschlä-
ge gemacht. Diese fürchten ihrerseits 
den Zorn der Besitzstandswahrer. Die 
Agrarlobby leitet zum Beispiel aus 
jahrzehntelanger Subventionierung 
den Anspruch ab, auch in Zukunft Di-
rektzahlungen aus Brüssel zu erhalten, 
ohne den Steuerzahlern in Form von 
ökologischen Gegenleistungen dafür 
etwas zurückzugeben. 

Zu allem Übel kümmert sich gerade 
die Regierung Merkel (in bester Ge-
sellschaft mit Großbritannien) derzeit 
vor allem um das größenordnungs-
mäßig eher symbolische Ziel, mög-
lichst wenig »an Brüssel« überweisen 
zu müssen. Die Fragen nach Sinn und 
Unsinn der einzelnen Subventionen 
treten dabei in den Hintergrund, ob-
wohl dies im ureigensten Interesse 
des größten Nettozahlerstaates der 
EU und seiner Steuerzahler sein sollte.

Drei Kernforderungen der Verbände
Ein großes Bündnis von Umweltver-

bänden hat detaillierte Vorschläge für 
die Reform der EU-Subventionen vor-
gelegt.4
1)	 Ökologische Schuldenbremse: 

alle Subventionen müssen strikten 
Regeln unterworfen werden, um 
schädliche Umweltauswirkungen 
zu vermeiden. Landwirtschaftliche 
Direktzahlungen müssen an die 

Einrichtung ökologischer Vorrang-
flächen auf zehn Prozent der Be-
triebsfläche gekoppelt werden. 

2)	Integrierte Finanzierung von eu-
ropäischen Umweltzielen: statt 
nur Optionen zu bieten, muss auf 
EU-Ebene verbindlich festgelegt 
werden, dass alle Fonds zum Um-
weltschutz beitragen. So sollte es 
zum Beispiel den Landesregierun-
gen nicht länger möglich sein, in 
ihren Strukturfonds-Programmen 
Naturschutzziele zu ignorieren und 
das Geld in den Straßenbau umzu-
leiten. 75 Prozent der Kosten des 
Natura 2000-Netzwerks sollten 
durch die EU finanziert werden, da-
von ein Fünftel durch LIFE. 

3)	Aufstockung von LIFE: Das einzi-
ge Umweltförderprogamm der EU 
erzielt seit 20 Jahren mit geringem 
Mittelaufwand nicht nur messbare 
Erfolgen für Ökosysteme, sondern 
fördert auch die regionale Wirt-
schaftsentwicklung. Die geforder-
te Aufstockung von LIFE von 0,23 
auf ein Prozent des EU-Budgets 
wäre ein winziger Schritt für den 
Haushalt aber ein Quantensprung 
für Umwelt und Kosteneffizienz. 
Bundesregierung und Bundesrat 
haben sich der Forderung nach ei-
ner Aufstockung von LIFE bereits 
angeschlossen.

Konstantin Kreiser

Der Autor koordiniert als NABU-Referent für 
Internationale Biodiversitätspolitik die Arbeit 
zur EU-Haushaltsreform, außerdem für den 
NABU-Dachverband BirdLife die europaweiten 
Aktivitäten zu Reform des LIFE-Programms.

1	 Vgl. European Commission (September 
2011): The costs of not implementing the 
environmental acquis. http://ec.europa.eu/
environment/enveco/economics_policy/pdf/
report_sept2011.pdf

2	 Vgl. European Commission Staff Working 
Paper (12.12.2011): Financing Natura 2000. 
http://ec.europa.eu/environment/nature/
natura2000/financing/index_en.htm

3	 Vgl. GHK (August 2011): Evaluating the 
potential for Green Jobs in the next Multi-
annual Financial Framework, www.birdlife.
org/eu/pdfs/Green_Jobs.pdf 

4	 Mehr unter www.nabu.de/themen/
umweltpolitik/: »EU-Haushaltsreform«
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Kohledämmerung in 
Deutschland?
2007 waren in Deutschland 37 neue Kohlekraftwerke in Planung, so viele, wie 
nirgends sonst in Europa. 2012 ist es der Anti-Kohlekampagne der klima-allianz 
deutschland gemeinsam mit Bürgerinitiativen vor Ort und klagenden Umwelt-
verbänden gelungen, 17 Projekte vollständig ad acta zu legen. Von den zehn, 
die weiterhin auf der Planungsliste stehen, sind fünf praktisch aufgegeben, bei 
einem (SWS Brunsbüttel) wird der Todesstoß bis Ende des Jahres erwartet, 
gegen vier muss weiter aktiv vorgegangen werden. Von den zehn bereits im 
Bau befindlichen kämpfen alle mit technischen Problemen aufgrund einer feh-
lerhaften Stahllegierung für die Kessel; bei zwei fast fertig gestellten Meilern, 
Lünen und Datteln, ist noch ungeklärt, ob sie nicht am Ende aus juristischen 
Gründen als Bauruinen in der Landschaft stehen werden.

D iese durchaus erfreuliche 
Bilanz gibt Anlass zu zwei Fra-
gestellungen: 1. Sind damit die 

Gefahren, die für Klima, Umwelt und 
Gesundheit durch die Verfeuerung 
von Stein- und Braunkohle entstehen 
gebannt und können wir uns darauf 
verlassen, dass es keine »Renaissance 
der Kohle« geben wird? Und 2. Worauf 
lassen sich die Erfolge bei der Verhin-
derung von Kohleprojekten zurück-
führen? 

Keine Renaissance der Kohle
Zur 1. Frage lässt sich sagen, dass 

die vor Allem von FDP/Wirtschafts-
ministerium, Teilen der SPD und den 
drei Bundesländern Brandenburg, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt vertre-
tene Wunschvorstellung von der »Re-
naissance der Kohle« und der »neuen 
Brückentechnologie« in Deutschland 
sich ausschließlich auf die Braunkoh-

le bezieht. Bei Steinkohlekraftwer-
ken sind aufgrund rasant steigender 
Weltmarktpreise für Importkohle (und 
darum handelt es sich bei Steinkohle 
fast ausschließlich), dem Einspeisevor-
rang und ständig steigenden Anteilen 
der Erneuerbaren im Stromnetz sowie 
dem 2013 beginnenden Europäischen 
Emissionshandel, die Gewinnspannen 
nicht mehr gegeben, die es attraktiv 
machen würden, in die Planung für 
neue Kraftwerke zu gehen.1 Nur in 
Ausnahmefällen, zum Beispiel wenn 
der Strom, wie beim von Dow Chemi-
cal geplanten Kraftwerk in Stade zum 
Teil für die eigene Produktion genutzt 
wird, kann der Neubau eines Steinkoh-
lekraftwerks eventuell noch als wirt-
schaftlich dargestellt werden. 

Der Vorteil, den sich Investoren 
von Braunkohlekraftwerken verspre-
chen, ist, dass der Brennstoff aufgrund 
indirekter Subventionen und reichli-

chen Vorhandenseins fast kostenfrei 
zu haben ist, der Emissionshandel, so 
hoffen sie, nicht ganz so starke Auswir-
kungen auf die Gewinnspanne haben 
wird wie bei Steinkohlekraftwerken. 
Hier handelt es sich jedoch um eine 
Milchmädchenrechnung: Die von der 
Bundesregierung beim Prognos-Ins-
titut in Auftrag gegebenen Szenarien 
zur Energiewende zeigen ganz klar, 
dass es trotz Atomausstiegs einen 
drastischen Rückgang der Braunkoh-
leverstromung bis 2030 geben wird.2 
Demnach wird die Auslastung der 
Braunkohlekraftwerke um 23 Prozent 
sinken, die installierte Kraftwerksleis-
tung um 46 Prozent und die Strom-
produktion und damit der Bedarf 
an Braunkohle um 63 Prozent. Dazu 
kommt, dass Braunkohlekraftwerke 
sich im Strommix nur zur Abdeckung 
der Grundlast eignen, denn sie lassen 
sich nicht innerhalb von Stunden an- 
und abfahren. Genau dies müsste je-
doch eine fossile Brückentechnologie 
bei der angestrebten vollständigen 
Umstellung des Energiesektors auf 
Erneuerbare Energien bis zum Jahr 
2050 leisten. Geeignet sind dafür je-
doch, aufgrund ihrer hohen Flexibili-
tät, nur Gaskraftwerke.3

Folgerichtig hat zum Beispiel der 
Energieversorger Vattenfall inzwi-
schen eingesehen, dass es, ohne die 
für den Einsatz in Deutschland immer 
unwahrscheinlicher aussehende Car-
bon Capture and Storage-Technologie 
(CCS) zur Abscheidung und Einspei-
cherung von CO2, ökologisch und 
ökonomisch keinen Sinn macht, nach 
2020 ein neues Kohlekraftwerk an den 
Standort einer der größten CO2- und 
Umweltgift-Dreckschleudern Euro-
pas 4 zu setzen. Trotzdem hält die Lan-
desregierung an einer Energiepolitik 
unter Einbeziehung der Braunkohle 
fest und will neue Tagebaue aufschlie-
ßen, obwohl mehrere Studien bele-
gen, dass diese Strategie keinen Sinn 
macht und Vattenfall sich bereits von 
der Investition verabschiedet hat.5 
Leider ist den Landesregierungen von 
Brandenburg und den anderen ost-
deutschen Braunkohleländern noch 
nicht klar geworden, dass für struk-
turschwache Braunkohleregionen Zu-
kunftschancen verbaut werden, wenn 
man gleichzeitig auf die Förderung 
der Braunkohle und der Erneuerba-
ren setzt. Das führt dann dazu, dass 
die schwarz-rote Koalition in Sachsen-
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Anhalt weiter der schwächelnden Mi-
brag beim Neubauvorhaben in Profen 
sekundiert, selbst wenn weit und breit 
keine Investoren in Sicht sind. Und 
dass in Nordrhein-Westfalen weder 
SPD noch Grüne von der Idee lassen 
wollen, dass die Braunkohlevorhaben 
der angeschlagenen RWE ökologisch 
und klimapolitisch positiv zu bewerten 
seien. Die Logik von Regierungsseite 
ist immer die Gleiche: Ein neues Kraft-
werk sei viel effizienter als ein Altes 
und würde dadurch helfen CO2- und 
andere Emissionen einzusparen. Da-
bei wird außer Acht gelassen, dass 
die beste Lösung immer noch ist, gar 
keine Kohlekraftwerke mehr zu bau-
en, sondern stattdessen konsequent 
nur noch auf Erneuerbare und Gas zu 
setzen. Hier liegt eine wichtige Aufga-
be der Anti-Kohlekampagne, der Um-
weltverbände und auch der langsam 
entstehenden Anti-Kohlebewegung in 
Deutschland: Es muss verhindert wer-
den, dass der komplette Umstieg auf 
eine erneuerbare Energieversorgung 
aufgrund von überkommenen ener-
giepolitischen Strukturen in einigen 
Bundesländern, fadenscheiniger Ar-
beitsplatzargumente, die keiner ernst-
haften Untersuchung standhalten6 
und mangelnder Ehrlichkeit bezüglich 
des notwendigen Strukturwandels in 
den alten Kohleregionen verschleppt 
und verlangsamt wird.

Der Dominoeffekt
Nun aber zur Beantwortung der 2. 

Frage: Worauf lässt sich die Aufgabe 
von 17 Kohleprojekten in den letzten 
Jahren zurückführen? Ist möglicher-
weise die Wirkungsmächtigkeit des 
Widerstandes eher marginal, weil im 
Endeffekt nur wirtschaftliche Gründe 
über Bau oder Nichtbau eines Kohle-
kraftwerks entscheiden? Hier ist ein 
differenzierter Blick angebracht. Von 
den zu Fall gebrachten Projekten und 
auch von den »scheintot« im Planungs-
stadium befindlichen wäre der aller-
größte Teil inzwischen im Bau – ob das 
nun wirtschaftlich Sinn machte oder 
nicht – wenn es nicht massive öffentli-
che Proteste vor Ort, auf Landes- und 
Bundesebene gegeben hätte. Studi-
en, welche die ökologische, juristische 
oder ökonomische Sinnhaftigkeit der 
jeweiligen Projekte in Frage stellten, 
bildeten den wissenschaftlichen Hin-
tergrund für diesen Widerstand. Ein 
weiterer wichtiger Baustein für die 

Verhinderung von Kraftwerksneubau-
ten war der zähe juristische Wider-
stand, der hauptsächlich von der deut-
schen Umwelthilfe und dem BUND 
getragen wurde. Über Jahre hinweg 
war jedoch zu beobachten, dass sich 
Interesse und Unterstützung in der 
Bevölkerung auf die unmittelbare 
Umgebung des jeweiligen Kraftwerks-
standorts und die zu erwartenden 
Umwelt- und Gesundheitsschäden 
beschränkte.7 Erst durch Kampag-
nen gegen die Beteiligung von über 
hundert Deutschen und Schweizer 
Stadtwerken an den Kohlekraftwerks-
planungen in Brunsbüttel und Krefeld, 
bildete sich in zahlreichen Städten 
Widerstand gegen die Beteiligung 
an diesen beiden Projekten. Mit Er-
folg: in Krefeld wird das Stadtwerke-
konsortium Trianel jetzt ein Gas- und 
Dampfkraftwerk bauen, in Brunsbüttel 
wird wohl trotz vorliegender Geneh-
migungen nie der Baubeschluss erfol-
gen. Im Zuge der bundesweiten, aber 
auch der lokalen Kampagnen hat sich 
auch eine Bewegung entwickelt, die 
sich die Verhinderung neuer Braun-
kohlekraftwerke zum Ziel setzt, und in 
allen drei großen Braunkohleregionen 
Deutschlands 2012 Klima- und Ener-
giecamps durchführen wird. Im Grun-
de genommen sind dies die vielleicht 
wichtigsten Erfolge, denn nachhaltige 
Kampagnenarbeit auf NGO-Ebene 
muss bedeuten, dass sich überregio-
nale Strukturen entwickeln, die Protes-
te vor Ort unterstützen und in einen 
größeren politischen Kontext stellen, 
so wie es bei der Anti-Atombewegung 
gelungen ist. 

Mona Bricke

Die Autorin koordiniert zusammen mit Daniela 
Setton die Anti-Kohlekampagne der klima-allianz 
deutschland.

1	 Zur mangelnden Rentabilität neuer 
Steinkohlekraftwerke siehe z.B. den LBD-
Explorer »Stromgroßhandelsmarkt aus zwei 
Perspektiven«; Download unter: http://www.
lbd.de/cms/2.0-energie-und-emissionen/
stromgrosshandelsmarkt-aus-zwei-
perspektiven-betrachtet-erzeuger-und-
vertriebe-lv1871.htm

2	 Download unter: http://www.bmu.de/
files/pdfs/allgemein/application/pdf/
energieszenarien_2010.pdf 

3	 Siehe »Kurzstudie: Die künftige Rolle 
von Gaskraftwerken in Deutschland« des 
Arrhenius-Instituts im Auftrag der klima-
allianz deutschland; Download unter: http://

www.die-klima-allianz.de/wp-content/
uploads/2011/10/Klima-Allianz-Studie-
Gaskraftwerke-Okt-2011.pdf 

4	 Siehe Datenblatt zur Studie »Revealing 
the costs o fair pollution from industrial 
facilities in Europe« der Europäischen 
Energieagentur; download unter: http://
www.eea.europa.eu/publications/cost-of-air-
pollution 

5	 Siehe: http://www.die-klima-allianz.de/
wp-content/uploads/2011/12/201112_
Studie_%C3%96koinstitut_Energiestrategie-
Brandenburg.pdf 

6	 Siehe zum Beispiel das von der 
Landesregierung Brandenburg in Auftrag 
gegebene Prognos-Gutachten zu 
regionalen Auswirkungen verschiedener 
Energieszenarien; Download unter: 
http://www.energie.brandenburg.de/
media_fast/bb1.a.2865.de/Expertise-
zurEnergiestrategie%20Brandenburg_
final-120130.pdf 

7	 In anderen Ländern ist dies auch immer 
das Hauptargument geblieben. So 
wurden in den letzten Jahren in den USA 
ausschließlich aufgrund des Widerstandes 
gegen den hohen Schadstoffausstoß 
von Kohlekraftwerken 100 Kraftwerke 
geschlossen. Klimawandel und CO2-
Emissionen gelten als Argument dort eher 
als kontraproduktiv.
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Wachstums- und 
Wertediskussion 
als roter Faden der 
Green Economy
Rio+20-Konferenz des Forums Umwelt und 
Entwicklung

»Ökologisch verträglich, sozial gerecht und ökonomisch zukunftsfähig – Struk-
turwandel für eine Green Economy« war der Titel der internationalen Konfe-
renz, zu der das Forum Umwelt und Entwicklung am 7. und 8. Februar nach 
Berlin eingeladen hat. Etwa 200 TeilnehmerInnen aus Umwelt- und Entwick-
lungsverbänden, Politik, Wissenschaft und Wirtschaft diskutierten im Vorfeld 
von Rio 2012 mit internationalen Gästen aus Indien, Südkorea und China über 
Interessens- und Zielkonflikte, Chancen und Risiken einer Green Economy.

D ie Konferenz umfasste 
Paneldiskussionen zu Vorrei-
tern der wirtschaftlichen Trans-

formation in Asien und Europa und 
Auswirkungen eines solchen Struktur-
wandels, zu Wirtschaft und Wachstum 
innerhalb der ökologischen Grenzen 
sowie zu den internationalen und na-
tionalen Erwartungen an Rio 2012. 
Darüber hinaus fanden am ersten Tag 
Workshops zu Interessens- und Ziel-
konflikten einer Green Economy im 
Energiesektor, beim Ressourcenver-
brauch sowie beim Schutz und Nut-
zen der Biosphäre statt. Am zweiten 

Tag standen Praxisbeispiele der wirt-
schaftlichen Transformation in Südko-
rea, Brasilien und Südafrika im Mittel-
punkt der Workshops.

Common, but differentiated – 
Geteilte Meinungen zur Green 
Economy

Sehr unterschiedliche Sichtweisen 
einer »Green Economy« gab es so-
wohl national als auch international. 
Dabei waren sowohl begründete Be-
fürchtungen vor einem »greenwashed 
business as usual« ohne tragfähige 
Lösungskonzepte als auch pragmati-

sche Ansätze, die unterschiedlichen 
Probleme endlich an der Wurzel zu 
bekämpfen, also an der Art wie wir 
wirtschaften, vertreten. Der konstruk-
tive Beitrag zu dem Diskurs wie wir in 
Zukunft leben wollen, wird in Rio 2012 
nicht zu einem Ende geführt werden, 
kann aber Auftakt eines weltweiten 
Paradigmenwechsels bilden.

Auch wenn immer effizientere Tech-
nologien und Innovationen im Rahmen 
der Green Economy zumeist als eine 
Voraussetzung für eine Transforma-
tion gesehen werden, geht es um 
mehr. Jenseits von Zahlen muss es um 
ein neues Wertekonzept gehen, ein-
schließlich grundsätzlicher Menschen-
rechte, wie zum Beispiel auf Wasser 
oder Nahrung. Ziel ist eine grüne und 
partizipative Wirtschaft, mit einer Um-
welt- aber auch mit einer umfassenden 
Sozialagenda.

Veränderte Weichenstellungen 
muss es vor allem für Investitionsan-
reize und Subventionen geben. Aber 
es wurde auch deutlich hervorgeho-
ben, dass auch grüne Investitionen 
sind nicht per se gut sind, sondern 
ökologische und soziale Folgenab-
schätzungen brauchen. Große Einig-
keit herrschte darüber, dass wir neue 
Indikatoren für die Bemessung von 
Wachstum und Wohlstand benötigen. 
Dazu gehöre auch, dass neben Um-
welt- und Sozialkosten beispielsweise 
auch die Wertschöpfung durch Frauen 
sichtbar gemacht werde.

Grünes, anderes oder gar kein 
Wachstum? 

Nicht nur im zeitlichen Ablauf war 
die Abschlussdiskussion des ersten Ta-
ges zum Wachstum innerhalb der glo-
balen ökologischen Grenzen zentrale 
Veranstaltung des Kongresses. Bereits 
in der Keynote wurde deutlich, nicht 
nur die westlichen Industriestaaten, 
auch Asiens aufstrebende Schwellen-
länder müssen ihr Wachstumsmodell 
überprüfen und auf eine weniger res-
sourcenintensive Basis stellen. 

Ein Wachstumsstopp steht für In-
dien und viele andere Schwellen- und 
Entwicklungsländer derzeit aber nicht 
zur Debatte. Auch bei der Diskussion 
um eine Green Economy steht die Be-
seitigung der Armut im Mittelpunkt. 
Das Primat des Wachstums bleibt 
größtenteils unangefochten, schon al-
lein aufgrund der schnell wachsenden 
Bevölkerung. 
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v.l.n.r.: Prof. Gensuo JIA, Key Lab of Regional Climate-Environment for East Asia, Chinese Academy 
of Sciences (CAS); Dr. Manfred Vohrer, Bundesverband mittelständische Wirtschaft (BVMW) im EV-
KMU; Prof. Dr. h.c. Christa Randzio-Plath, VENRO; Monika Hoegen, Moderatorin und freie Journa-
listin; Prof. Dr. Dieter Flämig, Staatssekretär a.D., Forum für Strukturpolitik und Nachhaltigkeit, CDU 
Berlin; Prof. Dr. Martin Jänicke, Forschungszentrum für Umweltpolitik der FU Berlin. 
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Biomasse – nur in  
Ma  en nachhaltig
Der Umfang der Ressourcennutzung hat inzwischen ein Ausmaß erreicht, das 
die Grenzen der Belastbarkeit unserer Ökosysteme erreicht oder teilweise 
schon überschritten hat. Exemplarisch für das Fehlen nachhaltiger Landnut-
zungsstandards auf globaler und regionaler Ebene ist die Debatte um die 
Nachhaltigkeit der Biomasseproduktion. Während in jüngster Zeit vor allem 
die Erzeugung von Biokraftstoffen und Biogas kritisiert wurde, wachsen auch 
in anderen Verwendungsbereichen von Biomasse die Probleme.

Z u zwei der nach Menge 
und ihrer Flächenauswirkung 
wichtigsten Sektoren hat das 

Verbändeprojekt nachhaltige Land-
nutzung und ressourcenschonende 
Biomassepolitik eine Tagung organi-
siert. Diskutiert wurde über die Pro-
duktion von Futtermitteln und über 
die Grenzen der Holzerzeugung. Der 
Anbau von Futtermitteln konkurriert 
sowohl mit anderen Landnutzungsfor-
men, als auch mit anderen Verwendun-
gen für die Rohstoffe (Maisanbau für 
Biogas, Getreide und Hülsenfrüchte 
für die Ernährung). Ähnlich ist es beim 
Holz, dessen stoffliche Nutzung Vorzü-
ge gegenüber der energetischen Nut-
zung hat, das aber auch für den Schutz 
der Waldböden und der Biologischen 
Vielfalt wichtig ist. 

Dr. Inge Paulini (WBGU) begründe-
te eingangs die Notwendigkeit einer 
Dekarbonisierung der Weltwirtschaft. 
Demnach können wir uns global nur 
noch 750 Milliarden Tonnen Treibh-
ausgasemissionen (CO2-Äquivalent) 
»leisten«, wenn die Erderwärmung auf 
maximal zwei Grad begrenzt werden 
soll. Mit einem »Weiter so« wäre die-
ses Budget in weniger als 25 Jahren 
erschöpft. Landnutzung und Biomasse 
spielen hier eine wichtige Rolle. Neben 
der Beseitigung von Energiearmut 
gelte es, die Entwaldung zu stoppen, 
die Landwirtschaft klimaverträglich 
umzubauen und zu nachhaltigen Er-

Weitere Diskussionsstränge und rote 
Fäden

Bedeutung und Rolle des Staates 
und der Zivilgesellschaft – Eine aktive-
re Rolle des Staates wurde von Akteu-
ren aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Verbänden als wesentliche Vorausset-
zung zur erfolgreichen Gestaltung ei-
nes Strukturwandels identifiziert. Dazu 
gehört eine unabhängige und deutlich 
gestärkte Rolle der Zivilgesellschaft 
als gleichberechtigte Lobbygruppe 
neben der Wirtschaft.

Glaubwürdigkeit und Lösungsfin-
dung − Das Hinterfragen bisheriger 
Glaubenssätze gilt für Akteure aus 
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Verbänden. Die internationale Glaub-
würdigkeit von Staaten hängt von der 
Umsetzung im eigenen Land ab, dies 
gilt für Deutschland insbesondere bei 
der Agrarpolitik, vor allem bei Agrar-
subventionen und Massentierhaltung. 

Veränderte Konstellationen der in-
ternationalen Politik – Im Gegensatz 
zu 1992 ist die Staatengemeinschaft 
weniger klar in Nord und Süd aufge-
teilt – Die Welt hat sich verändert. Dies 
könnte zu neuen Allianzen und breiter 
getragenen Konzepten führen. Vor-
aussetzung hierfür ist allerdings, dass 
auch die alten Industriestaaten, etwa 
in Form von ambitionierten Roadmaps, 
verbindliche Entwicklungsschritte zu-
sagen und einhalten. 

Kristallisationspunkt Energiesek-
tor – Neben der Verringerung der 
CO2-Emissionen, neuen Arbeitsplät-
zen und einer unabhängigeren Ener-
gieversorgung bedeutet die Ener-
gierevolution einen grundsätzlichen 
Umbruch der bisherigen Wirtschafts-
weise. Einige Konsequenzen, etwa 
erhöhter Druck auf Flächennutzungen 
zur Energieerzeugung aus Biomasse 

und neue Ressourcenkonflikte sind 
bereits heute real.

Und das Fazit für Rio 2012? Entwe-
der es gelingt uns, innerhalb kurzer 
Zeit eine wirklich nachhaltige Wirt-
schaftsweise durchzusetzen oder die 
Lage der Welt wird sich weiter ver-
schärfen. Über Kollisionen bis hin zum 
Kollaps.

Claudia Kabel

Die Autorin koordiniert das Projekt »Auf dem 
Weg nach Rio+20: eine zivilgesellschaftliche 
Begleitung mit besonderem Schwerpunkt auf 
Green Development, Low Carbon Development 
und biologische Vielfalt« beim Forum Umwelt 
und Entwicklung.

Eine Zusammenfassung der Kernaussagen 
der Konferenz sowie die Vortragsunterlagen 
der Keynote Speaker und ReferentInnen 
finden Sie unter: www.forumue.de/projekte/
rio-20
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nährungsstilen zu gelangen. Bedeu-
tende Emissionen können durch ver-
bessertes Landmanagement, weniger 
Verluste an Ernten und Lebensmitteln 
und die deutliche Verringerung des 
Fleischkonsums erzielt werden.

Biomasse Holz
Prof. Dr. Matthias Dieter (vTI) infor-

mierte über das Aufkommen und die 
Verwendung von Holz in Deutschland, 
sowie über die Potentiale bei Berück-
sichtigung von Naturschutzstandards. 
Der Holzeinschlag hat sich in den ver-
gangenen Jahren etwa verdoppelt und 
inzwischen wird fast die Hälfte des in-
ländischen Holzaufkommens energe-
tisch genutzt. Durch eine Umsetzung 
des fünf-Prozent-Ziels der nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt 
würden insgesamt etwa 580.000 Hek-
tar Waldfläche der Holzproduktion 
entzogen. Das Nutzungspotential be-
trägt hier etwa 4,4 Millionen Festme-
ter Derbholz, der reale Minderertrag 
dürfte aber geringer sein, da ohnehin 
nicht die gesamten Potentiale genutzt 
werden und auch bei der notwendi-
gen Anreicherung von Biotopholz im 
Wirtschaftswald vorwiegend auf die 
Nutzung geringwertiger Bäume ver-
zichtet wird.

Knut Sturm vom Städtischen Forst-
amt Lübeck beantwortete die Frage, 
wie viel Holz produziert werden kann, 
wenn Waldnutzung innerhalb strenger 
ökologischer Grenzen betrieben wird. 
Im Gegensatz zur konventionellen 
Forstwirtschaft setzt man in Lübeck 
auf eine stark an natürlichen Prozes-
sen orientierte Waldnutzung. Koste-
nersparnis durch möglichst geringe 
Eingriffe, Erzeugung wertvoller Hölzer 
und Bereitstellung von ökologischen 
und gesellschaftlich erwünschten 
(und real honorierten) Leistungen. 
Zwar wird auf zehn Prozent der Fläche 
(Referenzflächen) kein Holz geerntet, 
doch schon ein weniger dichtes Wege-
netz gleicht das teilweise wieder aus. 

Am Beispiel der Papierwende stell-
te Angelika Krumm (Robin Wood) vor, 
welchen Rohstoffeinsatz unser hoher 
Papierverbrauch benötigt. Ökolo-
gische Probleme werden nicht nur 
durch die absolute Menge, sondern in 
vielen Fällen auch durch die Produk-
tionsweise der Rohstoffe verursacht 
(Kahlschläge, Raubbau in borealen 
und tropischen Wäldern). Lebensräu-
me vieler Menschen werden zerstört 

und die einst artenreichen Wälder in 
monotone Holzplantagen umgewan-
delt. Weltweit wird jeder 5. Baum zu 
Zellstoff, Papier und Pappe verar-
beitet. Beim heutigen Pro-Kopf-Ver-
brauch von gut 240 Kilo würde uns das 
Ziel der Papierwende, eine Halbierung 
des Verbrauches, in etwa auf das Ver-
brauchsniveau von 1975 bringen. Die-
ses Ziel kann nur durch die Unterstüt-
zung vieler Akteure (vor allem NGOs) 
erreicht werden. 

Biomasse Futtermittel
Dr. Thomas Schmidt (OVID) stellte 

die Warenströme der wichtigsten Ei-
weißfuttermittel Sojaschrot und Raps-
schrot dar. Soja wird vorwiegend aus 
Brasilien importiert, wobei China in 
den letzten Jahren Europa als Absatz-
markt weit überholt hat. Rapsschrot 
hat innerhalb Deutschlands an Bedeu-
tung zugenommen, es ist Nebenpro-
dukt der Rapsölherstellung und inzwi-
schen dank züchterischer Fortschritte 
besser als Futtermittel geeignet. Von 
den anderen heimischen Proteinpflan-
zen bietet die Ackerbohne zwar höhe-
re Proteinerträge als Raps, der aber 
wegen seines Ölertrages höhere Ein-
nahmen erzielt. 

Tobias Reichert (Germanwatch) 
stellte das Potential der heimischen 
Tierproduktion auf nachhaltiger Fut-
tergrundlage vor. Landwirtschaft ist 
ein wichtiger Verursacher von Treib-
hausgasemissionen. Die größten 
Emissionen gehen dabei von der Um-
wandlung von Land in Agrarflächen, 
Stickoxiden aus den Böden und Me-
than aus dem Verdauungstrakt von 
Rindern aus. Die Tierhaltung ist also 
eine der wichtigsten Ursachen von 
Emissionen, doch Grünland ist auch 
eine wichtige Senke für Kohlenstoff. 
Futtermittel machen zwei Drittel der 
EU-Agrarimporte aus Drittländern aus, 
Sojaschrot alleine ein gutes Drittel. 
Die damit verbundenen Emissionen 
vor allem aus Landnutzungsänderun-
gen werden auf 17 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalent geschätzt.

Empfohlen wird die Erhaltung von 
Grünland, damit Wiederkäuer auf 
der Weide ernährt werden können, 
eine regionale Eiweißfutterbasis für 
Schweine und Hühner und Sojaimpor-
te nur aus Ländern mit effektivem Ma-
nagement.

In der Diskussion wurde aber da-
rauf hingewiesen, dass Effizienz im 

Sinne eines Flächenertrages nicht das 
einzige Kriterium für eine Gestaltung 
der Landnutzung sein sollte. Umwand-
lung und vor allem eine möglichst 
effiziente und sinnvolle Verwendung 
sollten ebenfalls wichtig sein. Carolin 
Callenius (Brot für die Welt) sprach 
sich für die Senkung des Verbrauchs 
an tierischem Eiweiß aus, um den 
Druck auf die Ressourcen zu mindern. 
Eine Halbierung des Fleischkonsums 
sei auch aus vielen anderen Gründen 
sinnvoll, als Alternative stehen pflanz-
liche Eiweißprodukte zur Verfügung, 
deren ökologischer Fußabdruck deut-
lich geringer ist. Denkbar sind Steue-
rungsinstrumente wie die Einpreisung 
von ökologischen und gesundheitli-
chen Folgekosten von Fleisch- und 
Fettverbrauch, produktionsregulie-
rende Maßnahmen (Greening durch 
Auflagen an die Landwirtschaft) und 
Förderung ökologisch vorteilhafter 
Erzeugung. Beendet werden sollte die 
Förderung von Fleischexporten.

Almut Jering (UBA) stellte die Zie-
le und Inhalte eines Forschungs- und 
Entwicklungsvorhabens vor, das sich 
mit einer ressourceneffiziente Flä-
chennutzung und der Organisation ei-
nes Global Sustainable Landuse Stan-
dards befasst. Übergeordnetes Ziel 
des Vorhabens ist es, den Prozess der 
Entwicklung eines globalen Standards 
für eine nachhaltige Landnutzung 
vorzubereiten und anzustoßen, sowie 
fachlich und organisatorisch voranzu-
treiben. 

In der Abschlussdiskussion wurden 
die Herausforderungen deutlich, die 
sich dem Projekt des Forums Umwelt 
und Entwicklung stellen. Die Verbän-
de müssen dazu bewegt werden, noch 
stärker zu den Themen Vermeidung 
(Energie, Rohstoffe, Fleisch, Papier) 
zusammenzuarbeiten, um Druck von 
den Ressourcen zu nehmen. Dies wür-
de die Einführung einer nachhaltigen 
Landnutzung auf großer Fläche er-
leichtern.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der Plattform 
»Nachhaltige Biomasse« und der AG Wald des 
Forums Umwelt und Entwicklung.
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Kohlenstoffmarkt – 
Game Over?
Der Preis pro Tonne CO2 war noch nie so niedrig. Mangelnde Nachfrage für 
CO2 Zertifkate aufgrund der Wirtschaftskrise, mangelnde Qualität von Zerti-
fikaten von Kohle- und Wasserkraftsprojekten und viel zu niedrige Klimaziele 
stellen in Frage, ob der Kohlenstoffmarkt überhaupt noch eine Rolle in der Kli-
mapolitik spielt. 

A nfang 2009 hat die EU be-
schlossen 20 Prozent der CO2 
Emissionen bis 2020 zu redu-

zieren. Um das zu erreichen wurde ein 
Emissionshandelssystem geschaffen, 
in dem Firmen CO2-Zertifikate er-
hielten, für die sie je eine Tonne CO2 
ausstoßen dürfen. Es können auch bis 
zu einer bestimmten Anzahl Zertifkate 
von Emissionsreduktionssprojekten in 
Entwicklungsländern im Rahmen des 
sogenannten »Clean Development 
Mechanism (CDM)« gekauft werden. 
Für jede extra Tonne CO2 für die kein 
Zertifikat vorhanden ist, muss eine saf-
tige Strafe gezahlt werden. Dies soll 
einen Anreiz schaffen, dass pro Jahr 
weniger CO2 ausgestoßen wird. An 
und für sich ein gutes System. 

Wenn nun aber, wie in den letzten 
Jahren, die Wirtschaft zurück geht 
hat dies natürlich weniger Industrie-
betrieb und weniger Emissionen zur 
Folge. Das heißt für das Emissions-
handelssystem, dass die beteiligten 
Firmen die gesetzten Ziele erreichen, 
ohne irgendetwas dafür tun zu müs-
sen. Nachdem es nun keine Emissio-
nensziele mehr zu erreichen gibt, ist 
auch die Nachfrage nach Emissions-
zertifikaten erheblich zurückgegan-
gen. Auch der Markt hat reagiert und 
den Preis von Kohlenstoffzertifikaten 
von 20 bis 30 Euro pro Tonne CO2 auf 
6,50 Euro pro Tonne CO2 im Januar 
2012 angepasst. Für über 5.000 Emis-
sionsreduktionsprojekte in der ganzen 
Welt, die darauf hoffen, dass die EU 
ihre Zertifikate kauft, sieht es schlecht 
aus.

Tausende von Firmen, die am Koh-
lenstoffhandel beteiligt sind, fordern 
nun lautstark, dass gehandelt werden 
muss, um den Kohlenstoffpreis zu ret-
ten. Die einfachste Möglichkeit ein 
Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage zu schaffen, ist die Klimazie-
le erheblich zu erhöhen. Dies wird nun 
nicht mehr nur von Wissenschaftern 

sondern auch von der Wirtschaft ge-
fordert. Ob die internationale Politik 
dazu in der Lage ist diesen Forderun-
gen nachzukommen, ist in der jetzigen 
Wirtschaftskrise jedoch zu bezweifeln. 

Mangelnde Qualität, mangelndes 
Vertrauen

Der Kohlenstoffmarkt leidet nicht 
nur an zu wenig Nachfrage. Auch die 
Qualität der vorhandenen Zertifikate 
von internationalen CDM-Emissions-
reduktionsprojekten ist mangelhaft. 
Eine Studie zur Integrität des CDM 
wurde kürzlich von der Europäischen 
Kommission veröffentlicht. Die Stu-
die identifiziert Emissionsreduktionen 
von Wasserkraftwerken in Entwick-
lungsländern als äußerst problema-
tisch, weil es Bedenken gibt, ob diese 
Projekte nicht auch ohne zusätzliche 
internationale Finanzierung gebaut 
werden. CDM Watch und viele andere 
Organisationen, die sich diese Projek-
te näher angesehen haben, kommen 
zu dem klaren Schluss, dass es viele 
Gründe gibt, dass diese Projekte auch 
ohne den CDM gebaut werden. Dies 
bedeutet, dass diese Projekte Zertifi-
kate erzeugen, die in Wirklichkeit gar 
keine echten Emissionsreduktionen 
darstellen. Dennoch erlauben sie ei-
nem Käufer zum Beispiel in Deutsch-
land pro Zertifikat eine weitere Tonne 
CO2 auszustoßen. Insgesamt erhöhen 
diese Projekte also den globalen Emis-
sionsausstoß.

Dasselbe Problem betrifft Kohle-
projekte, die für die Verwendung einer 
effizienteren Technologie Zertifikate 
bekommen. Diese »effizientere« Tech-
nologie würde aber ohnehin angewen-
det werden, denn Kraftwerksbesitzer 
wollen bei steigenden Kohlepreisen 
so effizient wie möglich bauen. Außer-
dem verlangen Regierungen in Indien 
und China – wo sich die Kohleprojekte 
befinden – von allen neuen Kohlekraft-
werken, dass sie diese Technologie 

verwenden. Von technischen Details 
abgesehen, läuft das Resultat darauf 
hinaus, dass für jedes Zertifikat von 
Kohlekraftwerken in Indien und China 
eine zusätzliche Tonne CO2 ausgesto-
ßen werden darf. 

Dies ist signifikant, denn Zertifika-
te von Wasserkraftwerken werden bis 
2020 fast ein Viertel aller Zertifikate 
ausmachen, und mehr als 40 Kohle-
kraftwerke warten auf die UN Zertifi-
zierung, um bis 2020 mehrere Millio-
nen Zertifikate auszustellen. 

Angesichts des Kohlenstoffpreises 
ist es nicht nachvollziehbar, dass die 
EU hier nicht einschreitet und Nut-
zungseinschränkungen für Emissions-
gutschriften mit wenig oder gar keiner 
ökologische Integrität schafft. 

Ungewisse Zukunft
Gleichzeitig tagt zur Zeit ein soge-

nanntes »CDM Politik-Dialog Panel« 
das vom CDM Exekutivrat ins Leben 
gerufen wurde, und zum Zweck hat, 
den CDM genau unter die Lupe zu 
nehmen. Dieses Panel wird bis Sep-
tember 2012 analysieren, welche Rolle 
der CDM nach 2012 spielen wird. Es 
bleibt abzuwarten, ob dieses Panel in 
der Lage ist, die lange Liste der CDM-
Krankheiten zu behandeln.

Die EU kauft mit Abstand die Mehr-
heit der CDM Zertifikate. Daher ist 
die EU auch in der einzigartigen Po-
sition, die Richtung des CDM und die 
Entwicklung von alternativen oder er-
gänzenden Marktmechanismen zu be-
einflussen. Qualitätsmaßnahmen, wie 
das Verbot von Zertifikaten von CDM 
Kohlekraftwerken, können nicht nur 
die Integritätsprobleme des CDM lö-
sen. Sie würden auch den Kohlenstoff-
markt stabilisieren. Solange aber nicht 
enorme Schritte gemacht werden, 
um ambitionierte Klimaziele zu verab-
schieden, wird der Kohlenstoffmarkt 
einschließlich neuer Marktmechanis-
men keine Zukunft haben. 

Eva Maria Filzmoser

Die Autorin ist Projektkoordinatorin von CDM 
Watch beim Forum Umwelt und Entwicklung.
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Ratifizierungsprozess 
läuft schleppend
Nagoya-Protokoll bislang von 92 Staaten 
unterzeichnet

Trotz einiger Schönheitsfehler und vieler Schlupflöchern galt es als ein kleines 
Wunder, als nach jahrelangen Tauziehen und langem Verhandlungskrimi am 
Morgen des 30. Oktobers 2010 das Nagoya-Protokoll auf der 10. Vertragsstaa-
tenkonferenz der CBD verabschiedet wurde. Delegierte lagen sich mit Tränen 
in den Augen in den Armen und auf dem Podium gab es Freudensprünge. 

A nderthalb Jahre ist das 
jetzt her und mittlerweile wur-
de das Protokoll, welches den 

Zugang und gerechten Vorteilsaus-
gleich bei der Nutzung genetischer 
Ressourcen regelt, von 92 Staaten 
gezeichnet. Doch nur zwei davon ha-
ben es auch ratifiziert. Warum zögern 
so viele Länder mit der Ratifizierung 
und wie stehen die Chancen, dass das 
ABS-Protokoll tatsächlich, so wie es 
die Staatengemeinschaft in Nagoya 
vereinbart hat, bis 2015 in Kraft ist?

Wie das Sekretariat der Biodiversi-
tätskonvention (Convention on Biolo-

gical Diversity – CBD) Anfang Februar 
bekannt gab, ist die Zeichnungsfrist 
für das Nagoya-Protokoll am 1. Feb-
ruar abgelaufen 1. Kurz vor Ende der 
Zeichnungsfrist haben noch einmal 
17 Staaten ihre Unterschrift unter das 
Abkommen zu Zugang zu genetischen 
Ressourcen und gerechter Vorteils-
ausgleich (Access and Benefit-Sha-
ring – ABS) gesetzt. Damit beläuft sich 
die Gesamtzahl der Unterzeichner-
staaten auf nunmehr 92. Gezeichnet 
und ratifiziert haben bislang jedoch 
nur zwei Staaten: Gabun und Jordani-
en. 

Damit ist klar, dass die 1. MOP 
(Meeting of the Parties) des ABS-Pro-
tokolls frühestens zur übernächsten 
Vertragsstaatenkonferenz (Confe-
rence of the Parties – COP) der CBD 
im Jahre 2014 stattfinden kann. Für ein 
früheres Inkrafttreten des ABS-Pro-
tokolls hätten bis zum 1. Februar min-
destens 50 Ratifizierungen zusammen 
kommen müssen. Im auf der COP10 
verabschiedeten Strategischen Plan 
der CBD, welcher mit 20 mittel- und 
langfristigen Zielen den Rahmen für 
den globalen Biodiversitätsschutz bis 
2020 regelt, haben sich die Staaten 
darauf verständigt, dass das Nagoya-
Protokoll bis 2015 in Kraft sein soll.2

Beitrittswillige Staaten können dem 
Nagoya-Protokoll aber auch nachträg-
lich noch durch die sogenannte Ak-
zession (das heißt durch Hinterlegung 
einer Beitrittsurkunde) beitreten. Dies 
wird völkerrechtlich dann mit einer 
direkten Ratifikation gleichgesetzt. 
Hierdurch erklärt sich auch die »Tor-
schlusspanik« so vieler Staaten kurz 
vor Ablauf der Zeichnungsfrist. Diese 
wären ansonsten durch eine Ratifika-
tion dazu verpflichtet gewesen das 
ABS-Protokoll unverzüglich umzuset-
zen, sprich in nationales Recht umzu-
wandeln. Die Unterzeichnung eines 
Protokolls drückt hingegen nur die 
Absicht eines Staates aus, Maßnahmen 
zu ergreifen um sich durch eine spä-
tere Ratifikation rechtlich zu binden. 
Zu welchem Zeitpunkt die Ratifikation 
letztendlich erfolgt, bleibt dabei offen. 
Durch das Zeichnen eines Protokolls 
entsteht für den Unterzeichnerstaat 
jedoch auch die Verpflichtung, in der 
Zeit zwischen Zeichnung und Ratifika-
tion nicht gegen Inhalt und Ziele des 
Protokolls zu verstoßen. 

Diese völkerrechtliche Unterschei-
dung zeigt beispielsweise wieso es 
überhaupt möglich ist, dass Präsident 
Clinton die CBD zwar im Juni 1993 
unterzeichnete, sie aber aus verschie-
denen, innenpolitischen Gründen bis 
heute nicht von den USA ratifiziert 
wurde.

Warum zögern die Staaten mit der 
Ratifikation?

Ein Grund für das Zögern vieler 
Staaten bei der Ratifikation des Na-
goya-Protokolls dürfte sein, dass eine 
Reihe von Industrienationen, so unter 
anderem die EU, schon kurz nach der 
COP10 angekündigt hatten, zunächst 
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ihren aktuellen Rechtsbestand auf 
Kompatibilität mit den Regeln des 
ABS-Protokolls überprüfen zu wollen. 
Wie weit dieser Prozess mittlerweile 
voran geschritten ist, ist leider nicht 
bekannt. Außerdem bestehen auch 
weiterhin eine große Zahl an offenen 
Fragen hinsichtlich der Interpretation 
und Umsetzung verschiedener Re-
geln und Mechanismen des Nagoya-
Protokolls. Um die Verabschiedung 
des sogenannten Nagoya-Packages 
(bestehend aus dem Strategischen 
Plan, der Strategie zur Ressourcen-
mobilisierung und dem ABS-Protokoll) 
zu ermöglichen, wurden verschiedene 
Aspekte des ABS-Protokolls, so zum 
Beispiel der Compliance-Mechanism 
(dient zur Überwachung der Einhal-
tung der Regeln des Protokolls) nicht 
abschließend geklärt beziehungs-
weise die jeweiligen Textstellen ganz 
bewusst äußerst vage formuliert. Da-
durch wurde ein entsprechend großer 
Interpretationsspielraum geschaffen. 

Mit der Ausgestaltung des weite-
ren Verhandlungsprozesses bis zum 
Inkrafttreten des Nagoya-Protokolls 
beschäftigt sich das »Intergovern-
mental Committee for the Nagoya-
Protocol on ABS« (ICNP), welches 
auf Beschluss der COP10 eingerich-
tet wurde und als vorübergehendes 
Verwaltungsorgan des Protokolls fun-
giert. 

Das ICNP wird vom 2. bis 6. Juli 2012 
in Neu Delhi zu seiner 2. regulären Sit-
zung zusammen kommen. Im Rahmen 
dieses Treffens sollen unter anderem 
der Fahrplan und die Modalitäten bis 
zur MOP1 abgestimmt werden. 

Lässt sich der Ratifizierungsprozess 
beschleunigen?

Der renommierte ABS-Experte 
Hartmut Meyer, hält einen schnelleren 
Ratifizierungsprozess beim Nagoya-
Protokoll nicht für ausgeschlossen 
und verweist auf das Beispiel des Car-
tagena-Protokolls. Dieses wurde am 
30. Januar 2000 beschlossen und trat 
schon am 9. November 2003 in Kraft. 

Hartmut Meyer weist aber auch 
auf die unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen hin: »Der zügige Rati-
fizierungsprozess war nur möglich, 
weil die GEF zur Unterstützung der 
Umsetzung des Cartagena-Protokolls 
einen speziellen Fonds im Umfang 
von 44 Millionen US Dollar aufgelegt 
hatte, ergänzt durch weitere Fonds 

und Projekte. Der Treuhandfonds für 
die Umsetzung des Nagoya-Protokolls 
(NPIF)3 beinhaltet hingegen nur 15 
Millionen US Dollar. Außerdem dürfen 
die Mittel nur für die Entwicklung und 
Umsetzung konkreter ABS-Verträge, 
möglichst unter Teilnahme eines In-
dustriepartners, verwendet werden. 
Die werden aber erst auf den Zug 
aufspringen, wenn die gesetzliche 
Rahmenbedingungen da sind, also die 
Implementierung schon erfolgt ist.«

Es wäre wünschenswert, dass die 
GEF ihre Vergaberichtlinien ändert, 
also tatsächlich die Implementierung 
fördert, und mehr Staaten Gelder in 
den Treuhandfond einzahlen. Denn 
bis jetzt speist sich dieser nur aus Mit-
teln von Japan, Norwegen und der 
Schweiz. 

Ein Vergleich mit dem Kyoto-
Protokoll 

Würde das Nagoya-Protokoll tat-
sächlich nach einer Ratifizierungs-
phase von vier Jahren in 2014 in Kraft 
treten, wäre diese im Vergleich zum 
Kyoto-Protokoll immer noch ein be-
merkenswert kurzer Zeitraum. Nach 
der Verabschiedung auf der COP3 der 
Klimarahmenkonvention (UNFCCC) 
im Dezember 1997, vergingen allein 
vier Jahre bis die wichtigsten offenen 
Fragen, zum Beispiel die Anrechnung 
von Senken, in den sog. Marakkesh-
Accords von 2001 geregelt werden 
konnten. Weitere vier Jahre dauerte 
es um 55 Staaten, die zusammen min-
destens 55 Prozent der Treibhausgas-
emission von 1990 darstellen mussten, 
zusammen zu bekommen. Erst nach 
einem sehr kontroversen Deal mit 
Russland über den Handel mit » Hot 
Air« konnte diese Bedingung erfüllt 
werden, wodurch das Kyoto-Protokoll 
erst im Februar 2005 in Kraft treten 
konnte. 

Zugegeben, der Vergleich zwi-
schen dem Nagoya-Protokoll und dem 
Kyoto-Protokoll hinkt. Zwar haben sie 
gemeinsam, dass beide völkerrecht-
lich bindend und für die Umsetzung 
der Kernziele ihrer jeweiligen UN-Kon-
ventionen von ähnlich großer Bedeu-
tung sind. Doch ihr Inhalt, ihre Ziele 
und (wirtschaftlichen) Konsequenzen 
für die Mitgliedsländer sind grundver-
schieden. 

Eines hat das Nagoya-Protokoll 
aber dem Kyoto-Protokoll voraus: 
Auch Staaten, die das ABS-Abkom-

men nicht unterzeichnet haben, wer-
den sich daran halten müssen. 

Denn man darf davon ausgehen, 
dass die Staaten des globalen Sü-
dens, die durch ihren Reichtum an 
biologischer Vielfalt den Großteil an 
genetische Ressourcen zur Verfügung 
stellen, das Nagoya-Protokoll auch in 
nationales Recht umwandeln werden. 
Will nun ein ausländischer Konzern, 
beispielweise ein Pharmaunterneh-
men aus den USA, diese genetischen 
Ressourcen weiterhin zur Entwicklung 
von Produkten nutzen, muss es die 
Gesetze des Geberlandes befolgen 
und dieses nach den Regeln des Na-
goya-Protokolls in fairer Weise an den 
Profiten beteiligen. 

Einziges Manko: Der Definition des 
Begriffs »fair« wird im ABS-Protokoll 
ein sehr großzügiger Interpretations-
spielraum eingeräumt. 

Christian Schwarzer

Der Autor ist Mitglied im Bundesvorstand 
der Naturschutzjugend (NAJU) und 
Jugendbotschafter für die UN-Dekade der 
biologischen Vielfalt.

1	 Vgl.: http://www.cbd.int/doc/press/2012/pr-
2012-02-03-abs-en.pdf

2	 http://www.cbd.int/sp/targets/ siehe Ziel 16.

3	 Informationen zum «Nagoya Protocol 
Implementation Fund« finden sich auf 
ww.thegef.org/gef/trust_funds

Der EED hat eine sehr lesenswerte Analyse 
des Nagoya-Protokolls aus NGO-Sicht 
veröffentlich: 
http://www.eed.de/de/de.col/de.col.d/
de.sub.41/de.sub.pub/de.pub.de.494/index.
html

Hintergrundinformationen zu ABS stellt 
das BfN unter http://www.abs.bfn.de/ zur 
Verfügung. 

Eine Liste aller Unterzeichnerstaaten des 
Nagoya-Protokolls kann unter http://www.
cbd.int/abs/nagoya-protocol/signatories/ 
abgerufen werden.

Zur Arbeit des Intergovernmental Comittee 
for the Nagoya-Protocol finden sich unter 
folgendem Link weitere Informationen: 
http://www.cbd.int/abs/icnp/ 

 

 

 

http://www.eed.de/de/de.col/de.col.d/de.sub.41/de.sub.pub/de.pub.de.494/index.html
http://www.eed.de/de/de.col/de.col.d/de.sub.41/de.sub.pub/de.pub.de.494/index.html
http://www.eed.de/de/de.col/de.col.d/de.sub.41/de.sub.pub/de.pub.de.494/index.html
 http://www.abs.bfn.de/
http://www.cbd.int/abs/nagoya-protocol/signatories/ 
http://www.cbd.int/abs/nagoya-protocol/signatories/ 
http://www.cbd.int/abs/icnp/
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Kurzstudie: Bausteine 
für die »Green Economy« 

in den Trümmern der 
Doha-Runde?

Der Vorbereitungsprozess für die Mitte 
Juni stattfindende UN Konferenz zu Um-
welt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
geht in die heiße Phase. Ein zentrales Ziel 
der Konferenz soll sein, einen globalen 
Konsens über eine grüne Wirtschaft − die 
»Green Economy« zu erzielen. Zu einem 
wichtigen Bereich der Wirtschaftspolitik − 
der Handelspolitik − findet sich im ersten 
Entwurf der Abschlusserklärung jedoch 
nur die Forderung, die im Dezember 2011 
wohl endgültig gescheiterte Doha-Runde 
der WTO abzuschließen. Auch das WTO-
Sekretariat preist das Verhandlungsman-
dat zu Handel und Umwelt aus der Runde 
als Beitrag zur »Green Economy« an.
In einer Analyse des derzeitigen Stands 
Verhandlungen kommt Tobias Reichert 
zu dem Schluss, dass diese Einschätzung 
nicht begründet ist. Das Verhältnis zwi-
schen den Regeln der WTO und spezi-
fischen Handelsmaßnahmen in multila-
teralen Umweltabkommen würde nicht 
eindeutig im Sinne der Umwelt geklärt, im 
Gegenteil bekäme die WTO ein Mandat, 
in die Umweltabkommen hineinzuregieren. 
Eine Liberalisierung des Handels mit Um-
weltgütern würde daran scheitern, dass 
diese kaum trennscharf zu definieren sind, 
und ökonomische Ziele in den Verhandlun-
gen mindestens so wichtig sind wie um-
weltpolitische. Dieses Problem steht auch 
einer Annäherung in den Verhandlungen 
zum Abbau der Fischereisubventionen im 
Wege.
In der Handelspolitik kommt der offiziel-
le »Green Economy« Diskurs damit nicht 
über neoliberale Ansätze hinaus. 

Bezug: 
Kostenloser Download unter http://www.foru-
mue.de/projekte/klimaundhandel/klimahandel-
publikationen/

Kurzstudie: Alter Wein in 
grünen Schläuchen

Die EU Kommission hat im Oktober 2011 
einen Vorschlag vorgelegt, mit dem die 
Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) 
grüner und gerechter gestaltet werden 
soll. Zentrales Instrument sind dabei die 
flächengebundenen Direktzahlungen an 
die Landwirte, die den Großteil des Ag-
rarhaushalts ausmachen. Sie sollen stärker 

an verbindliche ökologische Auflagen ge-
bunden werden, um die Ausgaben mit den 
gesellschaftlichen Leistungen der Land-
wirtschaft in Beziehung zu setzen. Dies ist 
einerseits ein Schritt in die richtige Rich-
tung, andererseits sind die ökologischen 
Anforderungen so schwach definiert, dass 
sie kaum reale Änderungen auslösen wür-
den. 
Zudem lässt sich mit den flächengebunde-
nen Prämien die intensive Tierproduktion 
kaum beeinflussen, da viele Betriebe, die 
Schweine oder Geflügel in industriellem 
Maßstab produzieren, kaum noch eigene 
Flächen bewirtschaften. Dabei ist gerade 
dieser Sektor umwelt- und entwicklungs-
politisch besonders problematisch, da er 
Quelle von Treibhausgas- und Gewässer-
verschmutzung ist, sowie mit dem Export 
von Neben- und Abfallprodukten Märkte 
in Entwicklungsländern stört. Der Kommis-
sionsvorschlag enthält keine Ansätze, die-
se Probleme anzugehen. 
Die Bundesregierung verhält sich selbst 
gegenüber diesen eher zaghaften Begrü-
nungsansätzen eher ablehnend. Positiv 
überrascht, dass sie ihre Position zu den 
weniger bedeutenden Exportsubventio-
nen geändert hat, und sie nun auch unab-
hängig vom Ausgang der Doha Runde der 
WTO abschaffen will. 

Bezug: 
Kostenloser Download unter http://www.foru-
mue.de/projekte/klimaundhandel/klimahandel-
publikationen/

Kurzstudie: Der 
deutsche Atomausstieg 

auf dem Prüfstand 
eines internationalen 

Investitions
schiedsgerichts?

Hintergründe zum neuen Streitfall‚ Vat-
tenfall gegen Deutschland (II)

Der schwedische Energiekonzern Vatten-
fall droht, gegen den deutschen Atomaus-
stieg ein internationales Schiedsgerichts-
verfahren anzustreben. Dieser Rechtsweg 
steht dem Unternehmen offen, da es als 
ausländischer Investor den Streitbeile-
gungsmechanismus des Energiecharta-
Vertrags, einem internationalen Han-
dels- und Investitionsabkommen für den 
Energiesektor, nutzen kann.
Eine gute Gelegenheit für umweltpolitisch 
Aktive, aber auch international solidarisch 
denkende Menschen, auf eine weitrei-
chende Revision der deutschen und eu-
ropäischen Investitionspolitik zu drängen. 
PowerShift und die AG Handel im Forum 

Umwelt & Entwicklung haben deswegen 
im Rahmen ihres UBA/BMU-Projektes zu 
‚Klima und Handel‘ eine juristische Kurz-
analyse zu den bisher bekannten Dimen-
sionen des neuen „Vattenfall II“-Falles er-
stellen lassen (eine „Vattenfall I“-ICSID-Fall 
gab es 2009 bis 2011 zum Kohlekraftwerk 
HH-Moorburg). Weitere Aktivitäten (wie 
Workshops und Publikationen) sind ge-
plant und interessierte Kooperationspart-
ner willkommen. 
Bernasconi-Osterwalder, Nathalie / Hoff-
mann, Rhea Tamara 2012: Der deutsche 
Atomausstieg auf dem Prüfstand eines in-
ternationalen Investitionsschiedsgerichts? 
Hintergründe zum neuen Streitfall Vatten-
fall gegen Deutschland (II)‘ Hrsg. von Po-
werShift e.V. & Forum Umwelt & Entwick-
lung. 

Bezug: 
Kostenloser Download unter  
http://power-shift.de und www.forumue.de

Kurzstudie: Zur Rolle 
der Braunkohle in 
der vorgesehenen 

»Energiestrategie 2030« 
des Landes Brandenburg
Die geplante Energiestrategie 2030 des 
Landes Brandenburg gefährdet die von 
der Bundesregierung beschlossene Ener-
giewende. Vor allem der von der Landes-
regierung verfolgte Neubau eines Braun-
kohlekraftwerks steht im Widerspruch zur 
Energiepolitik auf Bundesebene. Dies ist 
das zentrale Ergebnis einer von der klima-
allianz deutschland veröffentlichten Studie 
des renommierten Öko-Instituts.
Die klima-allianz deutschland appellierte 
an die Landesregierung, die Energiewen-
de nicht zu hintertreiben. Denn auch nach 
dem Atomausstieg ist ein neues Braun-
kohlekraftwerk für die Energieversorgung 
Deutschlands schlicht überflüssig. Die 
Braunkohleverstromung wird nach dem 
Energiekonzept der Bundesregierung bis 
2030 drastisch zurückgehen.
Hingegen würde der Neubau eines Braun-
kohlekraftwerks den Ausbau der Erneuer-
baren Energien blockieren. So steigt bei 
einem hohen Anteil Erneuerbarer Energi-
en der Bedarf an flexibler Kraftwerkska-
pazität, die je nach dem Ertrag aus Wind 
und Sonne schnell hoch- oder herunterge-
fahren werden kann. Träge Grundlastkraft-
werke wie etwa Braunkohlekraftwerke pas-
sen in dieses System allein technisch nicht 
mehr hinein.
Der Neubau eines Braunkohlekraftwerks 
in Brandenburg gefährdet auch den Klima-
schutz: Legt man die offiziellen deutschen 
Klimaschutzziele zugrunde, dann steht für 
das Land Brandenburg 2040 rechnerisch 
noch ein Kontingent von 12 Millionen Ton-
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nen CO2-Emissionen zur Verfügung – al-
lein 11,8 Millionen Tonnen würden dann 
aber bereits durch ein neues Kraftwerk in 
Jänschwalde aufgebraucht.

Bezug: 
Kostenloser Download unter http://www.die-
klima-allianz.de/downloads/studien/

Rio+20  
Die UN-Konferenz 
für nachhaltige 

Entwicklung 2012: 
Hintergründe – 

Konflikte – Perspektiven
Vom 20. bis 22. Juni 2012 findet in Rio de 
Janeiro die Konferenz der Vereinten Na-
tionen für nachhaltige Entwicklung statt. 
Zwanzig Jahre nach dem ersten Erdgipfel 
von Rio treffen sich dort erneut Staats- 
und Regierungschefs aus aller Welt sowie 
tausende Vertreter aus Politik, Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft und Medien, um über 
die Lösung globaler Zukunftsprobleme zu 
beraten. 
Der Report »Rio+20« bietet Hintergrund-
informationen zu diesem Großereignis. Im 
ersten Teil gibt er im Zeitraffer einen kur-
zen Überblick über 40 Jahre internationale 
Umwelt- und Entwicklungsdiplomatie und 
die damit verbundenen Diskurse. Auf die-
se Weise ordnet der Report die Rio-Konfe-
renz 2012 in ihren politischen Kontext ein.
Im Hauptteil werden zentrale Themen der 
offiziellen Agenda diskutiert, Positionen 
und Konfliktlinien der Regierungen nach-
gezeichnet sowie Forderungen der Zivil-
gesellschaft dargestellt. Dabei orientiert 
sich der Report am Fahrplan der offiziellen 
Verhandlungen und beginnt mit dem The-
ma Green Economy. Es folgt die Auseinan-
dersetzung über die institutionellen Refor-
men im UN-System. Schließlich gehen wir 
auf die Diskussion über neue Wohlstands-
maße und Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals) ein.
Den Abschluss des Reports bildet zusam-
menfassend eine »Checkliste« von Min-
destanforderungen, anhand derer nach 
der Rio+20-Konferenz aus zivilgesellschaft-
licher Perspektive Erfolg oder Misserfolg 
der Konferenz beurteilt werden kann. Sie 
dienen zur Beantwortung der einfachen 
Frage, ob beim zweiten Erdgipfel in Rio 
Beschlüsse gefällt, Initiativen gestartet 

und gesellschaftliche Diskussionsprozesse 
ausgelöst werden, die die Menschheit auf 
dem Weg zu globaler Zukunftsgerechtig-
keit ein Stück voran bringen.

Bezug: 
Autor: Jens Martens 
Herausgeber: Global Policy Forum Europe und 
terre des hommes 
Februar 2012, 56 Seiten 
Schutzgebühr: 5 Euro 
ISBN: 978-3-943126-06-8

Bestellungen online unter https://rsvp.globalpo-
licy.org/report-rio20-bestellung/ 

Studie: Die 
künftige Rolle von 
Gaskraftwerken in 

Deutschland
Neue Kohlekraftwerke sind auch nach dem 
im Sommer beschlossenen Atomausstieg 
zur Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit nicht notwendig. Für den Über-
gang in das regenerative Zeitalter kann 
der Bedarf an zusätzlichen fossilen Kraft-
werken vollständig durch den Neubau von 
Gaskraftwerken gedeckt werden. Das ist 
das Ergebnis einer von der klima-allianz 
deutschland beim arrhenius Institut für 
Energie- und Klimapolitik in Auftrag gege-
benen Studie zur künftigen Rolle von Gas-
kraftwerken in Deutschland.
Nach der im Sommer 2011 beschlossenen 
Rücknahme der Laufzeitverlängerung und 
der sofortigen Stilllegung von acht Atom-
kraftwerken meldeten und melden sich 
einschlägige Stimmen aus Politik und Ener-
giewirtschaft zu Wort, die den Neubau von 
Kohlekraftwerken zum unverzichtbaren 
Ersatz für den wegfallenden Atomstrom 
ausrufen wollen. Nur mit neuen Kohlekraft-
werken könne die Versorgungssicherheit 
gewährleistet werden. Die Studie des 
arrhenius Instituts widerlegt diese rück-
wärtsgewandte energiepolitische Debatte 
eindrucksvoll. Der Bedarf an zusätzlichen 
Backup-Kraftwerken kann für die Über-
gangszeit ins regenerative Zeitalter voll-
ständig durch flexible und hochmoderne 
Gaskraftwerke gedeckt werden. Für neue, 
unflexible Kohlekraftwerke gibt es da-
gegen in einem Stromsystem mit einem 
stetig zunehmenden Anteil erneuerbarer 
Energien keinen Platz mehr.
Nach Ansicht des Energieexperten sei es 
entscheidend für Investoren zu verstehen, 
dass Gaskraftwerke die Ergänzung der er-
neuerbaren Energien bilden und nicht um-
gekehrt. Sie sollten immer dann betrieben 
werden, wenn Strom aus Windkraft und 
Photovoltaik nicht zur Verfügung steht.

Bezug: 
Kostenloser Download unter http://www.die-
klima-allianz.de/downloads/studien/

AGROPOLY
Wenige Konzerne beherrschen die welt-

weite Nahrungsmittelproduktion

Diese attraktiv gestaltete Broschüre führt 
auf anschauliche Weise in ein gefühlt be-
kanntes, aber selten griffig dargestelltes 
Thema ein: Konzernmacht in der globalen 
Wertschöpfungskette von Nahrungsmit-
teln und ihre Folgen für Umwelt, Gesund-
heit und Gesellschaft. 
Die Weltbevölkerung und ihr Nahrungsmit-
telkonsum wachsen – wächst damit auch 
die Anzahl der im Nahrungsmittelbereich 
tätigen Firmen? Das Gegenteil ist der Fall: 
Konzerne kaufen kleinere Firmen und stei-
gern so Marktanteile und Macht. Firmen 
können damit die Preise, Geschäftsbedin-
gungen und zunehmend auch die politi-
schen Rahmenbedingungen diktieren. Vie-
les, was wir im Norden verbrauchen, wird 
billig im globalen Süden produziert.
Die Gewinne erzielen wenige überwie-
gend im Norden beheimatete Unterneh-
men. Die großen Verlierer sind die Planta-
genarbeiter und Kleinbauern im Süden als 
schwächste Glieder der »Wertschöpfungs-
kette«. In keiner anderen Bevölkerungs-
gruppe ist Hunger so verbreitet. Die Öko-
systeme werden mehr und mehr zerstört.
Die Broschüre „Agropoly“ spricht an, was 
anders werden muss, und was der einzelne 
Konsument tun kann. 

Agropoly. Wenige Konzerne beherrschen die 
weltweite Lebensmittelproduktion. 
Herausgegeben von der Erklärung von Bern 
(EvB) und dem Forum Umwelt und Entwicklung 
Zürich/Berlin, Januar 2012, 18 Seiten, kostenlos.

Bezug: 
Kostenloser Download der Publikation unter 
www.forumue.de 
Die Publikation kann als gedrucktes Exemplar 
bei unserem Service-Point bestellt werden 
http://www.forumue.de/servicepoint/bestellun-
gen/

Wer kriegt was? Das 
Nagoya-Protokoll 

gegen Biopiraterie. Eine 
politische Analyse 

Das Problem ist bekannt: Eine Pflanze in 
einem Land A, das meist ein Entwicklungs-
land ist, wird von einem Unternehmen in 
einem (Industrie-)Land B genutzt, um ein 
Medikament oder eine Kosmetik auf den 
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Markt zu bringen. Nicht selten nutzen in-
digene Völker diese Pflanze seit Generati-
onen. Ihr traditionelles Wissen diente der 
Forschungsabteilung des Unternehmens 
aus Land B als wichtiger Fingerzeig für 
die Produktentwicklung. Normalerweise 
wird weder das Land A noch das indigene 
Volk um die Zustimmung zur Nutzung ge-
beten, noch werden die Gewinne, die das 
Unternehmen schließlich macht, irgend-
wie mit dem Land A oder dem indigenen 
Volk geteilt. Biopiraterie ist das politische 
Schlagwort, das anzeigt, dass die entspre-
chenden Regeln der Konvention über die 
biologischen Vielfalt (CBD) einfach igno-
riert werden. 
Das Nagoya-Protokoll gegen Biopiraterie 
soll hier Abhilfe schaffen. Welche Regeln 
es vorsieht, wie dies vor dem Hintergrund 
der politischen Debatte der vergangenen 
Jahre zu bewerten ist, und, nicht zuletzt, 
ob es tatsächlich halten kann, was es ver-
spricht, nämlich als wirksames Gegenge-
wicht gegen Biopiraterie zu fungieren  – 
das sind die Grundfragen, denen diese 
politische Analyse des Nagoya-Protokolls 
gegen Biopiraterie nachgehen will.

Bezug: 
Evangelischer Entwicklungsdienst, eed 
Ulrich-von-Hassell-Straße 76 
53123 Bonn 
www.eed.de, eed@eed.de

Kostenloser Download unter http://www.eed.de/
de/de.col/de.col.d/de.sub.41/de.sub.pub/de.pub.
de.494/index.html

Agrarpolitische 
Studienfahrt nach 

Brüssel
6. bis 9. Mai 2012 

Brüssel

Im Rahmen der diesjährigen, dreitägigen 
Studienreise stehen Nachhaltigkeitsas-
pekte der deutschen und europäischen 
Rohstoff- und Handelspolitik am Beispiel 
Landwirtschaft im Mittelpunkt. 
20 politisch Aktiven aus NGOs und ande-
ren zivilgesellschaftlichen Netzwerken wie 
Gewerkschaften oder Parteien sollen so 
die Gelegenheit bekommen, sich Akteure, 
Institutionen und Prozesse der europäi-
schen Agrar- und Handelspolitik aus der 
Nähe anzusehen und nach den Möglichkei-

ten und Hindernissen für eine gerechtere 
EU-Agrar- und Handelspolitik zu suchen. 
Hierzu werden wir uns mit staatlichen Ver-
tretern und Lobbyisten für Konzerninteres-
sen als auch mit zivilgesellschaftlichen Ak-
tivisten treffen – zum Meinungsaustausch 
und für Informationen aus erster Hand. 

Organisiert vom Forum Umwelt & Entwick-
lung. Germanwatch. PowerShift.

Weitere Informationen: 
Germanwatch e.V. 
Marco Klemmt 
Email: klemmt@germanwatch.org

Energiewende 
voranbringen: Woche 

der Sonne sucht lokale 
Veranstalter

4. bis 13. Mai 2012

Wie Verbraucher mit einer Solaranlage 
die Energiewende voranbringen können, 
zeigt die Informationskampagne Woche 
der Sonne bundesweit vom 4. bis 13. Mai 
2012. Unter dem Motto »Deine Energie-
wende« liegt der Fokus der Aktionswoche 
in diesem Jahr auf dem Thema der solaren 
Selbstversorgung mit Strom und Wärme. 
Ob Solarbegeisterte, Kommunen, Initia-
tiven oder Schulen – Alle, die über Solar-
energie informieren möchten, sind aufge-
rufen sich als Veranstalter zu registrieren 
und eine eigene Veranstaltung zum Thema 
Solarenergie durchzuführen. Auch Hand-
werker, Solarteure und andere Firmen aus 
der Branche können sich beteiligen. Die 
Teilnahme ist für alle Veranstalter kosten-
frei.
Unterstützt werden die Veranstalter mit 
professionellen Informationsmaterialien 
und Checklisten für die eigene Veranstal-
tungsplanung und Pressearbeit. Jeder Teil-
nehmer, der eine Veranstaltung anmeldet, 
kann im Solar-Shop auf www.woche-der-
sonne.de ein kostenloses Aktionspaket 
bestellen.
Darüber hinaus sind auch die Zeitung für 
Solarenergie mit aktuellen Informationen 
zu den Themen Photovoltaik und Solar-
thermie und weitere Materialien erhältlich. 
Der Bundesverband Solarwirtschaft e.V. 
(BSW-Solar) organisiert die Aktionswoche 
seit 2007 jährlich. Partner sind u. a. die 
Deutsche Umwelthilfe, der Bundesver-
band Erneuerbare Energien, die Hand-
werksverbände und der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund. Im vergangenen Jahr 
fanden bundesweit über 5.600 Veranstal-

tungen mit insgesamt mehr als 400.000 
Besuchern statt.

Weitere Informationen:  
Web: www.woche-der-sonne.de

Grupo Sal
Konzert für Amazonien 

19. April bis 6. Mai 2012, deutschlandweit

Mit leidenschaftlicher Musik, visionärer 
Kühnheit und pointierten Analysen lädt 
dieser Abend zu einer erkenntnisreichen 
und lustvollen Begegnung mit dem The-
ma Regenwald ein. Das neue Programm 
von Grupo Sal »Konzert für Amazonien« 
berührt alle Sinne. Moderne lateinamerika-
nische Musik, Texte, indigene Rituale, und 
Live-Malerei zeigen den Regenwald aus 
verschiedensten Perspektiven. Im Mittel-
punkt steht dabei die außergewöhnliche 
Begegnung mit Abadio Green, dem füh-
renden Vertreter des indigenen Volkes der 
Tule.
Abadio Green berichtet auf sehr persönli-
che unmittelbare Art über die Lebenswei-
se seines Volkes. Er vermittelt die Magie 
des Regenwaldes und schildert eindring-
lich die Bedrohung dieses Lebensraums. 
Diese Erfahrungen haben angesichts der 
Ereignisse in Japan eine besondere Aktua-
lität bekommen. Fukushima zeigt, dass die 
existentielle Bedrohung der Lebensräume 
durch den rücksichtslosen Umgang mit 
der Natur auch die Zentren der Weltge-
sellschaft nicht verschont. Niemand kann 
sich den Folgen entziehen, sie reichen 
vom Regenwald bis in die Metropolen. Das 
Umdenken – und Umsteuern – muss global 
sein, es muss alle Kulturen umfassen, und 
alle können und sollten dabei voneinander 
lernen.
Bei dieser »Begegnung der Kulturen« trifft 
Abadio Green Thomas Brose vom Klima-
Bündnis. Green und Brose sind in beiden 
Welten zuhause und damit hervorragende 
Vermittler zwischen den Welten. Green 
ist nicht nur von seinem Volk als Ältester 
anerkannt, sondern ist auch Professor für 
Ethnolinguistik an der Universität. Brose 
war Entwicklungshelfer in Brasilien und ist
heute Geschäftsführer des Klimabünd-
nisses. Beide stellen ihre Sichtweise des 
Kampfes um Amazonien dar, um dann ge-
meinsam Visionen und Lösungsansätze zu 
entwerfen.
Grupo Sal, sechs Musiker aus Argentinien, 
Chile, Portugal und Deutschland, mischt 
zeitgenössische Musikelemente mit tradi-
tioneller Folklore.

Weitere Informationen: 
Grupo Sal, Tel.: 07071/76919 
Web: www.grupo-sal.de  
Email: info@grupo-sal.de 
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en Fachtagung zur 
Handelspolitik 
Deutschlands
7. Juni 2012 9.30–17 Uhr 

Beletage der Heinrich Böll Stiftung,  
Berlin

Mit der Green Economy soll die gegenwär-
tige Klimakrise überwunden und die Welt-
wirtschaft grüner und gerechter werden. 
In ihr wird die Chance für nachhaltige Ent-
wicklung und Umwelt gesehen. Wird die 
Green Economy diesem Anspruch wirklich 
gerecht? Welche Rolle spielt Deutschland 
dabei. Kann es mit seiner derzeitigen Roh-
stoffpolitik wirklich Vorreiter hin zu einer 
nachhaltigen Weltwirtschaft sein?
Diesen Fragen soll auf der eintägigen Ta-
gung nachgegangen werden. Dazu wer-
den zentrale Klima- und Nachhaltigkeitsas-
pekte der deutschen und internationalen 
Handelspolitik analysiert und im Hinblick 
auf mögliche neue ökologische Import- 
und Exportstrategien Deutschlands dis-
kutiert. Im Mittelpunkt steht der deutsche 
Import von Rohstoffen für die hiesige 
Landwirtschaft (Stichwort: Futtermittel für 
die Fleisch- und Milchproduktion) sowie 
der Import industrieller Rohstoffe für die 
Umwelttechnologien.
Organisiert vom Forum Umwelt & Entwick-
lung. Germanwatch. PowerShift. Misereor.

Weitere Informationen: 
Germanwatch e.V. 
Marco Klemmt 
Email: klemmt@germanwatch.org

3. Alternativer 
Energiegipfel der klima-

allianz deutschland: 
»Energiewende – alles 

klar?«
24. Mai 2012, Berlin  

(Landesvertretung Baden-Württemberg)

Keine vier Monate nach der Atomka-
tastrophe von Fukushima beschloss im 
Juni 2011 der Bundestag das sogenannte 
Energiewende-Gesetzespaket. Die Atom-
Laufzeitverlängerungen wurden zurückge-
nommen, fast die Hälfte der AKWs bleibt 
dauerhaft vom Netz, der Ausbau der Er-
neuerbaren Energien soll zügig vorange-
trieben werden. Nach jahrzehntelangen 
Konflikten in der Energiepolitik herrscht, 
so könnte der Eindruck entstehen, jetzt 
eitel Sonnenschein.
Doch der Schein trügt. Der Aufbruch in 
das Zeitalter der Erneuerbaren kämpft 
noch mit vielen Hindernissen. Obwohl 
der Ausbau der Erneuerbaren Energi-
en tatsächlich rasch voranschreitet, be-

kommt die Bundesregierung eher Angst 
vor der erfolgreichen Energiewende. 
Nicht die Chancen und Perspektiven der 
Energiewende werden betont, sondern 
ein Bedenkenträger nach dem anderen 
meldet sich zu Wort. Immer öfter kom-
men Vorschläge, das erfolgreiche Erneu-
erbare-Energien-Gesetz zu ändern, den 
Ausbau der Solarenergie zu bremsen, 
oder gar neue Kohlekraftwerke zu sub-
ventionieren.
Was ist der Stand der Dinge ein Jahr nach 
der Verkündung der Energiewende? Was 
kommt voran, wo klemmt es? Und was muss 
getan werden, damit die Energiewende 
keine Hängepartie, sondern eine Zukunfts-
chance wird? Die klima-allianz deutschland 
schaut genauer hin und lädt ein, dies eben-
falls zu tun. Der 3. Alternative Energiegip-
fel am 24.5.2012 bringt Akteure aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft zusammen.

Weitere Informationen: 
klima-allianz deutschland 
Web: http://www.die-klima-allianz.de/termin/3-
alternativer-energiegipfel-der-klima-allianz-
%E2%80%9Eenergiewende-alles-klar/ 
Email: info@klima-allianz.de

McPlanet.com 2012 
„Too BIG To Fail – Es gibt 

keinen Planeten B“
Kongress, 20.–22. April 2012, TU Berlin

Internationaler Bewegungskongress an 
der Schnittstelle von globaler Gerechtig-
keit, Globalisierungskritik und Umweltbe-
wegung. 

Vom 20. – 22. April 2012 wird an der Techni-
schen Universität Berlin die fünfte Auflage 
des McPlanet.com-Kongress stattfinden. 
Als eines der größten und wichtigsten 
Events der Umwelt- und globalisierungs-
kritischen Bewegung haben wir uns auch 
für den diesjährigen Kongress wieder Vie-
les vorgenommen. Im Vorfeld der Rio+20 
Konferenz, die im Juni stattfindet, wollen 
wir gemeinsam mit Euch kritisch Bilanz 
ziehen von 20 Jahren internationaler Um-
welt- und Entwicklungspolitik, eigene, si-
cher geglaubte Wahrheiten hinterfragen 
und vor allem wollen wir Euch Mut machen 
zum eigenen Handeln und politischen Ein-
mischen.
Die Auseinandersetzungen um den Cha-
rakter der Green Economy und um die de-
mokratische Partizipation der BürgerInnen 
werden sich als übergreifende Leitthemen 
durch den Kongress ziehen. In den Schwer-

punktbereichen Landwirtschaft, Gemein-
güter, Energie und Lebensstile wollen wir 
gemeinsam mit Euch die Kontroversen, 
Alternativen und konkreten Umsetzungen 
diskutieren. Vorgesehen sind zahlreiche 
Foren, Panels, Workshops und alternative 
Veranstaltungsformate mit Gästen aus Zi-
vilgesellschaft, Politik und Wissenschaft. 
Bereits zugesagt haben unter anderem 
Tim Jackson (GB), Sunita Narain (Indien), 
Kumi Naidoo (Südafrika), Tanja Busse (D), 
Nnimmo Bassey (Nigeria) u. v. m.
Organisiert wird der Kongress von Attac, 
Brot für die Welt, BUND, EED, Forum Um-
welt und Entwicklung, Greenpeace, Hein-
rich-Böll-Stiftung und terre des hommes.

Weitere Informationen: 
McPlanet.com 2012 Kongressbüro  
Email: info@mcplanet.com

Transformations-
kongress

8. und 9. Juni 2012, Berlin

Der Deutsche Gewerkschaftsbund, der 
Deutsche Naturschutzring und Einrich-
tungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland laden zu einem Kongress 
zu den politischen und wirtschaftlichen 
Umbrüchen unserer Zeit. Er wird im Ber-
liner Congress Centrum (bcc) am Alex-
anderplatz stattfinden. Gemeinsam sol-
len zwei Jubiläen genutzt werden, um 
an den Bericht des Club of Rome zu den 
Grenzen des Wachstums von 1972 und 
den Erdgipfel Umwelt und Entwicklung 
von Rio de Janeiro 1992 anzuknüpfen. 
Der Kongress richtet sich an Interes-
sierte aus Medien, Politik und Wissen-
schaft aus dem In- und Ausland, ins-
besondere aber an junge Menschen. 
Jenseits der tagespolitischen Hektik soll 
über die Zukunft von Arbeit und Demokra-
tie, die Neuordnung der Wirtschaft, über 
Verteilungsfragen und die Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft in Rich-
tung auf eine nachhaltige Entwicklung dis-
kutiert werden.

Weitere Informationen: 
Deutscher Naturschutzring 
Web: www.dnr.de 
Email: info@dnr.de
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Zahlreiche Panels, Foren und Workshops mit spannenden 
Schwerpunktthemen - Demokratie, Green Economy und 
der Rio-Prozess, Landwirtschaft, Energie, 
Gemeingüter, Lebensstil - und 
interessanten ReferentInnen 

Und wie immer mit einem bunten 
Kultur- und Aktionsprogramm.         BIGToo  To     Fail

Internationaler Bewegungskongress
zu Globalisierung, Umwelt und 
globaler Gerechtigkeit

20.–22. April | Berlin
McPlanet.com 2012

www.mcplanet.com | facebook.com/mcplanet.kongress

organisiert von

Medienpartner
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